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wenn einer keine Autorität besitzt, kann er sie nicht erlernen
Hans Schemm

Die Bevölkerung Ostpreußens, ein geschichtlicher Ueberblick
Von Dr. Fritz G a u s e, Königsberg Pr.

Das starke Interesse, das Fragen des Volkstums heute mehr
noch als früher in allen Kreisen finden, rechtfertigt den Versuch, einen
Ueberblick zu geben über die geschichtlichen Ereignisse, die das heutige
Bevölkerungsbild Ostpreußens geschaffen haben, über die Ströme
verschiedenen Blutes, 'die im Laufe der Jahrhunderte hier zusam-
mengeflossen sind. Das Grenzland Ostpreußen, seit Jahrhunderten
Kampffeld zwischen den Völkern, kann den Anspruch erheben, die
deutsche Landschaft zu sein, die die meisten Verflechtungen und
Mischungen in der Vevölkerungsgeschichte aufzuweisen hat. Ist
es doch eine „Viervölkerecke", von allen vier Himmelsrichtungen
ausgesetzt dem Einfluß von Freund und Feind. I m Norden und
Osten grenzt es an die Litauer, im SUdm an die Polen, von
Westen kam das Deutschtum, und über die Ostsee griffen die skan-
dinavischen Völker in das Land hinein. Zu Beginn des Mittel-
alters finden mir im Lande die Aestier oder Preußen, ein Volk
baltischen Stammes, verwandt mit den Kuren im Norden, die
noch den Nordzipfel des heutigen Memellandes bewohnten, und
den Litauern, die jenseits der Memel auf der Hochfläche von Sza-
maiten siedelten. Sie standen aber unter germanischem Kultur-
einfluß von der Weichsel her, wo nacheinander Burgunder, Goten
und gotische Gepiden wohnten, und von Süden her, wo bis in das
heutige Masuren hinein Vandalen und Goten eine Herrenschicht
bildeten. Ueber die Oftsee kamen von Schweden her im 10. Jahr-
hundert die Wikinger, die in Wiskiauten im Samland eine bedeu-
tende Handelsniederlassung besaßen. Zu der Zeit, als die schrift-
liche Ueberlieferung reichlicher einsetzt, waren wohl keine Ger-
manen mehr im Lande, aber wahrscheinlich sind sie nicht restlos
abgewandert, sondern die Zurückgebliebenen haben sich mit der
eingesessenen Bevölkerung vermischt. Slawen haben jedenfalls
nicht in Ostpreußen gewohnt, sondern erst westlich der Weichsel und
südlich der Ossa.

Die ersten Jahrhunderte des Mittelalters sind ausgefüllt mit
erfolglosen Versuchen der im Süden herrschenden slawischen Für-
sten, sich die Gebiete an der Ostsee durch christliche Mission zu unter-
werfen (Otto von Bamberg, Adalbert von Prag, Christian). I n
diesem Bestreben sollte auch für Konrad von Masowien der Deut-
sche Ritterorden nur Mit tel zum Zweck sein, und es bedeutete die
entscheidende Wendung in der Geschichte des Landes, daß das
staatsmännische Genie Hermanns von Salza, seinen Orden als
eiserne Spitze an dem gewaltigen Keil der deutschen Ostbewegung
einsetzend, die Grundlagen zur Errichtung eines bodenständigen
deutschen Staates ganz eigentümlicher Prägung schuf. Unter den:
Schütze deutscher Schwerter strömten dann zunächst deutsche Rit-
ter und Kaufleute und dann in immer größerer Zahl deutsche
Bauern in das Land und wurden hier in planmäßiger und
mustergültiger Kolonisationsarbeit durch die 'Landesherrschaft seß-
haft gemacht.

Der Wagemut lübischer Kaufleute, die besonders in den neuen
Städten an der Küste und im Ermland sich niederließen, vermählte
sich mit der Zähigkeit und Kampffreudigkeit der Männer aus Nie-
dersachsen und der Elbegegend und den kolonisatorischen Erfah-
rungen, die die Einwanderer aus den Ostmarken des Reichs, aus
Brandenburg, Ostthüringen, Meißen und Schlesien in den neuen
Staat mitbrachten. Besonders groß war der Zustrom aus Schle-
sien, so daß heute noch im Ermland ein mitteldeutscher, als bres-
lauisch bezeichneter Dialekt gesprochen wird. Auch als infolge der
Aenderung der wirtschaftlichen Struktur Deutschlands der Zu-
strom aus dem Reich schwächer wurde und allmählich ganz ver-
siegte, führte der Orden die Kolonisation aus dem Geburtenüber-
schuß, den jedes Kolonialland aufzuweisen hat, weiter, bis große
Gebiete im Westen und Süden der heutigen Provinz eine rein
oder überwiegend deutsche Bevölkerung aufwiesen. Die Deut-

schen siedelten nur z. T. auf ehemals uon Preußen bewohntem
Lande, vorwiegend saßen sie auf Wald- und Bruchland, das von
ihnen mit ihrer den Preußen überlegenen Technik (eiserner Pflug)
urbar gemacht wurde. Es ist eine Legende, die von polnischer Seite
aber immer wieder gern aufgewärmt wird, daß die Ordensritter
das Preußenvolk vernichtet hätten. Natürlich haben die Preu-
ßen in den jahrzehntelangen Kämpfen bei der Eroberung des
Landes schwer gelitten, aber der Orden hatte kein Interesse daran,
seine zukünftigen Arbeitskräfte und Steuerzahler totzuschlagen.
Tatsächlich ist eine starke preußische Bevölkerung, besonders in:
Samland und in Natangen, erhalten geblieben und erst allmählich
in die überlegene deutsche Kultur aufgegangen. Die preußische
Sprache ist erst im I?. Jahrhundert verschwunden, das preußische
Blut bildet heute noch einen, wichtigen und nicht den schlechtesten
Bestandteil in der Bevölkerung des Landes, wenn auch nicht in
der Art , wie die Fabeleien Alfred Vrusts es glauben machen
wollen.

Als gegen das Ende der Ordenszeit die Kraft der deut-
schen Bevölkerung durch die Kriege geschwächt W^r und der Orden
für sein seit 1466 stark verkleinertes Gebiet neue Menschen
brauchte, wanderten in die bis dahin menschenarmen Grenzgebiete
Szamaiten von Norden und Nordosten und Masoroier von Süden
ein, zuerst als Flüchtlinge und Schutzsuchende, dann in immer grö-
ßerer Zahl als gern gesehene Kolonisten; denn in einer Zeit, die
nationale Motive nicht kannte, waren diese Einwanderer der
LllNdeIherrschaft, dem Orden und später den Herzögen, im Erm»
land den Bischöfen, zur wirtschaftlichen Stärkung des Landes will-
kommen, wenn man die an sich besseren deutschen Einwanderer
nicht mehr haben konnte. Auch die Kuren sind erst nach 1400 ein-
gewandert und haben sich, vorwiegend als Fischer, an den Küsten
des Haffs und ,der Nordküste des SamlandeZ' angesiedelt. Schließ-
lich sind auch die ersten Juden damals aus Polen nach Preußen
gekommen, eine Folge der Lehnsabhängigkeit des Landes von, Po-
len. Alle diese Zuzöglinge brachten auch keinerlei nationale Aspi-
rationen mit, sie waren weit davon entfernt, sich als Pioniere ihres
Volkstums zu fühlen, sondern haben sich dem Staate, in den sie
einwanderten, selbstverständlich und willig eingefügt. Die An-
sprüche, die heute unsre Nachbaren auf Teile Ostpreußens erheben,
sind erst ein Ausfluß des allerjüngsten Nationalismus. Obgleich
der Zustrom aus Masowien mit der Durchführung der Gegenrefor-
mation in Polen versiegte - die Verschiedenheit der Konfession
hat seitdem Ostpreußen und Polen wie eme Mauer getrennt') -
breiteten sich die Masowier durch innere Kolom,ai«n bis weit ins
Innere des Landes hinein aus, sich mit der deut,cyen und preu-
ßischen Bevölkerung zu dem vorwiegend slawljchen, aver viele beut,
sche Einschläge ausweisenden Stamme der MaMren vermischend.
Ihre Krast wurde erst gebrochen durch den verheerenden Tataren-
einfall von 1656. Etwas länger hielt die litauische Welle an. Sie
ebbte erst zurück, als die furchtbare Pest von 1709 die Litauer in
Preußen dezimierte und auch m Litauen selbst wütete, so daß die
Lücken nicht mehr durch Zuwanderung geschlossen werden konnten.

Es ist ein Glück für Ostpreußen gewesen, daß gerade in dieser
Zeit der Große Kurfürst das Land aus der Verbindung mit Polen

*) Die Gegenreformation im Ermland und der Umstand, daß von
1579 ab bis zur Wiedervereinigung mit Preußen die ermlänWchen
Bischöfe Polen waren, haben die in das südliche Ermland eingewanderten
Masowier von den übrigen Masuren differenziert und so den Anlan
gegeben zu einer verschiedenartigen Entwicklung Wahrend die Masuren
heute wie es die Abstimmung von 1920 unwiderloglich bewiesen hat
gesinnung5mäßig Zu Deutschen geworden ^ wichen Erm°'gesinnungsmäßig zu Deutschen geworden stnd. g,,ot es im südlichen Erm-
land noch Reste bewußt polnischen Volkstums, 5ie aber im unaufhalt-
samen Rückgang begriffen und heute so gering sind, daß sie den Namen
einer nationalen Mmdecheit nicht mehr verdienen
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löste und er und seine Nachfolger durch die Begründung des Ab-
solutismus und die beginnende Z"sammensugung ihrer Lander zu
einem Gesamtstaat die Fäden mit Deutschland fester knüpften. So
am es danach der Schatullkolonisation, die vom Großen Kur-
» e n noch im wesentlichen mit Machen litauischen Volkstums

d u r c h s wurde! sich in der Epoche des Absolutismus die
Zweite deutsche Welle in das Land ergoß, wieder sorgsam geleitet
Und verteilt von der Landesherrschaft, die das Werk des Ordens
fortsetzte, und begünstigt durch die Unruhe, die die Glaubensver-
folgungen in vielen Gegenden Deutschlands ausgelöst hatten. Ge-
wiß waren auch diesmal nicht nationale Motive leitend, sondern die
Wirtschaftspolitik des Absolutismus, die Menschen für den größten
Reichtum des Staates erachtete, aber die Verbindung mit
Deutschland führte selbstverständlich dazu, daß die Menschen, die
die Lücken füllten und neuen Wohlstand in das Land brachten,
von Westen kamen und nicht aus dem fremdvölkischen Osten. Wenn
Friedrich Wilhelm I. auch Litauer und Polen nur deshalb ablehnte,
weil sie schlechte Wirte waren, so ändert das nichts an der Tatsache,
daß dieser Fürst sich das allergrößte Verdienst um die Deutsch-
erhaltung Ostpreußens erworben hat.

I m Unterschied von der Ordenszeit kamen die Zuzöglinge dies-
mal aus dem deutschen Westen und Süden, aus Holland, der
Pfalz, aus der Schweiz und — die größte und bekannteste Zuwan-
derung — aus Salzburg. Fremden Volkstums waren nur die
huaenotten, die als Refugies unter dem Großen Kurfürsten nach
der Mark und auch nach Preußen kamen. Sie haben noch lange
als Kolonie eine gewisse Sonderstellung gehabt, sind dann aber
freiwillig und restlos in das Deutschtum aufgegangen. Wenn auch
unter Friedrich d. Gr. die Kolonisationstätigkeit in Ostpreußen
etwas nachließ, weil dieser König seine Fürsorge hauptsächlich
Schlesien, der Mark und dem zurückgewonnenen Westpreußen an°
gedeihen ließ, so haben doch die hohenzollernschen Könige das Ver-
dienst, das Deutschtum Ostpreußens stabilisiert zu haben wie einen
rocliel- cie bwnce. Daran hat a>uch die Einwanderung der rus-
sischen Sekte der Philipponen in das mittlere Masuren (kurz nach
1830) nichts geändert. M i t ihren griechisch-katholischen Kirchlein
bilden diese Philopponen wohl eine gewisse Sehenswürdigkeit, aber
keine Gefährdung des Deutschtums.

Dns Zeitalter des Konstitutionalisnius und der Demokratie
wandte d«s ^sicht Deutschlands dem Westen zu, den Großstädten
und der Industrio. Ver Osten wurde das Hinterhaus Deutsch-
lands er blieb zwar eine Quelle völkischer Kraft, galt aber als
politisch und wirtschaftlich rückständig. Das Deutschtum Ostpren-
ßens schritt zwar fort durch die Eindeutschung der fremdsprachigen
Randgebiete, die, durch allgemeine Wehrpflicht, Freizügigkeit und
die zunehmende Erschließung der Provinz durch Chaussee- und
Vahnbauten gefördert, sich freiwillig und unaufhaltsam vollzog
und sich jetzt im Endstadium befindet, erlitt aber gleichzeitig uner-
meßlichen Schaden durch die Abwanderung von Hunderttausenden
nach dem lockenden Westen. Die - jetzt aus nationalen Motiven
erfolgende - Siedlungspolitik der Vorkriegszeit «am weniger
^Pveuh7n als dm national besonders gefahrdeen Provinzen
Posen und Wesrureuken zugute, und auch die der Kriegs- und

Ansiedlung von deutschen Ruckwanderern
aus Polen un Walhynien die bedeutendste Tat ist, mußte, so
notwendig u?wer tvoU sie an sich war, ohne rechten Er folg blei-
ben, solange dov Zug nach dem Westen anhielt. Die geistige und
Mitische Umwälzung ,der Gegenwart ist dabei, auch hierm Wandel
zu schaffen. Die Abkehr vom Westen und die Hinwendung zum
Osten, die Abkehr von der lleberindustrialisierung und die Be-
sinnung auf die aus dem Lande stammenden Grundkrafte unseres
Volkstums sind nicht nur eine Sache der Bevölterungs- und
Wirtschaftspolitik, sondern im Grunde Ausfluß einer Weltanschau-
ung. Gg ist die Zeit gekommen, eine neue Welle deutscher Volks-
" a f t in den östlichen Raum hineinfluten zu lassen zum Heile nicht
ß"n ^ deutschen Ostens und seines äußersten Vorpostens Ostpreu-

' sondern zum Heile des ganzen deutschen Vaterlandes.
Entwick^ ^ l in groben Umrissen gezeichnete Bild der völkischen
E i n z e l s 3 " " ostpreußischen Raum ist das Ergebnis zahlreicher
Urkunde " " ^ " ' ^ sich auf Orts- und Personennamen, auf
konnten w"^ ""dere Zeugnisse historischer Überlieferung stützen
gewinnen -ft ? ^ " " ^ ^ " l lh °ft mühsame, sorgfältige Arbeit zu
ders ist ^ m ^ " " ganzen geklärt und zuverlässig. An-

enn w,r nach ,der rassischen Entwicklung fragen.

Unsere Wissenschaft ist gerade dabei, sich einen Ueberblick über den
rassischen Bestand der gegenwärtigen Bevölkerung zu verschaffen.
Für die Erschließung der älteren Vergangenheit stehen uns nur
die Skelettfunde zur Verfügung, und deshalb sind wir hier meist
auf Vermutungen und Rückschlüsse aus der gegenwärtigen Situ-
ation angewiesen. So können die folgenden Ausführungen nicht
als gesicherte Forschungsergebnisse betrachtet werden, sondern nur
einen gewissen Grad von Wahrscheinlichkeit für sich beanspruchen.

Es ist die Meinung weit verbreitet, daß das Preußentum her-
vorgegangen ist aus einer Mischung von Deutschtum und Slawen-
tum, wobei man dem Deutschtum die nordische Führerschicht, dem
Slawentum die ostische, dienende und gehorchende Unterschicht zu-
weist. Das ist >wohl nur halb richtig. Denn einmal waren die
nach Ostdeutschland einwandernden Deutschen sicher nicht rein nor-
disch, sondern rassisch gemischt, in Böhmen und Schlesien z. V.
dinarisch und alpin durchsetzt; zum andern gab es bei den Slawen
sicher auch nordische Elemente, wenn auch die, wie man heute an-
nimmt, aus Westsibirien gekommene ostische Nasse wohl den Haupt-
bestandteil der slamischen Völker ausmacht, und schließlich kann
diese Ansicht für Ostpreußen am wenigsten zutreffen, weil, wie
oben erwähnt, Slawen erst seit der zweiten Hälfte des 15. Jahr-
hunderts dorthin gekommen sind. Die vielen nordisch gestalteten,
aber kurzkö,pfigen Menschen, die es bei uns gibt, sind wohl auf
eine in weit frühere Zeit zu setzende Rassenmischung zurückzu-
führen.

Man vermutet, daß eine kurzköpfige, als uralpin bezeichnete
Rasse sich in der Ancyluszeit mit einer von Osten her gekommenen
und sich nach Westen vorschiebenden urnordischen Nasse gemischt
habe und daß später eine kurzköpfige, vielleicht urfinnische Be-
völkerung durch das indogermanische, von Sachsen-Thüringen her
sich nach Osten ausbreitende Volk der Schnurkeramik oder Streit-
axtkultur überlagert worden sei, woraus dann die baltischen Völ-
ker entstanden seien. Jedenfalls war das südlichste dieser Völker,
die Aestier oder Alten Preußen, bei Beginn der eigentlich histori-
schen Zeit bereits rassisch gemischt. Den oben gekennzeichneten
Einfluß germanischer Völker (Goten, Wikinger) auf die Alten
Preußen können wir unbedenklich als nordisch bezeichnen, und
diesem nordischen Element ist es wohl zuzuschreiben, daß die
Alten Preußen von der in den slawischen Stämmen langsam
nach Westen wandernden ostischen Rasse nicht erfaßt wurden. Das
Aufgehen der Preußen im Deutschtum bedeutet dann eine weitere
Rassenvermischung, aber nicht, wie gesagt, zwischen zwei reinen
Nassen, denn einerseits hatten die Preußen nordisches Blut in sich,
andererseits die einwandernden Deutschen auch nichtnordisches
Blut.

Von den späteren Einwanderern waren dann die Kuren, Li-
tauer, Masowier und zuletzt die Philipponen wohl ostisch oder vor-
wiegend ostisch, die Westschweizer wohl mittelländisch, die Salz-
burger dinarisch, die Nassauer und Pfälzer wohl vorwiegend alpin,
und schließlich kamen durch das Judentum auch vorderasiatisch"
und orientalische Elemente in das Land hinein. Wenn sich diese
verschiedenen Rassen auch lange in eigenen Nlutströmen getrennt
voneinander gehalten haben mögen, so hat doch die lange Zeit
des Zusammenlebens und vor allem das 19. Jahrhundert mit sei-
^ ^ ^ ° " ^G le ichhe i t aller Menschen (Iudenomanzi,pation),

' " Grundsatz der Freizügigkeit und den daraus folgenden
cheinungen der Landflucht und der Zusammenballung der Men-

schen m den Städten bei uns wie überall die Rassenvermischung
begünstigt Es ist also unbestreitbar, daß Ostpreußen eine völkisch
und raspsch gemischte Bevölkerung aufweist, und es konnte nicht
ausbleiben, daß unsere Nachbarn nach der Erlangung staatlichei
Selbständigkeit ihr Augenmerk richteten auf den Anteil rassischer
und völkischer Ar t , den sie selbst zu dieser Entwicklung beigesteuert
haben. Polen und Litauer beschäftigen sich mehr, als man es bei
uns gemeinhin weiß, mit ostpreußischer Geschichte. Soweit es sach-
Ich geschieht, begrüßt die deutsche Forschung diese Arbeiten als Vei-
trag zur Erreichung des gemeinsamen Zieles der Aufhellung der
Vergangenheit. Wenn aber daraus politische Gegenmartsfordc-
rungen abgeleitet werden, wenn, wie es z. B. vor kurzem von
litauischer Seite geschehen ist, das längst im Deutschtum aufge-
gangene altpreußische Volkstum als baltisch vom Deutschtum ab-
gesetzt und Ostpreußen daraufhin als Teil der baltischen Lande als
zu Litauen und Lettland gehörig proklamiert wird, ist es unsere
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Pflicht, die Bedeutung des Deutschtums für die Geschichte unserer
Heimat von den Tagen des Ordens bis zur Gegenwart hervor-
zuheben.

Das rassische Bild der Vergangenheit läßt sich genau und zu-
verlässig nicht mehr feststellen, wenn wir auch annehmen können,
daß >das nordische Element bei den Altpreußen und den Deutschen
vielleicht nicht anteilmäßig überwiegend, aber doch wertmäßig füh-
rend gewesen ist. Was aber zweifellos feststeht, das ist die wert-
mäßige und heute auch zahlenmäßige Ueberlegenheit des Deutsch-
tums. Deutsche Menschen haben seit 700 Ichren staatliche Form
und gesellschaftliche Gliederung, Kultur, Recht und Wirtschaft Ost-
preußens bestimmt und dadurch dem Lande ein deutsches Gesicht
gegeben. Daran haben die fremdvölkischen Einflüsse, denen Ost-
preußen im Laufe der Geschichte ausgesetzt gewesen ist, nichts ge-
ändert, und daran können die wenigen Reste fremden Volkstums,
die sich heute noch in unfern Grenzen befinden, erst recht nichts
ändern. Das führende deutsche Element hat im Laufe der Jahr-
hunderte die Verschiedenen Bestandteile der Bevölkerung zu deut-
schem Denken und Fühlen zusammengeführt. Dazu tr i t t die Land-
schaft als wirkender Faktor. Gewiß schafft die Landschaft nicht

Rassen und Völker, aber das lange Veieinanderwohnen in demsel-
ben Raum, unter denselben klimatischen und wirtschaftlichen Be-
dingungen hat doch ausgleichend gewirkt. Zeit und Naum, Ge-
schichte und Landschaft haben über alle früheren Unterschiede hin-
weg einen Menschentyp geschaffen, den wir als „Ostpreußen" be-
bezeichnen, einen deutschen Stamm «on bestimmter Eigenart, ge-
worden in hartem Kampfe auf Kolonialboden an der Grenze ger-
manischer, fast konnte man sagen europäischer Kultur. Zeit und
Raum sind Schicksal, sie sind aber nur das Feld, auf dem der Wille
eines Volkes sich seine Geschichte gestaltet, und dieser Wille ist
deutsch.

Bisher war nur der Staat und in gewissem Grade auch Hie
Kultur Ergebnis bewußter Formung. Ein alles erfassender Wille
ist jetzt dabei, auch das Volkstum nicht als Schicksal hinzunehmen,
sondern auch hier die Kräfte bewußter Formung anzusetzen. So
entsteht aus der wissenschaftlichen Arbeit der Erforschung der
Vergangenheit die Aufgabe der Mitarbeit an dem großen Ziel der
Erziehung zu einem neuen Volkstum. Unser Grenzland soll nicht
nur die preußischste aller preußischen Provinzen sein, sondern auch
der.deutscheste aller deutschen Gaue werden.

Die Landstände im Ordensland Preußen
Die Entwicklung der Stände im Reich.

Die ersten Anfänge des Ständewesens in Deutschland reichen
in das 13. und zum Teil sogar in das 12. Jahrhundert zurück.
I n den Verfügungen der Landesherren jener Zeit taucht der Zu-
satz auf: mit Zustimmung unserer „Mannen — Ministerialen —
Getreuen, Kleriker wie Laien". Dabei handelt es sich neben den
Geistlichen vor allem um Ritterbürtige, während die Geschlechter
der Städte in diesem Zusammenhange noch nicht genannt werden.
Man kann bei den „ratenden" Personen jedoch noch nicht von
Landständen in dem später üblichen Sinne sprechen; denn abge-
sehen davon, daß diese Mannen, Ministerialen usw. nur in einem
persönlichen Verhältnis zum Landesherrn stehen, ihnen also
die Beziehung zum Lande selbst fehlt, ist der Landesherr nicht ver-
pflichtet, für seine Negiemngshandlungen d,ie Zustimmung irgend-
eines seiner Untertanen einzuholen, vielmehr entspringt das Rat-
holen seiner freien Entschließung. I n einer Hinsicht jedoch gibt
es eine Ausnahme: der Landesherr braucht die ausdrückliche Ein-
willigung seiner Untertanen, wenn die von ihnen verlangten Lei-
stungen über das herkömmliche Maß hinausgehen, mag es sich dabei
um Kriegsdienste oder um neue Abgaben handeln. I n solchen
Fällen muß er sich der Zustimmung seiner Untertanen vergewissern.

Allmählich aber tr i t t eine Aenderung in diesem Verhältnis
zwischen Landesherrn und Untertanen ein. I m Laufe des 14.
Jahrhunderts — in dem einen Lande früher, im andern später —
sehen wir die Regierung des Landesherrn an die Mitwirkung
eines Standes oder mehrerer Stände gebunden. Die Gültigkeit
seiner Handlungen wird oft sogar bestritten, wenn er die Be-
fragung der Stände unterläßt.

Forschen wir nach den Gründen dafür, so finden wir, daß
die Landesherren in diesem 14. Jahrhundert immer mehr und
mehr ihre Rechte auf Kosten der Rechte des Königs erweitern.
Um diese vermehrten Rechte aber erringen und vor allem um sie
behaupten zu können, bedürfen sie in gesteigertem Maße der er-
höhten Leistungen ihrer Untertanen. Eine Vermehrung der
Kriegsdienste und eine Erhöhung der Steuern aber sind die Unter-
tanen nur dann zu tragen bereit, wenn der Landesherr ihnen
Zugeständnisse macht, sei es, daß er die Lage der einzelnen Grup-
pen verbessert oder daß er ihnen Anteil an der Regierung ein-
räumt. Dabei handelt es sich vielfach gar nicht um formelle Zu-
sicherungen von feiten des Landesherrn. Vielmehr läßt das An-
sehen, das die Stände sich durch ihre Leistungen erwerben, es dem
Landesherrn geraten erscheinen, wichtige Regierungsgeschäfte ohne
ihre Mitwirkung nicht mehr Vorzunehmen. Aus der Gewohnheit
entwickelt sich dann allmählich ein Recht der Stände.

Außer den Rittern, deren Haltung bei Thronstreitigkeiten
für den Landesherrn oft von entscheidender 'Bedeutung ist, ge-
winnen in dieser Zeit die Städte, die im Besitz der Geldmittel sind,
immer mehr Einfluß. Gerade der Bedarf an neuen Steuern muß
ihre Stellung wesentlich stärken. Häufig erscheint neben diesen

Von Dr. Curt F l a k o w s k i , Königsberg Pr.

beiden Gruppen als dritte ~~ w den geistlichen und weltlichen
Territorien in verschiedener Zusammensetzung — die Gruppe der
Prälaten.

Gemeinsam bilden diese und zuweilen,auch noch andere Grup-
pen die Landstände, häufig auch ,Mndsch,^^" y,h^ „Land" ge-
nannt. Sie treten einzeln oder geschlossen auf besonderen Ta-
gungen, den sogenannten Tagfahrten, zusammen, sie vereinigen
sich in späteren Zeiten im Landtag. Ih r Streben Zielt — das
zeigt sich in allen deutschen Territorien — auf Erweiterung ihre,-
Macht. Vielfach gelingt es ihnen, ihren Einfluß nuf die Regie-
rung des Landes außerordentlich zu steigern, oft auch scheitern
derartige Versuche an der meist fehlenden Einigkeit innerhalb der
Landtage oder an den politischen Verhältnissen im Reich oder auch
an der Persönlichkeit des Landesherrn. Immer aber — von der
Mitte des 14. bis in die zweite Hälfte des 17. Jahrhunderts hin.
ein - ^ sind die Landesherren zum mindesten genötigt, auf ihre
Stände weitgehend Rücksicht zu nehmen.

Die Stände in Preußen.

Die Prälaten.

I m Ordensland Preußen ging «die Entwicklung ebenfalls den
vorher angedeuteten Weg, nur daß hier die Stellung der Prälaten
von vornherein eine ganz andere war als die in den andern
deutschen Landen.

Der Deutsche Ritterorden war kraft seines Nechts als Er-
oberer und auch kraft der ihm von Kaiser Friedrich I I . in der
Goldenen Bulle von Rimini (1226) verliehenen weitgehenden
Freiheiten und Hoheitsrechte der unumichranite Herr des unter-
worfenen Preußenlandes geworden. Da aber der Orden nicht
allein eine ritterliche, sondern auch eine gelstUch-monchische Kör-
perschaft war und infolgedessen auch der QberhotMt des Römischen
Stuhles unterstand, hatte sich der Papst das Recht vorbehalten, im
Gebiet des Ordens Diözesen einzurichten, Bischöfe und Prälaten
einzusetzen und ihnen Land zuzuweisen. Auf Grund dieser Be-
stimmung wurde das ganze Ordensland unter Mitwirkung eines
päpstlichen Legaten in die vier Bistümer Kulm, Pomesanien, Erm-
land^) und Samland gegliedert. Jede dieser Tiöze'en wurde w

i) Das h e u t i g e Ermland umfaßt nur einen Teil
der zur Ordenszeit von der Weeste und dem . Dramen, ee, vom
Frischen Haff und Prege! begrenzten und ostwärts bis stauen reichen-
den Diözese Ermland. Bischof Anselm hatte sich der größeren Sicher-
heit wegen das ihm zustehende Drittel so ausgesucht, daß dieser Anteil,
in dem'er Landesherr war als zusarnmenhangenoes ^emei rmgs vom
s>i-f,l'n«ssin^ ilmaMpn mar ' Die übrigen BlStumer waren nicht so qe-

°"5 mehreren ssetrennten Landstücken. Zur
Diözese Samland gehörte das ganze Preußen nördlich des Pregels, also
auch das nördliche'Nadrauen und Schalauen, außerdem die Frische Neh-
runq. Das Bistum Pomesamen wurde Von Qssa, Weichsel Drausen und
Weeske umschlossen, das Bistum Kulm wurde aus dem Kulmerland und
der östlich anschließenden Löbau gebildet.
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geteilt, daß der Orden zwei Drittel davon für sich behielt; der
Bischo bewm das dritte Drittel mit allen landesherrlichen Hoheits-
rechten und Nutzungen und trat nun ' " " " ' ^ e m Drittel seines
Landesanteils zu gleichen Rechten an ,em Domkapitel ab.

in dem Ordensland, das äußerlich Vollkommen
^ g r ö ß e r e 3 M selbständiger Landesherr-

Z s p l i t t
r M e n ^ g r ß h

s^ . ^ Die Gefahr der Zersplitterung jedoch wurde dadurch
behoben, daß die Form der inneren Einrichtung und Verwaltung
in den Bistumsdritteln dem Vorbild der Ordensbande angepaßt
und die vom Orden erlassenen Gesetze und Bestimmungen still-
schweigend ober auf Grund eines ausdrücklichen Übereinkommens
übernommen wurden. Außerdem waren Bischöfe und Domkapitel
in der äußeren Politik und in der Wehrpflicht dem Orden unbe-
dingt untergeordnet.

Dennoch waren die Bestimmungen über die landesherrlichen
Rechte in den Nistumsdritteln den Deutschherren keineswegs an-
aenehm, zumal dem Bischof auch gewisse geistliche Rechte inner-
Halb des Ordensgebiets zustanden. Der Streit mit dem ersten
5sireußenbischof Christian hatte bewiesen, wie sehr der Orden in
.z^m Lande, das er doch erst erobert und dem Christentum ge-
wonnen hatte, für die Wahrung seiner Rechte sich einsetzen mußte.
Und die Stellung des Bischofs von Riga zu den Deutschherren seit
ihrer Verschmelzung mit dem Schwertbrüderorden ^237) und nach-
her die Versuche des neugeschaffenen Erzbistums Riga, die kirch-
liche Oberhohbit über die ihm unterstellten vier preußischen 2an-
>oesbischöfe M einer ganz anders gearteten Machtstellung zu er-
weitern, legten Zeugnis davon ab, wie sehr das Beispiel der
nach Weltherrschaft strebenden Päpste die Herrschlust im geistlichen
Stande gefördert hatte und wie wenig die hohe Geistlichkeit ge-
neigt war, auf die engeren Grenzen ihrer kirchlichen Gewalt sich
beschränken zu lassen.

Von vornherein suchte der Orden den möglichen Schwierig-
keiten dadurch zu begegnen, daß er die Landesherren der geist-
lichen Gebiete durch ein festes Band an das Ganze fesselte. Das
gelang ihm in den Bistümern Kulm, Pomesanien und Samland
vollkommen: die drei Domkapitel un!d demzufolge auch die Bischöfe
wurden ausschließlich aus der Ordensgeistlichkeit, also aus Ange-
hörigen des Ordens, entnommen. Nur im Ermland hatten die
Ordo„Hhe^n nicht den gleichen Grfolg. Außer dem ersten erm-
ländischen Vvschuf̂  >dem Dominikaner Aniselmus, der sich w den
Orden hatte «ufnehn,o„ lassen, ist hier niemals ein Ordenspriester
auf den bischöflichen Stuhl gelangt. Das ermländische Domkapitel
blieb — sehr zum Schaden des Landes — immer ein Fremdkörper
im Ordensstaat, nachdem die ersten Domherren, die zum Teil aus
Mähren stammten, sich geweigert hatten, in den Orden einzutreten.

Die vier Bischöfe und ihre Domkapitel sind den späteren
Landständen nicht zuzurechnen, sie waren nicht Untertanen des
Ordens, sondern seine Mitherrscher. I n allen Angelegenheiten, die
das ganze Land betrafen, wurden die Prälaten zu den Beratun-
gen zugezogen; zusammen mit dem Hochmeister und den Gebieti-
gern bildeten sie eine Art Bundesrat. Die Landesuerordnungen
wurden auch in ihrem Namen erlassen, und in den Urkunden
heißt es immer: „Der Hochmeister mit Rat und Vollwort femer
Gebietiger und Prälaten verordnet . . ."

Die Städte.

Das Land, das der Orden als oberster Grundherr befaß, ver-
gab er zu den 1233 w der Kulmischen Handfeste niedergelegten
Bedingungen an die meist deutschen Einwanderer als erblichen
und — unter gewissen Beschränkungen — veräußerlichen Besitz
gegen die Verpflichtung .zu bestimmten Leistungen, immer unter
Betonung des Obereigentums, das ihm, der Landesherrschaft, ver-
blieb. Eine Besiedlung des flachen Landes kam anfangs wegen
der dauernden Kämpfe mit den Preußen nur wenig in Betracht.
Darum begann der Orden mit Stadtgründungen, bei denen der
"Mtärische Zweck mit wirtschaftlichen Gesichtspunkten sich glücklich
""ewigen ließ.
daraus - ^ gleichen Zeit, in der im Reich Kaiser und Fürston
gaben d ' ' ^ " ^ ^ ^ ^ ^ ^ ' ^ Freiheiten der Bürger einzuschränken,
H ^ h n ^ ^ weitblickenden Ordensherren ihren Städten eine aus-
hielten sich ̂ ' ^ r W n l t u n g und eine eigene Gerichtsbarkeit, sie be-

in den größeren Gemeinden - ^ nur das
" für die Wahl -des Schultheißen und der Rat-

mannen vor und machten die Urteile des städtischen Gerichts über
„Hals und Hand" von ihrer Zustimmung abhängig. Zinszahlun-
gen und sonjiige Abgaben waren niedrig gehalten, und am Kriege
nahmen die Bürger nur als Landwehr zum Schutz der engeren
Heimat teil.

Infolge dieser wohlwollenden Behandlung durch die Landes-
herrschaft und bei der Kraft und Stärke der Staatsgewalt, an
der alle Bewohner des Landes ihren Ruckhalt hatten, wuchsen die
Städte, vor allem natürlich die durch chre ausgezeichnete Lage
besonders begünstigten sechs: Kulm, Thorn, Elbing, Braunsberg,
Komgsberg und Danzig, schnell heran, (bewerbe und Handel ent-
wickelten sich in ungeahnter Weise und verhalfen den Bürgern,
seit der Verkehr auch mit den Nachbarländern zunahm, zu einem
Wohlstand und den Städten zu einer Blüte, wie sie damals im
übrigen Deutschland, ja selbst in Europa — mit Ausnahme von
Italien — nur selten zu finden war.

Die Zugehörigkeit zur Hanse war den größeren Städten gern
gestattet. Ende des 13. Jahrhunderts schon erscheint Elbing, die
Tochterstadt Lübecks, als Bundesschwester, und etwa zur gleichen
Zeit werden auch Thorn, Kulm und das damals noch nicht dem
Orden gehörige Danzig als Mitglieder der Hanse genannt. Brauns-
berg und Königsberg folgten bald. Die Teilnahme an den Hanse-
tagen brachte es sich mit, daß die Vertreter der „sechs Städte von
Preußen" zur Vorberatung der dort zu behandelnden Fragen in
besonderen Tagfahrten — meist in Marienburg — sich zusammen-
fanden. Ihre Bevollmächtigten, die dem vornehmsten Stand, der
GroKaufmannschaft, und damit meist dem städtischen Adel ent-
stammten, bildeten dort einen besonderen „Handelsrat", der in
städtischen Handelsgeschäften — oft ganz unabhängig vom Hoch-
meister — vollgültige Entschlüsse faßte und sie dann im Namen
der preußischen Städtegrup,pe fremden Fürsten oder den anderen
Hansestädten mitteilte.

Die Städte nahmen also eine eigentümliche Doppelstellung
ein. Einerseits standen sie als Glieder der Hanse sehr frei, fast
unabhängig da, erhoben für sich oder für des Bundes Zwecke Ab-
gaben, schlössen selbständig Bündnisse mit fremden Mächten, halfen
sogar einmal (1362—63) den Dünenko'nig bekriegen, mit dem der
Orden damals im Frieden lebte, oder sie führten (1398) mit dem
Orden gemeinsam, als seine Bundesgenossen, Krieg gegen die
Vitalienbrüder. Gerade diese Bemühungen um die Säuberung
der Ostsee hatten die Verbindung mit den übrigen Hansestädten
ungemein gefestigt und das Ansehen der Preußenstädte bei den
Hanseaten noch wesentlich erhöht. An keiner wichtigen Tagfahrt
der Hanseaten fehlten fortan die Sendboten der preußischen
Grup.pe, und nicht feiten gab ihre Stimme bei den Verhandlungen
den Ausschlag. Auf der anderen Seite aber standen sie wieder
unter der Oberhoheit des Hochmeisters auch in ihren Handels-
interessen, und es lag ganz im Belieben des Meisters, wie weit
er sie frei schalten und walten lassen wollte.

Es nimmt nicht wunder, daß diese einzigartige Stellung der
großen Preußenstädte ein immer stärker ausgeprägtes Selbstgefühl
vor allem bei ihren herrschenden Geschlechtern wachsen ließ. Sie
sahen nicht in der Größe und in der Machtentfaltung des Ordens-
staates, sondern in der Freiheit, die ihnen der Orden gewährte, den
Hauptgrund für die großartige Entwicklung ihrer Gemeinwesen,
für ihre Blute, ihren Reichtum. Um so schwerer mußten sie es
empfmden, als der Orden dazu überging, die bisher gewährte
Hände sfreiheü zu beschränken und das Pfundgeld, eine ursprüng-
lich allem von den Städten abhängige Handelsabgabe, in einen
Landeszoll umzuwandeln.") Und mehr noch verstimmte es die
Bürger und besonders die stolzen, herrischen Stadtjunker, als die
Deutichherren etwa seit der Mitte des 14. Jahrhunderts einen aus-
gedehnten E i g e n H a n d e l begannen.

Die Einkünfte des Ordens aus den Grundabgaben feiner
Untertanen und die Erträge aus Domänen und Regalien waren
gewaltig. Eigenbedarf und -verbrauch waren nicht groß genug,

2) Das Pfundgeld, eine Zollabgabe von Schiffen und Schiffsgütern,
war ursprunglich von der gesamten Hanse zur Bestreitung gemeinsamer
außerordentlicher Kriegsausgaben mehrfach festgesetzt worden. Später
wurde dieses praktische Hilfsmittel — natürlich auch mit Zustimmung
des Hochmeisters — allein von den Preußischen Städten zur Bezahlung
ihrer Schulden verwandt, schließlich machte der Hochmeister eine staat-
uche Zollabgabe daraus, indem er zuerst ein Drittel, dann zwei Drittel
davon für den Orden in Anspruch nahm und endlich das Pfmndgeld soaar
gegen den Willen der Städte erhob.
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darum häuften sich in den Schlössern und Speichern des Ordens
die Bestände an Getreide, an Bernstein, Honig, Wachs und Pelz-
werk und harrten des Verkaufs. Die beiden Großschäffer in
Marienburg und Königsberg, ebenfalls Mitglieder des Ordens,
sorgten mit ihren Handelsagenten, den sogenannten Liegern, die
in HaWtorten des Hinterlandes, wie in Danzig, Elbäng und
Thorn, und in den wichtigsten Hansestädten Lübeck und Brügge
saßen, für den Absatz dieser Produkte und für den Einkauf der
für die Bedürfnisse des Ordens notwendigen Ausbandswaren.

Hieran hätten nun die Städte im allgemeinen kaum Anstoß
genommen, doch der Eigenhandel des Ordens ging andere Wege.
Die Ordensbeamten kauften fremde Erzeugnisse über den Eigen»
bedarf des Ordens hinaus und trieben mit diesen Waren — in
Konkurrenz mit den Städten — 5m ganzen Lande Handel. Nicht
selten beteiligten sie sich auch an reinen Geld- und Darlehens-
geschäften, was bei dem kirchlichen Iinsverbot für die Beamten
einer geistlichen Genossenschaft besonders anstößig erschien. Vor
allem aber erregte es Erbitterung, daß die Schäffer und Lieger
sich an die vom Orden erlassenen Handelsbestimmungen nicht hiel-
ten, daß sie selbst kein Pfundgeld bezahlten, daß sie bei allgemeinen
Ausfuhrverboten für Getreide ihre eigenen Segler beluden und
Privatleuten sogenannte Lobbriefe, o. h. Erlaubnisscheine zum
Verladen und Auslaufen, willkürlich erteilten oder versagten oder
daß die Ordensritter bei Konkursen ein Vorrecht Vor allen andern
Gläubigern für sich beanspruchten. Klagen der Städte über der-
artige Uebergriffe des Ordens wurden auf ihren Tagfahrten im
Ausgang des 14. Jahrhunderts immer wieder — meist aber ohne
jeden Erfolg — erhoben. Sie kennzeichneten wie vieles andere
die Veränderung der Verhältnisse beim Orden bald nach dem Tode
des großen Winrich von Kniprode, sie machten es aber auch be-
greiflich, daß der wirtschaftliche Zusammenschluß der Städte zuletzt
in politische Bahnen mündete und daß eine immer tiefer gehende
Kluft zwischen Landesherrschaft und Untertanen sich auftun mußte,
die das Leben des Staates bedrohte.

Der Landadel.

Außerhalb der Städte hatten sich schon in den ersten Jahr-
zehnten der Ordensherrschaft deutsche Freie — adliger oder nicht-
adliger Herkunft — anigesiedlelt. Gegen die Verpflichtung zu
schwerem oder leichtem Kriegsdienst zu Pferde — je nach der
Größe des Gutes^) —, zur Zahlung des Zehnten und zur Ent-
richtung einer geringen GÄdabgabe erhielten sie das Land als
erbliches und — unter gewissen Einschränkungen — veräußerliches
Lehen mit der meist niederen Gerichtsbarkeit über ihre Hinter-
sassen. Ihre treue Hilfe in der Zeit des großen Aufstandes
(1260—73) wurde vom Orden mit der allgemeinen Verleihung des
Kulmischen Rechts belohnt, und manch einer erwarb damals für
seine Verdienste um die Verteidigung des Landes die Ritterwürde.

Vielfach hatten die Gutsherren während der Kriegswirren in
den Städten Zuflucht suchen müssen und waren dort Bürger ge-
worden. Sie bekamen wohl auch einen Teil des Großhandels in
ihre Hände und vereinigten sich, schließlich mit den eingesessenen
Großkaufmannsfamilien zu der Gilde der vornehmen Kaufmann-
schaft, die — in strenger Absonderung von den Kleinhändlern
und den gewerbetreibenden Bürgern — aus ihrer Mitte die
städtischen Magistrate besetzte und so die Verwaltung der Stadt
in ihrer Hand hielt.

Seit der Niederwerfung der Preußen war auch die Besied-
lung des platten Landes wieder möglich geworden. Die adligen
Grundherren, zusammengefaßt im Stande der „Ritter und
Knechte" ^), standen in politischer Regsamkeit und Bildung natur-
gemäß hinter den Städtern lange Zeit zurück. Sie lebten, nur mit
der Bewirtschaftung ihrer Güter beschäftigt, zerstreut auf ihren
Besitzungen und hatten nur wenig Gelegenheit, im öffentlichen
Leben hervorzutreten. I n den Ritterorden wurden sie als Land-
edelleute — das war altes Herkommen bei den Deutschherren —
nur in den seltensten Fällen aufgenommen. Der Dienst am Hofe
des Hochmeisters oder der Bischöfe behagte nur wenigen. So

») RiesenMer (Latifundien) verlieh der Orden — abgesehen von
wenigen Wusnahmen bei Beginn der Eroberung Preußens — erst nach
dem Dreizehnjährigen Krieg' (1454—66) an die adligen Sölonerführer
als Entschädigung für den nicht bezahlten Sold.

4) Ritter und Knechte waren die Adligen, die den Ritterschlag er-
halten bzw. noch nicht erhalten hatten.

blieben denn höchstens die Gebiete, in die der ganze Ordensstaat
zum Zweck der Rechtsprechung und des Kriegswesens eingeteilt
war, als Feld weiterer Betätigung für die Angehörigen des Land-
adels übrig. Hier konnten sie die besonders angeschenen und
ehrenvollen Aemter eines Landrichters oder eines Bannerherrn
bekleiden.

Von Tagfahrten, auf denen die Adligen der einzelnen Gebiete
zusammenkamen, hören wir bereits aus der zweiten Hälfte des
13. Jahrhunderts. Gegenstand der Veratungen waren damals
z. B. die Bewilligung des Wartgeldes (für den Unterhalt der
Späher auf den Grenzwarten gegen Litauen) oder des Schalwen-
torns, das anfangs zur Unterhaltung der Burg Ragnit im Lande
Schabauen und nachher für alle .den gefährdeten Grenzen nahe-
gelegenen Burgen bestimmt war. I n späterer Zeit, etwa von der
zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts ab, sind es besonders Fragen
der Gesetzgebung, die ebenso die "Versammlungen der Ritterschaft
wie die der Städte beschäftigten. Die Nachrichten darüber sind
allerdings sehr spärlich, ,immechin berechtigt auch das Wenige, das
uns die direkte Überlieferung übermittelt, zu der Annahme, daß
der Landadel die für die ländliche Bevölkerung bedeutsamen Ge-
setze in gemeinsamen Besprechungen durchberiet und daß die Lan-
desherrschaft an den Wünschen der Ritterschaft keineswegs Vor-
überging.

Die Landstände in den Jahrzehnten vor Tannenberg.

Wann zuerst allgemeine Tagsahrten stattfanden, auf denen
die Vertreter des Landadels und der Städte zusammenkamen, ist
schwer Zu erkennen. Man könnte vielleicht als solch eine allge-
meine Tagfahrt den Huldigungsakt bezeichnen, zu dem bei der
Wahl eines neuen Hochmeisters die Vertrauensleute der Stände
in Marienburg sich vereinigten. Der Schluß liegt ^cht fern, daß
auch gemeinsame Aussprachen der Bevollmächtigten über öie Hul-
digungsformel und sicher auch über gewisse Beschwerden der Hul-
digungsfeier vorangingen. I m übrigen kann von gemeinsamen
Beratungen der Ritterschaft und der Städte über die Gesetzgebung
im 14. Jahrhundert noch nicht die Rede sein. Jede Körperschaft
beriet gesondert mit der Landesregierung, der dann die Aufgabe
zufiel, die etwa widerstreitenden Interessen ihrer Untertanen in
Einklang miteinander zu bringen.

I n einer Urkunde aus dem Jahre 1394 (z. Z. Konrads von
Iungingen, 1393—1407) wird die Zuziehung von Vertretern des
Landabels und der Städte zu den Beratungen sogar ,im Eingang
der Verordnung vermerkt. Aber die dabei gebrauchte Formel läßt
über das Verhältnis, wie es zwischen der Regierung und den
Ständen nach der Ausfassung des Ordens bestand, keinen Zweifel
übrig. Es heißt dort: „Die Ritter, Knechte und Städte b i t t e n
den Hochmeister, und die Gebietiger setze n." Damit wird höch-
stens ein Petitionsrecht der Stände anerkannt, doch das bedeutete
gegen frühere Zeiten schon einen wesentlichen Fortschritt. Vo«
einem Gebundensein des Hochmeisters an die Mitwirkung der
Stände ist aber noch gar keine Rede. Ihre Hinzuziehung deruht
allein auf dem freien Willen der Landeshervschaft und ist ganz
und gar in das Belieben des jeweiligen Hochmeisters gestellt.

Eine Mitwirkung der Stände in den Angelegenheiten der
auswärtigen Politik kam noch viel weniger " ^ . Wenn die
Urkunde über das Bündnis des Hochmeisters Konrad Zollner von
Notbenstein l1382—1390) mit den Herzogen von Pomn,ern-
Stettin aus dem Jahre 1386 davon berichtet, daß d>ies Bündnis

mit Rat Willen und Vollwort und rechtem Wissen" mcht allem
des Hochmeisters und der Gebietiger, sondern auch mehrerer
namentlich genannter Landesritter und der Städte Thorn, Eibina,
Danzig, Lauenburg und Bütow geschlossen sei, so wird der Grund
dafür, wie Toeppen annimmt, wohl darin zu suchen sem, daß der
Hochmeister den Herzögen von Pommern nicht recht traute und
darum auch eine Garantie der pommerschen Stände verlangte.
Diese Forderung setzte aber Gegenseitigkeit voraus, daher die
Scheinverpfbichtung der «preußischen Stände. Für ^ e damalige
Zeit war das zweifellos eine bedeutungslose Formalität, wenn sie
auch späteren Geschlechtern als merkwürdiger Präzedenzfall er-
scheinen mochte.

Denn welch eine glänzende Stellung nahm der Hochmeister
des Deutschen Ritterordens am Ende des 14. Jahrhunderts ein, in
jener Zeit, in der die Deutschherren scheinbar auf dem Gipfel
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ihrer Macht standen! Er hatte den Rang eines deutschen Reichs-
fürsten, aber als Leiter des mächtigen Stnatswesens, das zwar
ein Toilglied des Deutschen Reiches und doch auch — nach dem
Willen seines großen Schöpfers Hermann von Salza — ein auto-
nomer Staat war, fühlte sich der Hochmeister der Gewalt des Kai-
sers nicht unterworfen. Ebensowenig war er, dessen Land nach
der Urkunde von 1234 unmittelbares Eigentum des HI. Petrus
und folglich des Papstes sein sollte, bereit, sich mehr als einer
scheinbaren Oberhohect des Papstes zu fügen. Höchstens in Fällen
der Not erkannte er den Kaiser oder König, «den Papst oder das
Konzil als übergeordnet an.

Trotz seiner Machtfulle aber war der Hochmeister vom General-
kapitel abhängig, das stch aus den Gebietigern und den Meistern
von Deutschland und von Livland zusammensetzte. Nach der Or-
densregel war er verpflichtet, dem Ordenskonvent, ,d. h. der Bru-
derschaft, am Ende des Jahres uon seinem Tun und Lassen Rechen-
schaft zu geben; denn nicht er war der eigentliche Träger der Ver-
antwortung, sondern die Gesamtheit der Ordensbrüder. „Die
Geschichte des Ordens wurde in keinem Augenblick von den Hoch-
meistern allein, sondern immer von dem Miteinander aller Kräfte
bestimmt, die in der 'Gemeinschaft zusammengefaßt waren."

Die Stellung des Hochmeisters gegenüber den Landständen
war eine ganz andere als die der deutschen Fürsten im Reich, die
immer wieder mit der Bitte um Geld vor ihre Untertanen treten
mußten. Da die reichen Einkünfte des Ordens seinen Bedarf für
gewöhnlich vollkommen deckten, hatte er es nicht nötig, auf die
Stände feines Sandes zu hören und ahnen irgendwie entgegen-
zukommen. Allerdings standen dafür die Fürsten im Reich ihren
Ständen innerlich näher. Die geistlichen Fürsten waren vielleicht
sogar selbst aus den Reihen des Adels ihrer Diözesen hervor-
gegangen.

I n Preußen dagegen bestand zwischen dem Hochmeister, seinen
Gebietigern und der ganzen Ritterschaft auf der einen und dem
Landadel und den Geschlechtern der Städte auf der anderen Seite
kaum eine persönliche Verbindung. Nach wie vor waren die Ritter
Fremdlinge in ihrem eigenen Lande. Zwischen ihnen und dem
landsässigen Adel gab es kein persönliches Band; denn die Auf-
nahme in den Orden war den Landesangehörigen so gut wie un-
mäMch gemacht. Immer noch ergänzten die Deutschherren ihre
Reihen Nllr durch Adlige aus dem Reich. Diesen «Hein waren
alle Vorrechte, nile Aemter, auch das höchste, das Hochmeisteramt,
vorbehalten, während die eingesessenen Goelleute Preußens, die
seit Generationen im Lande wurzelten und deren Vorsahren das
iiand hatten erobern helfen, in ihrer untergeordneten Stellung
zu verharren gezwungen waren. Diese Zurücksetzung mußte je
länger desto mehr zu einer Quelle starker Verstimmung und schließ-
lich zu einer Gefahr für den ganzen Staat werden, zumal in einer
Zeit, in der bei vielen Ordensmitgliedern die Auffassung von ihren
Pflichten und Rechten sich wesentlich geändert hatte, in der das
starre Festhalten an der Ordensregel nicht nur im Kriege ver-
gessen wurde.

Wie am Reich, so hatte der Adel auch im nahegelegenen Polen,
wohin die kulmerländischen Ritter verwandtschaftliche Beziehun-
gen unterhielten, immer mehr Rechte an sich bringen können.
Ganz anders war seine Lage in Preußen. Sie, die Ritter und
Knechte des Preußenlandes, waren uon einem starken Heimat-
gefühl erfüllt, sie wollten mitwirken zum Wohle des Landes, für
das schon Gro Vorväter ihr Blut vergossen hatten. Aber die
mönchischen Ordensritter verwehrten ihnen die Teilnahme an der
Gestaltung des Staates; sie mußten es tun, weil die Struktur >des
Ordensstaates keine Neben- oder Mitregierung zuließ. Doch da-
für hatten die preußischen Stände kein Verständnis.

So vielleicht, also aus der immer stärker werdenden Gegen-
sätzlichkeit zwischen Regierung und Landadel, wird in der Haupt-
sache die Entstehung der E i d echsen g ese l Is ch af t im Kulmer-
lande gegen Ende des 14. Jahrhunderts zu erklären sein. Der
Hochmeister Konrad von Iungingensah in diesem Bunde nur eine
u r k ? ^ Genossenschaft "nd bestätigte sie, da ja die Sitftungs-
h e r r s ^ ausdrücklich betonte, daß der Bund nicht gegen die Landes-
h a t t e , ? gerichtet sei. Aber so ungefährlich, wie es den Anschein
Eidechsenbu^ bestimmt nicht. Das zeigte sich, als der Führer des
nenberg an? n Nikolaus von Nenys, in der Schlacht von Tan-
Nioderlage beitrug" 3 ° " " l verübte, wodurch er wesentlich zur

g. dieser Treubruch zwingt zu der Annahme,

daß schon vorher Beziehungen zwischen den Eidechsenrittern und
den Polen bestanden hatten und daß der Bund aus den oben an-
geführten Gründen in seinem innersten Wesen gegen den Orden
feindlich eingestellt war.

Der Umbruch.

Nicht viel geringer war die Abneigung gegen die Ordensritter
bei einzelnen Städten, besonders bei Danzig und Thorn. Gewiß
hatten die Verzweiflung über die vernichtende Niederlage des
Ordens bei Tannenberg und die Angst vor den wilden, zum Teil
noch heidnischen Horden des polnischen Heeres den Abfall des
Landes beschleunigt. Aber es war doch offenbar auch die Ableh-
nung der Ordensherrschaft oder zum mindesten eine gewisse Gleich-
gültigkeit gegen das Bestehenbleiben des Ordensstaates, d'ie bei der
Haltung des Landes mitsprachen. Jener Zeit war ein Staats-
interesse noch fremd, sie kannte, das zeigte sich damals im Deutschen
Reich wie im Ordensland, nur Standesinteressen. Gerade das
städtische Patriziat war doch, wie wir wissen, in seinen materiellen
Interessen durch den Eigenhandel des Ordens nicht wenig ge-
schädigt worden. Aus alledem erklärt sich wohl nach Tannenberg
das Versagen der großen, gutgerüsteten Städte, von denen einige,
wie z. B. Danzig, unmittelbar überhaupt noch nicht bedroht waren.
Selbstsucht und Eigennutz triumphierten. Es bestand die Aus-
sicht, durch schnellen Uebertritt Zu den Polen erhebliche Vorteile
zu erlangen. Diese Gelegenheit nahmen die Städte, voran Danzig,
dann Thorn, Elbing und Braunsberg, gebührend wahr. Schon
während der Belagerung der Marienburg durch die Polen er-
schienen ihre Ratssendeboten im Lager Iagiellos, und der frei»
giebige Polenkönig belohnte ihren Abfall durch Vorrechte aller Ar t .
M i t der gleichen Schnelligkeit erfolgte auch die freiwillige Unter-
werfung der vier Bischöfe. Der Untergang des Ordens schien
eine vollendete Tatsache.

Da brachte der eiserne Wille H e i n r i c h s v o n P l a u e n
(1410—1413) noch einmal eine Wendung zum Besseren. Der
Thorner Friede rettete den Bestand des Ordensstaates. Aber
die im Jahre 1411 eingegangene Verpflichtung zur Zahlung
eines hohen Lösegeldes für die Gefangenen wurde dem Meister
und dem Orden zum Verhängnis.

Die völlige Erschöpfung und Zerrüttung der Ordensfinanzen
zwang den Hochmeister, die Hilfe der Stände in Anspruch zu neh-
men. Wir wissen, daß in den Jahrzehnten vor dem Kriege mit
Polen zwischen den Ständen und der Landesherrschaft mancherlei
Gegensätze sich herausgebildet hatten. Wenn diesen Verstimmun»
gen damals auch keine übermäßige Bedeutung zukam, so wurde
durch den Niederbruch des Ordens bei Tannenberg und durch den
Abfall des- Landes eine neue Lage geschaffen. Zwar gelang es
Heinrich von Planen sehr bald, das Land wieder in seine Hand
zu bekommen, aber was vorher sich mehr als Mißtrauen offen-
bart hatte, wurde nun nach dem Thorner Frieden vielfach zu
offener Feindschaft und Empörung.

Die großen Zahlungen in böhmischem (beide, zu denen die
Deutschherren sich hatten verpflichten müssen, brachten einen unge-
ahnten Währungsverfall mit sich, die Ordensmark stürzte auf ein
Drittel ihres Wertes. Die Kassen des Ordens aber waren völlig
leer; so sah sich die Negierung gezwungen, einen ganz neuen Weg
zu beschreiten: Es wurde ein a l l g e m e i n e r Schoß für das
ganze Land ausgeschrieben, eine Geldsteuer, die jeder Untertan
ohne Ausnahme je nach feiner Vermögenslage zu zahlen hatte.

Zur Beratung über diese Umlage berief der Orden die Prä-
laten, die Vertreter des Landadels und der großen und kleinen
Städte zu einer Tagfchrt nach^Osterode (Februar 1411). Dem
Hochmeister wurde es nicht schwer, die Stände von der Notwendig-
keit der Steuer zu überzeugen, nur das reiche Danzig verschloß
sich seinen Gründen und verweigerte trotzig die Zahlung. Das
war offene Rebellion.

Warum dieser Widerstand? Die große Handels- und Hanse-
stadt hatte ihre Blüte neben der hervorragend günstigen Lage
gewiß der Tüchtigkeit ihrer Bürger zu danken, aber — und nicht
zum geringsten Teile! — doch auch dem mächtigen Ordensstaat,
an dem sie einen starken Rückhalt besaß. Daher vor allem rührte
ihr gewaltiger Aufschwung 5m 14. Jahrhundert.

Um die innere Entwicklung der Stadt hatte sich der Orden
kaum gekümmert, nicht einmal von seinem Recht, die Wahl des
Rates zu bestätigen, hatte er Gebrauch gemacht. So waren die
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Natsherrenstellen allmählich in öle Hände weniger Familien ge-
langt, und die Stadt wurde von einer geschlossenen Oligarchie
beherrscht. Immer weiter noch ging das Machtstreben der Ge-
schlechter. Auch von der Aussicht der Deutschherren über die
städtische Gerichtsbarkeit und über den Blutbann hatte sich der
Rat zu befreien gewußt, und die Landesregierung hatte selbst da-
gegen nichts einzuwenden gehabt, daß die große Handelsstadt
gegenüber den kleinen Städten und dem flachen Lande sich gewisse
wirtschaftliche Borrechte aneignete. Es konnte nicht ausbleiben,
daß bei dieser Entwicklung die Machtansprüche des herrschenden
Danziger Patriziats immer noch größer wurden. Man fühlte sich
als Erbin jener Handelsherrschaft im Osten des Baltischen Meeres,
welche einst dem alten Wisby auf Gotland gehört hatte, und
man erwog sogar schon in der Zeit, in der der Orden auf der
Höhe seiner Macht stand, den kecken Plan, die Herrschaft -des stren-
gen Ordens, der mit seinem Eigenhandel in .die Domäne der
städtischen Grohkaufleute eingedrungen war, ganz zu beseitigen.

Nach Tannenberg suchte der Danziger Rat so schnell wie
möglich mit Iagiello ins Einvernehmen zu gelangen. Nicht Unter-
werfung unter die Polen, sondern Wahrung der Danziger Inter-
essen, wenn möglich sogar Schaffung eines Freistaates, war das
Ziel. Der Erfolg Heinrichs von Planen zwang jedoch auch Ganzig
zur Umkehr. Der Rat huldigte dem Hochmeister, aber der Gegen-
satz zwischen Landesherrschaft und Stadtregiment war zu groß ge-
worden, der Riß ging zu tief, als daß er noch hätte beseitigt wer-
den können. Auf beiden Seiten blieben Groll und Haß zurück,
und die Reibereien mit der Besatzung der Danziger Ordensburg
unter dem neuen Komtur Heinrich von Planen, dem herrischen
Bruder des Hochmeisters, nahmen kein Ende.

Die grundsätzliche Ablehnung des Schosses trotz der Not des
Ordens und der erneute Versuch des Danziger Rats, die Preußen-
städte gegen die Ordensherrschaft aufzuhetzen und sogar die vom
Orden gewollte neue Tagfahrt der Stände zu hintertreiben, waren
nichts anderes als offener Landesverrat. Nunmehr packte der
Orden zu, und als auch' die mirtschafMchen Zwangsmaßnahmen
die Ratsherren noch nicht zur Besinnung brachten, mußten die
Führer des Rats ihr Leben lassen. Eine schwere Geldbuße wurde
der Stadt außerdem auferlegt, und die Oligarchie wurde beseitigt.
Die Selbstverwaltung Danzigs blieb gewahrt, doch die Zahl der
ratssähigen Geschlechter wurde erhöht, und auch das Handwerk
wurde zur Teilnahme am Stadtregiment zugelassen. Die Wahl
zum Rat erfolgte von jetzt ab wieder unter der Aufsicht des
Ordens.

Aehnlich wie in Danzig hatte Heinrich von Plauen auch in
Thorn gegen verräterische Umtriebe angehen müssen. Der Hoch-
meister griff hier sofort fest zu; er stieß die Schuldigen aus dem
Rat der Stadt und setzte von sich aus neue Natsherren ein. Teil-
meise waren es Mitglieder der Zünfte, an denen er eine bessere
Stütze zu haben hoffte.

Weit gefährlicher waren die gleichzeitigen Vorgänge im Kul-
merland. Der frühere Großschäffer von Königsberg, Georg von
Wirsberg, der als Komtur von Rehden und Verwalter des ganzen
Kulmevlandes mit der Einziehung des Schosses und der Samm-
lung der entbehrlichen Silbergeräte aus den Komtureien beauf-
tragt war, unterschlug, was er einnahm, und versuchte obendrein
mit Hilfe des kulmerländischen Adels Plauen zu stürzen und sich
an seine Stelle zu setzen. Er gewann den Verräter Nikolaus von
Renys, dem der Hochmeister nach Tannenberg großmütig verziehen
hatte, für seinen Plan und war dabei, auch mit den Königen von
Böhmen und Ungarn Verbindungen anzuknüpfen.

Der freche Anschlag mißlang völlig, »aber er warf auf die
Zustände im Lande und auf die Verhältnisse im Orden ein grelles
Licht. Gewiß, solche Taten, wie die Georgs von Wirsberg, bildeten
eine Ausnahme, und es geht nicht an, allgemein von einer Ver-
wilderung der Ordensbrüderschaft zu sprechen. Aber längst schon
war es keine Seltenheit mehr, daß manche Deutschherren sich den
Vorschriften der Ordensregeln entzogen. Unzweifelhaft hatten
„die Weite und Breite des höfischen und staatlichen Treibens, das
Kommen und Gehen der Gäste, die Grausamkeit der Reisen und
der Kriegführung überhaupt" unheilvoll auf die Lebenshaltung
der Brüder eingewirkt. Man darf auch nicht vergessen, daß das
Aufnahmeversahren in den Orden seit langem nicht mehr mit der
früher üblichen Strenge gehandhabt wurde. Es nimmt also nicht
wunder, daß Selbstsucht, Ungehorsam, Sittenlosigkeit, Hochmut und

Gewalttätigkeit sich mehr und mehr unter den Ordensbrüdern breit
machten.

Heinrich von Plauen hatte die Zügel der Regierung mit
starker Hand ergriffen und führte ein strenges Regiment. Ueber
die geringeren Verfehlungen der Brüder sah er hinweg, es gab
ja auch viel schwierigere Aufgaben zu lösen, als daß er sich mit
Kleinigkeiten hätte abgeben können. Leider aber verfügte er nicht
über genügend tüchtige Kräfte. Zu viele gerade von den Besten
hatten bei Tannenberg ihr Leben gelassen, die übriggebliebenen
Ritter waren meist alt und schwach und die neuen mit wenigen
Ausnahmen jung und unerfahren. Verhängnisvoll war es, daß
die Frage, wie man den drohenden Gefahren am besten begegnen
könne, d'ie Brüderschaft in zwei getrennte Lager spaltete. Die
Politik Plauens, der das Heil des Ordens allein in einem scharfen
Schwert sah, wurde von ber Friedenspartei durchkreuzt, an deren
Spitze der Ordensmarschall Michael KUchmeister von Sternberg
stand.

Der Landesrat.

Vollends unverständlich erschien vielen Ordensbrüdern das
Entgegenkommen des Ordensmeisters gegenüber den Ständen. Die
Kriegsschulden, 'die erst zur Hälfte bezahlt waren, und dazu die
großen Summen, die der geldhungrige König Sigismund für seine
Vermittlung zwischen dem Orden und Polen sich von dem Ordens-
gesandten Küchmeister hatte versprechen lassen, waren bei der
finanziellen Zerrüttung des Ordens aus Eigenem nicht aufzubrin-
gen. Dennoch hatte der leichtfertige Küchmeister denf Polenkönig
sogar die Neumark als Pfand zugestanden, falls die Schuld nicht
innerhalb eines Vierteljahres getilgt sei.

Planen sah in dieser gefährlichen Lage nur einen einzigen
Ausweg: nur die Zusammenfassung der Kräfte des ganzen Lan-
des konnte helfen, nur wenn er die Landesritterschaft und die
Städte zur freiwilligen, freudigen Mitarbeit gewann, war der
Staat noch Zu retten. Die Verfassung mußte geändert, der Staat
mußte auf eine neue Grundlage gestellt werden; das sollte durch
die Schaffung eines L a n d es r a t es geschehen.

Am 12. Ottober 1412 graben der Landmeister «o,n Livland
und die Gebietiger — außer Küchmeister, der als Gesandter noch
unterwegs war — auf einem Konvent in Elbing ihre Zustimmung
zu dieser Neuerung. 32 angesehene Ritter und Knechte aus allen
Landgebieten (darunter auch Vertreter der samländischen Freien)
und 16 Natsmannen aus den großen und auch aus mehreren
kleinen Städten wurden in den Landesrat berufen. Sie wurden
vom Hochmeister «ausgewählt, es kamen also nur Männer seines
Vertrauens in diese Körperschaft, während die Stände ihre Ver-
treter für die Tagfahrten immer selbst bestimmt hatten. MZ „ge-
schworene" Räte des Ordens sollten die Mitglieder des Landes-
rats des Ordens Sachen mitmissen"; ein jeder wurde verpflichtet,
,nach"dem Besten seiner Vernunft, Erkenntnis und Wissen" zum

Wohle des Hochmeisters, des Ordens und des Landes mitzuraten.
Der Landesrat war keine demokratische Einrichtung, mit ^eren

Hilfe die Stände, ^ ^ n ^ w ^

SW"" des Hochmeisters zu beeinflussen,
Ständewge mit chrern Ungewissen

Er sollte die P o l M ^ ^ m e ^ t e r s , o r
den Ständen vertreten und " i t ihnen ^

^ ^ ^ ^ ß des Grund-
^ w D a n z K ^ ^ ^ ordensfeindlichen PoMik
war, zugunsten der niederen Stande zurückgedrängt wurde.

M i t der Errichtung des Öandesrats fand naturgemab 0er bis-
her ausschließliche Einfluß der Grohgebietiger auf die Ordens-
poktik ein Ende, was auch in der Ab,icht Plauens lag. Dle Not
nach ^annenberg und die Gefahr der völligen Vernichtung dos
^.rdensstaates hatte den Hochmeister zu der Erkenntnis gebracht,
.daß dem Lande nur dann geholfen werden könne, wenn alle Kräfte
und Gruppen in den Staat eingeordnet wurden. Der bisherige
Unterschied zwischen dem „ordensmäßigen Dienst der einen und
ihen Untertanenpflichten der andern" mußte beseitigt werden.

Dienst, Opfer, Kampf waren jetzt nicht mehr allein für die Brü-
der auf ihr Gelübde, für die Bevölkerung nur auf das Maß der
rechtlichen Verpflichtung gegründet, sondern verbanden alle, Or-
densritter und Laienvolk im Preußenlande, als gemeinsames
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Schicksal vor dem gemeinsamen Feinde." Der Dienstbegriff des
Ordens wurde zu einer Pflicht am Staat erweitert, und in d'iese
Pflicht wurde nun die ganze Bevölkerung des Landes einbezogen.

Durch diese Neuerung wurde der Ordensstaat in seinem inner-
sten Wesen verändert. Er erhielt dadurch einen Völlig neuen
Charakter, er wurde in einen Staat im modernen Sinne verwan-
delt. Vewußt trat Heinvich von Plauen der bisherigen Auffas-
sung seiner Ordensbrüder entgegen, die sich durch ihr Gelübde
nur dem Orden, nicht aber auch dem Staat verpflichtet fühlten.
Der Einsatz seiner ganzen Persönlichkeit für diese neue Idee mußte
ihm die in den alten Anschauungen befangenen Brüder völlig
entfremden, und seine herrische, rücksichtslose Art trug dazu bei,
die Kluft noch zu erweitern. Es war tragisch, daß auch die Kreise,
deren Rechte durch die Aenderung der Verfassung eine wesentliche
Stärkung erfahren sollten, daß die Stände die Pläne des großen
Meisters nicht ohne weiteres guthießen, sondern den Landesrat
als bloßes Werkzeug der Landesherrschaft beargwöhnten und

später bekämpften.
Indes solange der geniale. Plauen das Ordensregiment in

seiner starken Hand hielt, blieben die Stände gefügig. Sie bewil-
ligten den Landesräten die geforderten sehr hohen Summen, die
für die Bezahlung der Kriegsschulden an die Polen notwendig
waren; die Gefahr eines Verlusts der Neumark war damit be-
seitigt.

Es wirft ein eigenartiges Licht auf die damaligen Zustände
im Ovdenslande, daß nicht die Ritterschaft und die Städte und
noch weniger die niederen Stände, die von der geforderten Ver-
mögenssteuer besonders hart getroffen wurden, der Schätzung
Schwierigkeiten bereiteten, sondern daß gerade die Ordensbrüder
und selbst die Gebietiger sich widersetzten. I n völliger Verkennung
ihrer hohen Aufgabe weigerten sie sich, ihren durch die Ordens-
regel an sich verbotenen Besitz an Gold und Silber zum Besten
des Ganzen zu o,pfern, und drohten sogar mit der Niederlegung
ihrer Aemter. Es war das ein böses Zeichen dafür, wie weit
der Verfall des Ordens schon fortgeschritten war. So gering war
bei vielen Brüdern das Verständnis für die staatsbildende Aufgabe
des Ordens in Preußen, so stark waren sie von dem in Deutsch-
land beim MiNisterialadÄ herrschenden ständischen Geist erfaßt,
daß sie n«ch ^ Orden nur noch eine ständische Einrichtung sahen,
die Mit ihren Remtern und Würden — ähnlich wie die Bistümer
und Stifter im Reich — „ u r dazu da war, ihrem persönlichen
Vorteil zu dienen.

Heinrich von Plauen zwang den Widerstrebenden seinen Wil-
len auf. Aber gerade dieser Zwang vermehrte noch die Zahl seiner
Feinde. Die gewaltige Größe dieses einzigartigen Hochmeisters
war der Mehrzahl der Brüder, „die das Kreuz nur noch auf dem
Mantel und auf den Lippen, nicht mehr im Herzen trugen," ge-
radezu unheimlich. Sie wollten und konnten nicht begreifen, daß
niemals der persönliche Vorteil, sondern immer nur die Macht
und die Größe des Ordens und das Wohl des Ordensstaates Ziel
und Richtung seines Strebens bestimmten, daß ihm die Idee alles,
das eigene Leben nichts bedeutete. Neid und Selbstsucht nahmen
die kleinen Geister ganz gefangen, die Friedenspartei unter Küch-
meister wühlte gegen ihn, und schließlich brachten ihn die Gegner,
gevade als er den für den Bestand des Ordens notwendigen neuen
Krieg gegen Iagiello begonnen hatte, zu Fall. Daß er gegen die
Ordensregel „fremdem Rat weltlicher Leute" gefolgt war, dagegen
den Ratschlägen seiner Gebietiger sich immer mehr entzogen hatte,
das war der hauptsächlichste Vorwurf seiner Ankläger.

Die Landstande unter den ersten Nachfolgern
Heinrichs von Plauen.

M i t Plauens Sturz war das Schicksal des Landesrats besie-
gelt; er geriet bald in Vergessenheit. Unter dem neuen Hochmeister
M i c h a e l K ü c h m e i s t e r v o n S t e r n b e r g (1414—1422)
M i ^ abgesehen von den Mißerfolgen in der äußeren Po-

auch alles das verloren, was Plauen gegenüber dem Lano-
? n erreicht hatte. Die aus den Gewerken stam-

wurden beseitigt, und das Patriziat trat sewe
raten auch H,^q?^der an. Von da ab fehlten unter den Önndes-
Städte. Die S c h " - 3 " ^ samländischen Freien und der kleinen
weiterhin nach Kräf^« ^ " Negierung wurde von den Ständen

rasten ausgenutzt. Sie setzten es durch, daß ihnen

au
ri

Mit

.ch die Straßengerichte überlassen wurden, die bisher der Ge-
.chtshoheit des Ordens vorbehalten waren. Auf dem Wege zur
ständischen Verfassung bedeutete es einen großen Fortschritt, da,z
sie auch die Immunität für ihre Vertreter auf den Landtagen er-
hielten und außerdem das Indkgenatsrecht, auf Grund dessen die
bisher mit Fremden besetzten Beamtenstellen nur Einheimischen

Die dauernde Geldnot des Hochmeisters verschaffte besonders
den Städten Vorteile. Danzig und Thorn kauften sich durch Ge-
währung einer Anleihe von der Zahlung des Iahrgeldes an deu
Orden los. Eine Empörung der Handwerker gegen die Oligarchie
in Danzig, die den Zweck hatte, den Gewerken die Teilnahme am
Stadtregwient wieder zu verschaffen, verstand Küchmeister nicht
auszunutzen. Er half vielmehr dem Patriziat noch dabei, die auf-
strebenden Zünfte niederzuschlagen. Damit gab er das Mit tel
aus der Hand, mit dessen Hilfe er dem Orden Einfluß in der
Stadt hätte verschaffen können. Sein Versagen führte sogar dazu,
daß der Danziger Rat ganz ohne Mitwirkung des Ordens eine
neue Ratsordnung erließ, durch die das Patriziat in seiner Stel-
lung noch mehr gefestigt wurde.

I n der Zeit vor Tannenberg war die Einberufung der Stände
allein vom Willen des Hochmeisters abhängig, jedoch in ihrer Zu-
ziehung zu den mannigfaltigen Angelegenheiten der LandesVer-
waltung lag auch eine Anerkennung, ihrer Bedeutung für den
Orden. Die Stände waren sich dessen wohl bewußt, und je häu-
figer der Hochmeister ihre Unterstützung in Anspruch nahm, um so
mehr wurden ihr Selbstbewußtsein und ihr Streben nach Macht
gesteigert. Und wenn Landadel und Städte in ihren Wirtschaft,
lichen Forderungen auch keineswegs übereinstimmten, in dem Ver-
langen, die Landeshoheit des Ordens zu ihren eigenen Gunsten
einzuschränken, darin waren sie immer einer Meinung.

Der Orden aber war nicht gewillt, mit ihnen die Herrschaft
im Lande zu teilen. Auch in den beiden Jahrzehnten nach Tan-
nenberg sah er in ihnen nur eine Art von Nothelfern, die ein
Werkzeug in seiner Hand bleiben sollten. Aber die Zeiten hatten
sich inzwischen zu sehr gewandelt. M i t einem Ruck — und darum
für die Betroffenen so fühlbar und so schmerzhaft — waren im
ersten Drittel des 15. Jahrhunderts auch im Ordensland Verhält-
nisse eingetreten, wie sie sich im Reich seit mehr als hundert
Jahren in langsamer Entwicklung herangebildet hatten: d>ie Lan-
desherrschaft mußte bitten, und die Stände waren die Gebenden.
Die Not des Landes und die völlige Verarmung des Ordens for-
derten gebieterisch die Mitarbeit und Mithilfe aller, wenn die
Staatsgeschäfte nicht ins Stocken geraten sollten, und die immer
wieder aufflackernden Kriege mit Polen zwangen die Deutsch-
herren, an ihre Untertanen mit immer neuen Steuerforderunaen
heranzutreten.

Die Stände machten der Landesherrschaft die Zusammenarbeit
nicht leicht; sie nutzten die günstige Gelegenheit nach Kräften aus
und spannten ihre Forderungen von Mal zu Mal höher. Nicht
allein um die Steuern und um den Pfundzoll, der für die Regie-
rung das bequemste Mit te l war, um zu Nareinnahmen zu gelan-
gen, wurde mit aller Energie gerungen, man ging sogar soweit,
die Regalien des Ordens, wie Münz- und Mühlenrecht, anzutasten
und das Recht des Ordens auf die uralten Leistungen der Unter-
tanen, wie Schalwenkorn und WartgeN, anzuzweifeln. Die Stände
begnügten sich auch nicht mehr damit, bei der Verwaltung des Lan-
des Mitzuwirken, sondern sie wollten auch in die äußere Politik
eingreifen. Man war der immer wiederkehrenden Kriege müde,
die dem Lande keinen Vorteil, sondern nur neue Lasten brachten,
und man verlangte nun die Zulassung zu den Verhandlungen mit
den auswärtigen Mächten, um dabei die Ordensherren überwachen
zu können.

Diese Aufgabe sollte nach dem Willen der Stände eine ähn-
liche Körperschaft übernehmen, wie sie fast 20 Jahre vorher im
Landesrat für kurze Zeit bestanden hatte. Auf dem Ständetag
>m Elbing im Jahre 1430 richteten die Ritterschaft und die Städte
im Einverständnis mit den Bischöfen und Prälaten an den Hoch-
meister Hie Forderung, es solle ein „G r o ß e r R a t", bestehend
aus dem Hochmeister, 6 Gebietigern, 6 Prälaten und je 6 Vertre-
tern des Adels und der Städte vom Hochmeister und von den
Ständen gebildet werden. Ohne diesen Rat sollte keine das Lan^
derührende Sache beschlossen werden. Von ihm und dem Hochmei-
ster sollten Zweifel über die auf den Handfesten und dem Her-



254

kommen beruhenden Rechte behoben, ohne seine und des ganzen
Landes Zustimmung sollte kein Geschoß und keine „Beschwerung"
dem Lande auferlegt werden.

Der damalige Hochmeister P a u l v o n R u s d o r f
(1422—1441) wich diesen Forderungen zunächst aus, weil er die
Schmälerung seiner Rechte nicht zulassen wollte. Aber schon 2 Jahre
später (1432), als neue Kriege bevorstanden, griff er auf die Vor-
schläge zurück in der Hoffnung, die Stände würden dann Geld-
mittel für den bevorstehenden KaFipf mit den Polen und Hussiten
bewilligen.. An Stelle des „Großen Rats" schuf Rusdorf aller-
dings nur den „G e h e i m e n R a t", in den er vier namentlich
genannte Ritter als seine und des Landes Vertrauensmänner be-
rief. Auch einige Vertreter der Städte sollten aufgenommen wer-
den, doch die Städte versagten ihre Mitwirkung. Ebensowenig
-dachten die Stände daran, den Geheimen Rat, wie es der Hoch-
meister wünschte, mit möglichst großen Vollmachten auszustatten.
Sie hielten vielmehr daran fest, daß alle „hohen, ernsten Sachen,
wie Bündnisse, Kriege, Geschosse ober was sonst ihre Rechte be-
rührte", nur mit Wissen und Willen des ganzen Landes beschlossen
werden durften. Der Hochmeister mußte sich damit abfinden; denn
er befand sich wegen des nahen Krieges in einer Zwangslage. Er
kam den Ständen sogar noch weiter entgegen und versprach ihnen
außerdem die lange gewünschte jährliche Zusammenkunft, den soge-
nannten allgemeinen R i c h t t a g , auf dem die Streitfälle zwischen
Landesherrschaft und Untertanen entschieden Werden sollten.

Die Tätigkeit des Geheimen Rats hatte kaum 'irgendwelche
Bedeutung. Noch weniger entsprachen die in den nächsten Jahren
wiederholt abgehaltenen Richttage den gehegten Erwartungen. Um
die Zusammensetzung der Richttage entstand Streit mit den Stän-
den, und ihre Sprüche fanden bei den Ordensrittern und auch
bei den Bischöfen entschiedene Ablehnung, so daß der Hochmeister
diese Zusammenkünfte schließlich jahrelang aussetzte oder, wenn die
Stände sie dringend forderten, höchstens zum Schein abhielt.

Gleich auf einem der ersten Richttage (1434) wurde von den
Ständen ein neues „Regiment", d. h. eine Landesordnung, ent-
worfen. Sie befaßte sich in ihren 40 Artikeln mit den Haupbge-
brechen der Zeit, insbesondere im Kirchenwesen, in der Rechts-
pflege, im Handel und Verkehr, und sie geißelte die wirklichen oder
auch nur vermeintlichen Uebergriffe und Gewalttätigkeiten der
Ordensritter gegen die Rechte der Stände. Die meisten Punkte
der Laindesordnung wurden zwar vom Hochmeister bestätigt, aber
innerhalb des Ordens war der Widerstand gegen dieses Gesetz so
stark, daß es nicht befolgt wurde.

Paul von Rusdorf hatte sich den Ständen gegenüber so ent-
gegenkommend gezeigt, weil er hoffte, sie würden ihm nun die für
den Krieg notwendigen umfangreichen Steuern bewilligen. Doch
die Stände kamen seinen Wünschen nicht entfernt nach, sie ließen
sich nicht einmal durch den drohenden Einfall der Hussiten dazu
bewegen, auch nur die für die Verteidigung unerläßlichen Mittel
bereitzustellen. Friede um jeden Preis war ihre Forderung. Sie
setzten — trotz der Verwüstung Pommerellens durch die Hussiten —
gegen den Willen des Hochmeisters den sofortigen Abschlluß eines
12 Jahre währenden Wafienstillstands durch (1433), in dessen Be-
stimmungen auch die Klausel enthalten war: die Untertanen des
Friedensbrechers sollten ihrem Landesherrn nicht mehr zum Ge-
horsam verpflichtet sein. Schließlich erzwangen sie (1435) den
„ewigen" Frieden von Brest. Die bisherige Ordenspolitik: aus
Gründen der Selbsterhaltung die bestehenden Gegensätze zwischen
Litauen und Polen nach Kräften auszunutzen, wurde damit auf-
gegeben; auf die Rückgewinnung Schamaitens wurde endgültig
verzichtet. D a m i t t r u g d a s t e r r i t o r i a l e I n t e r -
esse, wie Toeppen sagt, ü b e r d i e t r a d i t i o n e l l e
P o l i t i k des O r d e n s e i n e n e n t s c h e i d e n d e n S i e g
d a v o n.

Die Meister von Deutschland und von Livland lehnten den
Frieden von Brest entschieden ab. Zwischen ihnen und dem Hoch-
meister kam es infolgedessen zu schweren Zerwürfnissen, die darin
gipfelten, daß der Hochmeister Paul von Rusdorf 1439 sogar für
abgesetzt erklärt wurde. I n Preußen selbst führten landsmann-
schaftliche Parteiungen unter den Ordensbrüdern ^ die Oberdeut-
schen (Franken, Schwaben und Bayern) bekämpften die Mittel- und
Niederdeutschen (Rheinländer, Hessen, Thüringer, Niedersachsen
und Preußen) — zu schweren Konflikten. Die Zersetzung inner-
halb des Ordens ging so weit, daß die Konvente von Königsberg,

Brandenburg und Valga, in denen die Oberdeutschen die Mehrheit
hatten, sich offen gegen den Hochmeister empörten.

Es konnte nicht ausbleiben, daß auch die preußischen Stände
in diese heillose Verwirrung hineingezogen wurden. Die einzelnen
Parteien, voran der Hochmeister, riefen sogar ihre Vermittlung
an. Das war, wenn man die Vielerlei Gegensätze und Spannun-
gen zwischen Landesherrschaft und Ständen bedenkt, wohl das
Törichteste, das die Ordensherren hatten tun können. Die Stände
wichen klug einer Parteinahme aus; sie suchten nur ihren Vorteil
wahrzunehmen und ihre Machtstellung, die an und für sich schon
recht bedeutend war, noch mehr zu vergrößern.

Der Preußische
Auf den vielen Tagfahrten, die jahraus, jahrein stattgefunden

hatten, waren Landesritterschaft und Städte einander immer näher
gekommen. Die Not des Landes und die Unzufriedenheit mit der
Ordensherrschaft hatte die gegenseitigen Beziehungen immer enger
werden lassen. Vielleicht ließ die unerhörte Zerrissenheit des Or-
dens in ihnen auch die Sorge um den Bestand des Staates groß
werden. Man glaubte, durch festeren Zusammenschluß sich selbst
und dem ganzen Lande am besten zu dienen.

Vom Kulmerland ging schließlich der Anstoß zur Bildung eines
Bundes aus, dessen Aufgabe es sein sollte, die Interessen der
Stande zu vertreten und die Abstellung der vielfachen Beschwerden
mit größerem Nachdruck von.den Deutschherren zu fordern. „Un-
sere Väter," so klagte man, „haben es nicht an ihnen verdient, was
sie täglich an uns tun wider unsere Privilegien und Freiheiten.
Wenngleich ihre Vorfahren dieses Land auch erobert haben, wer
anders hat sie denn dabei erhalten als unsere Väter unter Schmeiß
und Blut? Fürwahr, es taugt nicht, daß wir länger stille sitzen
und schweigen, sondern es wi l l vonnöten sein, daß wir bedenken
und beraten, wie wir solch Unleidliches Joch von unserem und un-
serer Nachkommen Nacken schütteln."

Der Hochmeister Paul von Rusdorf war bei der im Orden
herrschenden Zwietvncht außerstande, den Zusammenschluß zu ver-
hindern. Als, auf der Tagfahrt in Elbing am 21. Februar 1440 der
P r e u ß i s c h e B u n d gegründet wurde, erhob er nicht einmal
Einspruch dagegen. I m Gegenteil, er war dankbar dafür, daß ihm
die Stände Hilfe gegen feine Widersacher im Orden versprachen.
Eine direkte Bestätigung des Bundes fand allerdings nicht statt'

I n Marienwerder wurde am 13. März 1440 der Bundesbrief
von 53 Vertretern des Adels, von den preußischen Hansestädten
(unter ihnen erscheint neben Königsberg-Altstadt auch Königsberg-
Kneiphof) und 12 kleinen Städten besiegelt. Damit war eine po-
litische Organisation geschafft die berechtigt war, selbständig die
Interessen des Landes zu vertreten, entweder im Einvernehmen
mit den Ordensrittern oder, wenn es ihr erforderlich zu sein schien,
auch gegen den Orden. Ganz offenbar ließen die Bundesakte
diese Auslegung zu; denn wenn hierin auch eingangs betont
wurde, man habe sich geeint ,/UM des gemeinen Nutzen und From-
men willen, Gott zu Lobe, unserem Hochmeister, seinem Orden und
Landen zu Ehren," so hieß es doch an einer anderen Stelle:
Landadel und Städte wollen, falls den Genossen insgesamt oder
einzeln Unrecht oder Gewalt geschehe und weder der Hochmeister
noch das jährliche große Landgericht (Richttag) Abhilfe schaffe,
„gemeinsam ihr Recht suchen und Gewalt abwehren .

Die Stände sollten also über ihre Rechte und Pflichten selbst
entscheiden dürfen. Fügte sich die Landesherrschaft ihrem Urteil
nicht, „dann geschah den Ständen Unrecht und Gewalt." Die Ten-
denz, die Rechte des Ordens einzuschränken und den Ständen
staatliche Befugnisse zu verschaffen, trat dabei klar zu Tage.

Der Preußische Bund war anfangs nur eine lockere Vereini-
gung, er umfaßte auch nicht das ganze Land — der noch wenig
hervortretende Osten und fast ganz Pommerellen gehörten i h ^
nicht an —, aber es waren doch gerade die wirtschaftlich wichtig-
sten und auch die am meisten aktiven Landesteile, die sich in ihm
zusammengeschlossen hatten. Zweifellos bedeutete er eine Absage
der Stände an die Landesherrschaft. Zunächst allerdings schus er
innerhalb des Ordens Frieden. Die Stände führten in Verbin-
dung mit dem Bischof vom Ermland die Aussöhnung zwischen dem
Hochmeister und den aufrührerischen Konventen (Königsberg, Bran-
denburg und Balga) herbei und versuchten — wenn auch in diesem
Falle ohne Erfolg — eine Einigung mit den Meistern von Deutsch-
land und von Livland zu erzielen. Dafür mußte der Hochmeister
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aus den im Ansang seiner Regierung wieder eingeführten und so
lange und so zäh verteidigten Pfundzoll zu ihren Gunsten ver-

Der Friede zwischen Landesherrschaft und Ständen schien aber
wieder bedroht, als bei der Neuwahl des Hochmeisters K o n r a d
v o n E r I i c h s h >a u s e n (1441) über die Formel des Huldig.ungs-
eides verhandelt wurde und die Stände sich weigerten, außer
dem Hochmeister auch dem „vielköpfigen" Orden Treue zu schwören.
Schließlich einigte man sich dahin, daß zunächst nur dem Hoch-
meister, dann aber „für die Zeit von seinem Abgange bis zur
Einsetzung ebnes neuen Hochmeisters", dem Orden Treue gelobt
wurde. Konrad uon Erlichshausen bestätigte daraufhin die Rechte
und Freiheiten der Stande, aber er knüpfte daran die Forderung,
die Stände sollten nun auch ihrerseits die Privilegien des Or-
bens — gemeint waren damit seine Hoheitsrechte auf Grund der
Goldenen Nulle von Rimini (1226) - . unangetastet lassen. Damit
war die tiese Kluft zwischen den beiderseitigen Anschauungen deut-
lich genug zum Ausdruck gekommen.

Schritt für Schritt hatten die Stände ihre Rechte erweitert,
seit die Not den Orden zwang, immer wieder mit Geldforderungen
an das Land heranzutreten. I h r Ziel war die Schaffung eines
obersten Rogierungskollegiums und eines obersten Gerichts, in dem
sie neben den Ordensrittern Sitz und Stimme hatten. Aber
diesem Verlangen nach einer Mitregierung hatte sich der Orden
bisher noch zu entziehen gewußt, wenn er auch bei der einen
oder anderen Gelegenheit vorübergehend gewisse Zugeständnisse
hatte machen mUssen.

Konrad von Erlichshausens Negierung (1441—1449) brachte
zum ersten Ma l nach langer Zeit eine E n t s p a n n u n g zwischen
dem Orden und den Ständen. Es zeigte sich, daß ein geduldiger,
nachsichtiger und milder Hochmeister die Stände seinem Willen
weitgehend gefügig zu machen vermochte. Selbst den Pfundzoll,
um den so oft der Kampf entbrannt war, den der Orden aber
wegen seiner verschlechterten Finanzlage infolge des Niedergangs
des Eigenhandels dringend brauchte, tonnte er wieder einführen.
Die Zustimmung der Stände hatte er allerdings nicht auf einer
allgemeinen Tagfahrt erhalten, er gewann vielmehr durch Sonder-
uerhandlungen zunächst die am Zoll nicht interessierten Landgebiete
nnd die kleinen Städte für seinen Man. Die kulmerländische
Ritterschaft nnd die am meisten widerstrebenden großen Städte
Wurden dann durch we Drohung mit einem Prozeß Vor dem Kai-
ser zum Nachgeben gebracht.

Der Erfolg, den der Hochmeister hauptsächlich durch Tren-
nung der Ritterschaft von den großen Städten erzielt hatte, machte
ihm Mut, die Gegensätzlichkeit der wirtschaftlichen Interessen zwi-
schen Landadel und Städten weiter auszunutzen. Er hoffte auf
diese Weise den verhaßten Preußischen Bund sprengen zu können.
Aber das gleichzeitige scharfe Vorgehen der Bischöfe, besonders des
Bischofs von Ermland, und ihr Versuch, den Preußischen Bund als
eine Vereinigung hinzustellen, die gegen „päpstliche und kanonische
Ordnung" und gegen die Satzungen des Kaisers, des Papstes und
der Konzilien verstoße, verdarb alles. Die Stande suhlten sich
durch diese Angrifft in ihrer Ehre verletzt, und es erhob sich ein
solcher Sturm der Entrüstung, daß der Hochmeister vermittelnd
eingreifen mußte und die Bischöfe sich genötigt sahen, eine Ehren-
erklärung für die Mitglieder des Bundes abzugeben. Bei dieser
Gelegenheit versuchte der Hochmeister die Stände selbst zur Aus-
lösung des Preußischen Bundes zu bewegen. Er versprach ihnen
an Stelle des Bundes, der aus einer Zeit der Zwietracht stamme
und jetzt nicht mehr nötig sei, neue, bessere Satzungen, in denen
alle ihre Wünsche hinsichtlich der Rechtspflege berücksichtigt werden
sollten. Gleichzeitig beauftragte er die Gebietiger und Komture,
überall im Lande für den Austri t t aus dem Bunde Stimmung zu
machen. Jedoch das gemeinsame Mißtrauen gegen den Orden war
zu stark, und auch der Uebereifer der Ordensritter schadete mehr,
als er nützte. So wurde gerade das Gegenteil von dem erreicht,
^ der Hochmeister erwartet hatte. I m Jul i 1446 gelobten Ritter

^ " ^ ^ 6 " ^ und kleine Städte auf der Tagfahrt in Marien-
u ^ ' treu am Bunde festzuhalten und ihn mit Leib und Gut

Leute" f ^ 3 e n ; sie versprachen aber auch „als treue, rechtschaffene
ihrer Ehre ^ " Hochmeister und den Orden alles zu tun, was mit
D a m i t w " " ^ 3 ^ " Privilegien und Freiheiten vereinbar sei.
blieb nichts anders ^ - " " ^ e r n e u e r t , und dem Hochmeister

^ uvrrg, uis sich mit dieser Tatsache abzufinden.

Gleich im Anfang seiner Regierung hatte Erlichshausen durch
kluges Nachgeben den verderblichen Streit mit den Meistern von
Deutschland und Livland beigelegt, dadurch war die Einheit im Or-
den wenigstens äußerlich wiederhergestellt. Aber sollte der Staat
vor ähnlichen Erschütterungen bewahrt bleiben, dann war eine
Reform des Ordens dringend notwendig. Der Hochmeister hoffte,
mit Hilfe neuer Statuten der Verwilderung und den Gesetzwidrig-
keiten der Ordensangehörigen Einhalt zu gebieten. Doch der Er-
folg blieb aus. Der Versuch Erlichshausens scheiterte ebenso wie
die zu gleicher Zeit auf dem Baseler Konzil beabsichtigte Reform
der Kirche, ebenso auch wie der damalige Reformversuch des Mo-
sterwesens, dem das geistliche Rittertum doch sehr verwandt war.

So blieb die Regierung dieses klugen Politikers im Endergeb-
nis überall ohne nachhaltige Wirkung. Vergeblich waren auch
seine letzten Bemühungen, die Gebietiger von der Wahl seines
Vetters Ludwig zum Hochmeister abzubringen. Klagend rief er
am Ende seines Lebens aus: „Was nützen meine Worte? Sie sind
vergebens; denn ich weiß wohl, daß die Gebietiger jüngst auf dem
Schloß zu Mewe sich versammelt und dort beschlossen haben, daß,
wer von ihnen Hochmeister wird, den Bund abbringen solle, u n d
m ü ß t e m a n auch d a s L a n d d a r ü b e r v e r l i e r e n .
Gott gebe, daß solches nicht geschehe!"

Die beginnende Katastrophe.

L u d w i g v o n E r l i c h s h a u s e n (1450—1467) wurde
doch gewählt, und mit diesem ,HcMosen Schwächling ohne Willens-
kraft und Mut , ohne klaren Blick für die Schwierigkeiten seiner
Würde, seines Ordens, hochmütig und eigensinnig, dem seine An-
sicht stets die beste dünkte, der Lande und Städte verachtete", kam
die Katastrophe für den Orden.

Schon vor seiner Wahl hatte sich der Preußische Bund zur
Beratung zusammengefunden und die Forderungen ausgestellt, die
dem neuen Hochmeister vor der Huldigung vorgelegt werden soll-
ten. Streit und immer neuen Streit brachten dann die Ver-
handlungen mit der Landesherrschaft. Gewiß, Ludwig von Erlichs-
hausen war nicht der Mann,, der sich ohne weiteres Vertrauen
und Zuneigung der Untertanen zu erwerben vermochte. Aber das
trotzige Auftreten der Stände — sie setzten es sogar, durch, daß sie
die Form des Huldigungseides selbst vorschreiben durften — be-
wies doch, daß sie nicht im geringsten z,u einem Entgegenkommen
bereit waren, daß sie vielmehr bei jeder Gelegenheit eine Erweite-
rung ihrer Rechte erstrebten. Besonders die Frage des Richttages
führte zu lebhaften Auseinandersetzungen. I h r Ziel war nicht
allein die A b h a l t u n g dieses seit 1430 verlangten jährlichen
Gerichtstages, auf dem „jedermann Recht geschehen" sollte und auf
dem der Hochmeister, wie er im Apr i l 1450 zusagte, mit seinen
Gebietigern auch die Klagen über Gebietiger, Amtleute und andere
Ordenspersonen anhören und jedem zu seinem Recht verhelfen
wollte, sondern sie gingen darauf aus, einen möglichst großen
Einfluß auch auf die E n t s c h e i d u n g e n des Richttaaes sich zu
sichern d. h. sie wollten nichts mehr und nichts weniger, als „die
Gerichtshohert des Hochmeisters als Landesfürsten und die geistliche
Gerichtsbarkeit der Bischöfe ihrer Aufsicht und schließlich ihrem
Urteil unterwerfen." , ^ ^ ^ /

Das Land kam nicht zur Ruhe. Besonders mit dem Bischof
von Ermland, der den Preußischen Bund als eine für das Seelen-
heil der Gläubigen schädliche Einrichtung bezeichnet hatte, gab es
dauernd Konflikte. Da der Bund sich in die Rechtsstreitig-keiten
zwischen dem Bischof und seinen Untertanen einmischte und der
Hochmeister keine Gewalt über den Bund hatte, erwirkte der Bi -
schof schließlich in Rom die E n t s e n d u n g e i n e s p ä p s t l i -
chenLegaten. Dieser erhielt vom Papst den Auftrag, die kirch-
lichen Zustände im Ordensland zu prüfen und unter Androhung
der schwersten Strafen (Bann und Interdikt) die Auslösung des
Preußischen Bundes zu erzwingen, weil diese Organisation gegen
Päpstliche und kaiserliche „Ordnungen" verstoße.

Der Schritt des ermländischen Bischofs war direkt ein Ver-
hängnis. Das Erscheinen des Legaten vergrößerte die Unruhe im
Lande noch mehr. Den Deutschherren war die Einmischung Roms
gar nicht angenehm. Man s.pürte darin die alten Ansprüche der
Kurie, das Ordensland sei Eigentum des Stuhles Petri und dem
Papst stehe das Recht zu, vom Orden und seinen Untertanen Ge-
horsam zu fordern. Der Hochmeister verhielt sich darum dem Le-
gaten gegenüber sehr zurückhaltend.
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Viel stärker kam die Ablehnung der Stände zum Ausdruck.
Die Rede des Legaten mährend der Tagfahrt und die gleichzeitige
Verlesung der päpstlichen Bulle erregten den Unwillen der..Stände
derart, daß sie sich anfangs sogar weigerten, auf die Anklagen
überhaupt zu antworten. Erst auf wiederholtes Zureden des Hoch-
meisters bequemten sie sich zu einer Erwiderung. Geschickt um-
gingen sie darin alle wesentlichen Punkte der Anklage. Den Bund
stellten sie als eine harmlose Vereinigung hin, er sei „aus ehr-
lichen, redlichen und notwendigen Ursachen geschlossen, sein Zweck
widerspreche weder dem Rechte noch der Billigkeit, noch ihrer Un-
tertanenpflicht; er ziele einzig dahin, dem Kochmeister treu und
hold zu sein, ihm gebührlichen Gehorsam zu leisten und aller Un-
gerechtigkeit zu steuern und zu wehren."

Der Hochmeister war kurzsichtig genug, den Versicherungen
der Stände Glauben zu schenken, in denen sie gegen die Eingriffe
des Papstes und des Kaisers Sturm liefen, „die so täten, als ob
sie Zerren im Lande wären." „So läßt Euch Eure getreue Mann-
schaft sagen, sie stehen bei Euern Gnaden und einem ehrwürdigen
Orden als ihrer Herrschaft," hieß es in der Erklärung der Stände.
Schließlich bat der Hochmeister den Legaten, „des Ordens Unter-
tanen nicht mit Mnchtbriefen zu beschweren," zumal da Land und
Städte ihm genügende Zusicherungen gegeben hätten, „daß die
Dinge sich zu Eintracht, Liebe und Freundschaft fügen würden."

So mußte der Legat unverrichteter Sache Preußen wieder ver-
lassen. M i t der Haltung des Hochmeisters war er keineswegs
zufrieden. Er machte Ludwig von Erlichshausen sogar den Vor-
wurf, daß er Land und Städte in ihrem freventlichen Ungehorsam
bestärke. Den Versicherungen der Stände aber maß er nicht den
geringsten Wert bei.

Während der Rückreise durch Deutschland war er eifrig be-
müht, die Auflösung des Bundes zu betreiben. Auf seine Ver-
anlassung schickten mehrere geistliche und weltliche deutsche Fürsten
an die größte Bundesstadt Danzig Briefe, in denen sie dringend
die Beseitigung des Bundes empfahlen. Vom Papst erwirkte der
Legat eine Bulle an den Hochmeister, in der Ludwig von Erlichs-
hausen gewarnt wurde, sich weiter des Bundes anzunehmen, wenn
er nicht als Feind der Kirche betrachtet werden wolle. Eine
zweite Bulle wurde an die Landesbischöfe gerichtet, in der den An-
hängern des Bundes nochmals die schwersten Kirchenstrafen ange-
droht wurden. Selbst der Kaiser forderte auf des Legaten Bericht
hin Danzig und die übrigen Städte und auch die Ritterschaft auf,
die ungesetzliche Verbindung zu lösen.

Die ohnehin nicht geringe Unruhe im Lande wurde durch
diese Ereignisse noch erheblich vergrößert. Besonders der Kaiser-
brief erregte gewaltiges Aufsehen. Die Ritterschaft und die großen
Städte bestürmten den Hochmeister, er solle sie vor dem Kaiser
rechtfertigen. Doch der Hochmeister lehnte diese wiederholt vorge-
tragene Bitte mit der Begründung ab, es sei unmöglich, ihre For-
derung gegenüber den Rechten und Freiheiten der Kirche und des
Reichs zu vertreten, ihr Widerspruch werde den Zorn des Papstes
und des Kaisers noch mehr steigern. Er riet den Standen, sie
sollten dem Willen des Kaisers entsprechen und den Bund auf-
lösen, er werde sie dann vor Ueberfall, Gewalt und Unrecht
schützen.

Unter dem Eindruck der päpstlichen Bullen und des kaiserlichen
Drohbriefes waren manche Bundesmitglieder schwankend gewor-
den. Einige trennten sich vom Bunde, andere nahmen eine ver-
mittelnde Stellung ein, weil sie es fi ir bedenklich hielten, dem
Papst, dem Kaiser und der Landesherrschaft zugleich Trotz zu
bieten. Die kulmerländische Ritterschaft jedoch, in deren Reihen
die Eidechsengesellschaft sich wieder regte und immer mehr Einfluß
gewann, und außerdem die großen Städte, die alten Gegner des
Ordens, ließen sich von ihrem Wege nicht abbringen. Sie setzten
auf der Tagfahrt in Elbing (Oktober 1451) d i e A b s e n -
d u n g e i n e s B r i e f e s an den K a i s e r durch, in
dem sie das bisherige Verhalten der Stände rechtfertig-
ten und gleichzeitig eine Gesandtschaft zur Uebernahme
des Bundesbriefes ankündigten. Sie hofften fest darauf,
der Kaiser werde in einem ihnen günstigen Sinne seine Ent-
scheidung treffen; dadurch mußte dann ihre Stellung der unbe-
liebten Iandesregierung gegenüber wesentlich gefestigt werden. Um
nun den Hochmeister bis zu diesem Zeitpunkt hinzuhalten, erklärten
sie ihm, auf seine Vorschläge, mithin auch auf die Mpstliche Nulle,
in der die Auflösung des Bundes gefordert war, würden sie erst

zu Mart in i künftigen Jahres (1452) antworten; für diese Zeit (also
für mehr als ein Jahr) erbaten sie des Hochmeisters Schutz gegen
Neichsacht und Kirchenbann. Der Hochmeister ging auf diesen
Wunsch bereitwillig ein und versprach ihnen den erbetenen Schutz.
Ihm war es anscheinend sehr willkommen, daß die Entscheidung
in eine weite Ferne gerückt wurde.

I n der Zwischenzeit — bis zum Sommer 1452 — übte der
Hochmeister große Zurückhaltung, um den mit den Ständen verein-
barten Frieden nicht zu stören. Er lehnte darum auch eine neue
Tagfahrt ab, von der er nur wieder Unruhe befürchtete. Gerade
dadurch aber erregte er bei den Ständen Unwillen. Denn je weiter
die Zeit vorrückte, um so stärker empfanden sie die Drohung der
Reichsacht und des Kirchenbanns, die immer noch über den Bun-
desmitgliedern schwebte. Man wollte von dieser Gefahr endlich
befreit werden und verlangte vom Kochmeister Hilfe. Da nun aber
der Hochmeister dem Wunsche der Stände nach einer Tagfahrt nicht
nachkam, hielten Ritterschaft und Städte von sich aus eine Ver-
sammlung in Marienwerder ab (Juni 1452), auf der man den
Beschluß faßte, noch einmal vom Hochmeister eine allgemeine Tag-
fahrt mit gleichzeitig abzuhaltendem Richttag zu fordern.

Ludwig uon Erlichshausen, der sich gelegentlich einer Dienst-
fahrt durch Pommerellen gerade in Mewe aufhielt, lehnte diese
Bitte der Stände, die sie ihm persönlich überbrachten, mit Rücksicht
auf seine Dienstreise ab. I n einer zweiten Eingabe baten sie dar-
auf den Hochmeister, er möge sie im Hinblick auf die vielfachen
Dienste, die Ritterschaft und Städte dem Orden so oft in Zeiten des
Krieges und der Not geleistet hätten, gegen die Drohungen des
Papstes, des Kaisers und der Fürsten in Schutz nehmen. Sie mie-
sen auch auf ihre erfolgreiche Vermittlung in dem Streit zwischen
dem Hochmeister Paul von Rusdorf und den Konventen von Kö-
nigsberg, Brandenburg und Valga hin. Wenn der Hochmeister
ihre Bitte nicht erfülle, wollten sie diese Konvente darum bitten,
beim Hochmeister für sie einzutreten, und wenn auch das nichts
helfe, so wollten sie sich „an den Enden" verantworten, wo das
„von Nöten und Behuf sein werde."

Es war ein großer Fehler, daß der Hochmeister einer Antwort
auswich und auch später, als er ans Pommerellen zurückgekommen
war, neue Ausflüchte suchte, um die erbetene Tagfahrt weiter hin-
auszuzögern. Die Stände hatten den Hochmeister oft genug um
Hilfe gegen die von Kaiser und Papst her drohende Gefahr gebeten.
Er war bei seiner Forderung geblieben, sie sollten den Bund auf-
lösen, und das lehnten sie ab, weil sie dann, wie- sie meinten, o^n
Orden gegenüber ohne Schutz gewesen wären. Die Spannung
wurde immer größer, und die unversöhnlichen Elemente hüben
und drüben gewannen mehr und mehr die Oberhand. Ein neuer
Brief des Kaisers (von A n f ^ Jul i 1452) an die Stadt Dnnzig,
in dem wieder unter Androhung schwerster Strafen die Aufhebung
des Bundes befohlen wurde, musite die Gemüter noch stärker er-
hitzen. Die Ritterschaft des KulmerlandeZ trieb die Angelegenheit
weiter und berief von sich aus eine allgemeine Tagfahrt des Bun-
des für den 27. August nach Marienwevder. Dort sollte endlich
der Ungewißheit ein'Ende gemacht werden.

Jetzt erst sah sich der Hochmeister veranlaß, die Stande für
den 29. August nach Marienburg zur Entgegennahme seiner so
lange aufgeschobenen Antwort einzuladen. ^ " / " W o r t aber
befriedigte die Stände keineswegs, weil der Hochmeister eme Recht-
fertigung der Stände ablehnte und ^ r i c h t e r l i c h e E n t -
s c h e i d u n g ü b e r d i e R e c h t s m n ß i g k e i t des B u n d e s
verlangte Die Wahl des Nichters, ob Kaiser, Papst, Kurfürsten,
weltliche oder geistliche Fürsten oder der^ Räte dafür ausersehen
wurden, wollte er den Ständen überlassen.

Doch den Ständen war es vor allem um eine R e c h t f e r t i -
g u n g v o r dem K a i s e r zu tun. Sie beantworteten den Vor-
schlag des Hochmeisters zunächst nicht, faßten aber den Beschluß die
schon lange geplante Gesandtschaft zum Kaiser zu schicken. Die Send-
boten wurden gewählt, und es wurde eine umfangreiche Schrift
zusammengestellt, in der die Gründe für die Entstehung des
Bundes und alle Beschwerden gegen den Orden enthalten waren.
Erst die StändWersammlung in Kulm (September 1454) verfaßte
eine Antwort an den Hochmeister, aber an dem wesentlichsten
Punkte seines Vorschlags gingen die Stände vorbei. I m übrigen
wurde betont, daß man daran festhalte, mit Hilfe einer eigenen Ge-
sandtschaft sich vor dem Kaiser zu rechtfertigen und daß man Rat,
Hilfe und Beistand suchen werde, wo man sie finde. — Heißsporne
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legten diese Worte so aus, daß nun der Bund den Schutz des
Königs von Polen anrufen werde. , ^ . . ^ ^ .

Die Beschlüsse des Bundes erregten großes Aufsehen. Dre
Gemäßigten auf beiden Seiten erkannten d>ie Gefahr, die das selb-
ständige Vorgehen der Stände zur Folge haben mußte, und sie
rieten dem Hochmeister dringend, er solle den Ständen Entgegen-
kommen zeigen. Hans von Baysen, der der Ritterschaft innerlich
nahestand, aber damals auch das Vertrauen des Hochmeisters besaß
und der vom Hochmeister besonders um seinen Rat ersucht wurde,
bemühte sich sehr um den Ausgleich. Er wußte, daß die Rechtferti-
gung des Bundes vor dem Kaiser mit schweren Anklagen gegen den
Orden verbunden war, daß also die Gesandtschaft nur zu einer
Verschärfung des Konflikts führen konnte. Darum legte er dem
Hochmeister nahe, vor der Abreise der Sendboten noch eine Tagfahrt
abzuhalten und den Ständen in der Frage des jährlichen Gerichts-
tages Zugeständnisse M machen. Ebenso suchten auch der Danziger
Komtur und der Rat der Stadt Danzig auf alle mögliche Weise
eine Entspannung herbeizuführen. Die Danziger erhofften viel
von einer nochmaligen Aussprache mit der Kulmerländischen Rit-
terschaft und den großen Städten, und sie schlugen dem Hoch-
meister vor, er solle den Großkomtur und den Komtur von Mewe,
die bei den Ständen beliebt waren, als seine Vertreter zu der
Verhandlung entsenden.

Die Tagfahrt fand im Oktober 1452 statt, aber die darauf ge-
setzten Hoffnungen gingen nicht in Erfüllung. Die Deutschherren
hielten an der vom Hochmeister im August geforderten richterlichen
Entscheidung fest, die Stände dagegen verlangten neben dem Schutz
gegenüber Kaiser und Papst und neben der Bestätigung ihrer
Rechte und Freiheiten vor allem den jährlichen Richttag. Die Ver-
handlungen verliefen daher ergebnislos. Bald darauf reiste die
ständische 'Gesandtschaft an den Hof des Kaisers ab.

Fast gleichzeitig schickte auch der Orden eine Gesandtschaft nach
Wien. Damit hatten die streitenden Parteien den Rechtsweg be-
schritten. War aber jede Partei wirklich bereit, sich dem Spruch
des Kaisers auch dann zu fügen, wenn er gegen sie ausfiel?
Bestimmt nicht, in dem Gang der Stände zum Kaiser war vielmehr
allein der Gegensatz gegen den Orden zu spüren. Wäre dies nicht
d«r Fall gewesen, dann hätten ja die Stände den Vorschlag des
Hochmeisters annehmen können, der doch cruch nichts anderes als
eine höchste richterliche Entscheidung gewollt hatte. Aber den Stän-
d ., kam es nicht auf einen unparteiischen Nichterspruch an, sie
sollten sich vor allem vor ,dem Kaiser rechtfertigen und den
Orden verklagen. Fiel der Spruch gegen sie aus, dann waren sie
nicht gewillt, sich zu unterwerfen, dann wollten sie die Hilfe der
Polen anrufen.

Es war dem Hochmeister hinterbracht worden, daß eine zweite
ständische Gesandtschaft, die angeblich den König von Polen um
Empfehlungs- und Geleitbriefe für die Sendboten an den Kaiser
bitten sollte, von der Krone Polen Rat und Hilfe gegen den
Orden erbeten und zugesichert erhalten hatte. Ebenso wurde
gemeldet, daß der Verkehr der Stände und besonders der Stadt
Thorn mit den Polen ein bisher noch nicht gekanntes Ausmaß
annahm Die ins Ordensland reisenden Polen schürten die wach-
sende Zwietracht Der Bund rechnete mit kriegerischen Verwick-
lungen und rüstete heimlich. Trotz dieser bösen Anzeichen waren
die Abwehrmaßregeln des Ordens nur kümmerlich. Die Ordens-
herren schienen an den Ernst der Lage nicht glauben zu wollen.

Es verging noch eine sehr lange Zeit, bis der Kaiser das
Urteil fällte. Am Hofe in Wien begann ein Intrigieren, em
Handeln und Feilschen „um Entscheidungen, um echte und ge-
fälschte Urkunden, die bald einander widersprachen, auch, wenn
sie demselben Empfänger zugedacht waren, bald einander glichen
und sich inhaltlich deckten, so bald nur die Auftraggeber mit klin-
gendem Lohn an die Beamten Friedrichs, sogar an diesen selbst
nicht kargten."

Die Schuld des Preußischen Buudes am Untergang des
Ordensstaates.

die qewtts^"^ ^'"^ allmählich zu einer Organisation geworden,
mehr an'geb?"^" " " ^ ' ^ ^ ^ ^ ^ a a t bildete. Es schien nicht
zu führen - ^ ^ ^ Beratungen im Beisein aller Abgeordneten
Licht-der O e f f e n t l i c h t ? i ^ ^ ^ " vertrugen wohl auch kaum das

niien — barum wurde ein engerer Nat aus je

10 Vertretern des Landes und der Städte gebildet, dem nun die
Leitung der Bundesgeschäfte oblag. . . .

Dre Durchführung der Streitsache vor dem Kaiser erforderte
sehr große Kosten. Der Bund beschloß deshalb die Erhebung eines
Schosses von allen Mitgliedern. Um ihnen aber die Zahlung
schmackhafter zu machen, wurde der Schoß vor allem damit begrün-
det daß der Hochmeister Söldner werbe und das Land überfallen
wolle. Voller Entrüstung ließ der Hochmeister überall im Lande
diese Verleumdung zurückweisen und die Erhebung des Schosses
verbieten, dadurch wurde die Eintreibung wenigstens erschwert,
teilweise auch unmöglich gemacht.

Mi t den Polen unterhielten die Stände sehr freundschaftliche
Beziehungen. Zwar zeigte König Kasimir noch eine gewisse Zu-
rückhaltung, dafür aber war ihnen die Königinmutter Sophie sehr
zugetan, und die hohen polnischen Würdenträger überboten sich
in Bezeugungen ihrer Sympathie und versprachen bereitwillig
ihre Dienste. Einer der in Polen tätigen Vundesgesandten, Ga-
briel von Bansen, machte daraufhin auf der Tagfahrt in Kulmsee
sogar den Vorschlag, polnische Große in den Bund aufzunehmen
oder, wenn der König dagegen sei, wenigstens möglichst viele pol-
nische Herren in die Eidechsengesellschaft hereinzuziehen. Und
dieser Vorschlag fand allgemeinen Beifall. —

So wurde durch Haß und Feindschaft der Riß zwischen dem
Orden und dem Bunde immer mehr erweitert. Das gemeine Volk
in den Städten und das Volk auf dem Lande wurde durch
die Ratsherren bzw. durch die Landesritterschaft immer stärker
gegen den Orden aufgehetzt.. Die Spannung in Preußen wurde
von Tag zu Tag unerträglicher . Als nun im Frühjahr 1453 von
beiden Seiten neue Gesandtschaften an den Kaiser geschickt wur-
den und die Gesandtschaft des Bundes auf dem Wege nach Wien
in Mähren überfallen wurde, da war die Aufregung ungeheuer.
Dem Orden wurde nachgesagt, er habe von der Tat gemußt oder
den Ueberfall sogar selbst veranlaßt, und der König von Polen
wurde durch eine Gesandtschaft um Hilfe gebeten. Sehr vorsichtig
zwar fiel die Intervention Kasimirs aus, aber das Schreiben des
Königs an den Hochmeister enthielt doch eine unzweideutige Par-
teinahme für den Bund. Alle Gegner des Ordens im Lande
nutzten den Zwischenfall nach Kräften aus. Immer unverhohle-
ner wurde zur Rüstung aufgefordert. Es wurde sogar der Vor-
schlag gemacht, die Landesritterschaft solle zu den Tagfahrten nur
in Waffen erscheinen, was zu dem Gerücht Anlaß gab, es solle
dem Hochmeister der Huldigungseid aufgekündigt und mit der
Erstürmung der Ordensschlösser begonnen werden.

Diesem Verhalten der Stände durfte der Orden nicht müßig
zusehen. Verschiedene Vorsichtsmaßregeln wurden getroffen, um
die Ordenshäuser und die Mannschaft wehrhaft zu machen. Man-
cherlei gab es zu tun; gerade im Kulmerlande, wo die Gefahr
besonders groß war, befanden sich die Burgen seit Jahren in sehr
verwahrlostem Zustande.

Immer schärfer zeichneten sich die Schatten ab, die der dro-
hende Krieg vorauswarf. Die Burgen wurden zum Schutz gegen
die Städte, die Städte zum Schutz gegen die Burgen mit Boll-
werken versehen. Ueberall herrschte gewaltige Aufregung, und in
einigen Städten, wie Thorn und Thorn-Neustadt, kam es schon zu
^ollsaufstanden gegen die Ordensritter, an denen sich sogar Rats-
herren und Schoppen beteiligten.

Der schriftliche Verkehr zwischen den Ständen bzw. dem
engeren Rat und dem Hochmeister nahm an Schärfe zu. Je länger
die Entscheidung in Wien auf sich warten ließ, desto mehr l i t t
die Autorität des Hochmeisters ^m Lande. Auf die Versammlun-
gen der Stände hatte er gar keinen Einfluß mehr. Der Bund
berief sie nach eigenem Ermessen, und der Hochmeister echielt nicht
einmal Bericht über das, was in den Bundesverhandlungen vor-
ging. Durch den Befehl des Kaisers, vor Ausgang des Prozesses
Neuerungen zu unterlassen, waren ihm die Hände gebunden. Das
einzige Mit tel das ihm noch blieb, war das vom Kaiser geneh-
migte Verbot an die Bundesmitglieder, den vom Bund geforderten
Schoß zu zahlen, was großen Eindruck machte.

Inzwischen näherten sich die Verhandlungen am Kaiserhofe
ihrem Ende. Vorher schon wurde in Preußen bekannt, daß die
Sache des Bundes nicht gut stehe und daß das Verhalten der
Ordensherren in Wien immer herausfordernder werde. Beson-
dere Erbitterung erregten die auf der Tagfahrt in Thorn (28. No-
vember 1452) verlesenen Aeußerungen der Wiener Ordensgesand-
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ten: Der Orden habe alle Bewohner Preußens, einst Heiden, mit
dem Schmerte gewonnen! — Sie sollten nicht besser»- sein als
„eigene" Leute, also rechtlos, und wenn rechtlos, natürlich auch
ehrlos! Dazu kam die übermütige, ruchlose Drohung, es werde
nicht besser werden in Preußen, bevor nicht zwei- bis dreihundert
der angeschensten Personen über die Klinge gesprungen wären!"
Die Entrüstung darüber war unbeschreiblich. Man erwog eine
Gesandtschaft an den Hochmeister, die von ihm fordern sollte, er
möge seine Vertreter in Wien, den Bischof von Ermland und
den Komtur von Elbing, wegen dieser Erklärungen vor Gericht
ziehen. Der Hochmeister solle sich mit dem Bunde im Guten ver-
tragen, natürlich unter Wahrung der Rechte und der Ehre der
Bundesmitglieder. Wolle er das nicht, dann müsse jeder selbst
sehen, wie er weiterkomme, Gott würde dann weiter raten. Ehe
sie solche Reden ertrügen, wie sie die Gesandten des Hochmeisters
vor dem Kaiser gehalten hätten, wollten sie lieber, daß ihnen,
ihren Frauen und ihren Kindern „die Hälse mit Dielen abgestoßen
würden". Vorläufig kam es zu keinem andern Entschluß, als alle
diese Dinge im ganzen Lande bekanntzumachen.

Am 1. Dezember 1453 wurde in Wiener-Neustadt das U r t e i l
endlich verkündet: „Es ist durch uns mitsamt unseren Räten und
Beisitzern zu Recht erkannt, daß die von der Ritterschaft, Mann-
schaft und die von den Städten des Bundes in Preußen nicht
billig getan noch denn ihn zu tun Macht gehabt haben, daß auch
derselbige Bund von unwürdigen Unkräften ab und vernichtet sei,
und soll darnach in dem andern geschehen, was Recht ist." D i e -
ser N i c h t e r s p r u c h des K a i s e r s w a r v o n schick-
s a l h a f t e r B e d e u t u n g : er gab den Anstoß zum offenen
Verrat der Stände, er führte damit zum Dreizehnjährigen Krieg
zwischen dem Bund und dem Orden und schließlich zum völligen
Zusammenbruch des Ordensstaates. Angesichts dieser schrecklichen Fol-
gen fragen wir uns: War denn die Katastrophe nicht zu vermeiden?

Gewiß wäre das möglich gewesen, wenn hinter dem Urteils-
spruch auch eine Macht gestanden hätte, die nötigenfalls seine
Durchführung hätte erzwingen können. Aber dazu war der Habs-
burger Friedrich I I I . , der sich nicht einmal selbst Zu helfen wußte
und der das Reich nur als eine „widerwärtige, fremde Last" be-
trachtete, weder willens, noch auch imstande. Rein formal war
er im Recht, wenn er den Bund für ungesetzlich erklärte und
darum verbot. Die von den Ständen Vorgebrachton Anschuldigun-
gen gegen den Orden, die in den „Ursachen des Bundes" zusam-
mengefaßt waren und die die Gründung des Bundes und später
seine Aufrechterhaltung erklären sollten, waren sehr wenig beweis-
kräftig. Die Gewalttaten, die man dem Orden vorwarf, lagen
zum Teil Jahrzehnte zurück und waren durchaus nicht immer er-
wiesen. Ebenso waren die Klagen über die wirtschaftliche Be-
nachteiligung der Stände meist unberechtigt. Auf keinen Fall
aber ließ sich an der Hand der „Ursachen" feststellen,
daß die Verwaltung im Ordensstaate schlechter war oder
auch nur ebenso schlecht wie in den meisten deutschen
Territorialstaaten jener Zeit.

Die weiteren Beweismittel, die als Begründung für die Recht-
mäßigkeit des Bundes dienen sollten, versagten vollkommen. Der
Hochmeister Paul von Nusdorf hatte zwar gegen den Bund bei
seiner Gründung keinen Einspruch erHoden, aber das darin lie-
gende Zugeständnis war doch nur unter dem Druck der Ordens-
spaltung erfolgt, von den Ständen, die die günstige Gelegenheit
ausnutzten, gewissermaßen erpreßt. Eine direkte Genehmigung zur
Gründung hatte der Hochmeister niemals erteilt. Die beiden Ur-
kunden aber, die von den Bundeswertretern als Beweis vorge-
legt wurden, waren höchst anfechtbar. Die eine, die erst am 15. De-
zember 1452 ausgestellt war, enthielt die Bestätigung aller Pr iv i -
legien, die den Städten Thorn und Kulm vom Kaiser und seinen
Vorfahren, den römischen Kaisern und Königen, erteilt worden
waren. Dabei war doch sehr ausfällig, daß, solange die beiden
Städte existierten, von solchen Privilegien nie die Rede gewesen
war, und schließlich war doch in diesen Privilegien keineswegs
das Recht zur Gründung des Preußischen Bundes enthalten. Das
Datum der Ausstellung aber im Zusammenhang mit der großen
Geldsumme, die von den Ständen bezahlt wurde, warf ein sehr
schlechtes Licht auf die Unparteilichkeit und Unbestechlichkeit des
Kaiserhofes und nahm so dieser Urkunde die letzte Beweiskraft.
Noch schlimmer war es um die zweite Urkunde bestellt, die vom
6. Februar 1441 datiert war. Sie war nichts anderes, als eine

ganz grobe' Fälschung, die in der gefälligen kaiserlichen Kanzlei
auf unrechtmäßigem Wege mit dem königlichen Siegel — 1441 war
Friedrich I I I . noch König — versehen worden war. Sie tauchte
erst zusammen mit der ersten Urkunde auf und sollte deren Sinn
erläutern, d. h. nach dieser Urkunde sollten die Städte Thorn und
Kulm das Recht haben, sich mit andern Städten, auch Rittern
und Knechten, zum Schutz ihrer Privilegien zu verbinden, so
jedoch, daß sie dem Orden alles tun mußten, was sie ihm Von Rechts
wegen zu tun schuldig waren.

Diese „Urkunde", die angeblich aus dem Jahre 1441 stammte,
lehnte jedoch der Kaiser ohne weiteres ab, wahrscheinlich weil er
die Fälschung als solche erkannte. Damit war der Beweis für die
Rechtmäßigkeit des Bundes mißlungen. Aber bei der ganzen
Streitsache war die Entscheidung darüber, welche Partei formal
Recht hatte, höchst gleichgültig. Die Angelegenheit war zu einer
r e i n e n M a c h t f r a g e geworden. Die Tatsache stand fest,
daß der Bund als solcher für den Ordensstaat völlig untragbar
war. Aus einer ständischen Partei, die er vielleicht im Anfang
darstellte, hatte er sich zu einem Staat im Staate ausgewachsen.
M i t der Einsetzung des heimlichen Rates oder — wie er auch ge-
nannt wurde — des Bundesrates, war neben der Landesherrschaft
geradezu eine Nebenregierung geschaffen, die in Nundesangelegen-
herten Gesandtschaften ausrüstete, von den Bundesmitgliedern
Steuern erhob und s o ^ wie ein Souverän selbständig Kriegs-
rüstungen vornahm. Der Bestand des Ordensswates war durch
diese Einrichtung bedroht. Davum mußte der Bund fallen.

Etwas anderes war es mit dem Bestchenbleiben der Land-
stände in Preußen an und für sich. Gewiß war der ständische
Gedanke dem Wesen des ursprünglichen Ordensstaates Völlig sremd,
aber er hatte nun einmal, wie lange vorher in Deutschland, so
auch im Ordenstand Eingang gefunden, und has Ständewesen
hatte sich hier nach Tannenberg so entwickelt, daß es ein Zurück
nicht mehr gab. M i t dieser Tatsache mußte sich der Orden abfinden.
Schließlich war ja auch die Ordensbrüderschaft nicht mehr die
gleiche wie zur Zeit der Eroberung des Landes oder in den Jahr-
zehnten ihrer höchsten Kraftentfaltung. Der Ordensgedanke, die
selbstlose Hingabe an das große Ganze, das Aufgehen im Dienste
der Idee, war längst zusammengebrochen. Der ständische Geist
hatte im Orden selbst Wurzel gefaßt. Die Brüder fühlten sich als Be-
amte, deren gutes Recht es war, aus ihrem Amt persönlichen
Nutzen zu ziehen. Die Gelübde, nicht nur das der Armut, waren
lange schon vergessen. Gerade diese Wandlung, diese Abkehr von
den einstigen Zielen der Deutschherren hatte die Entwicklung der
Landstände wesentlich gefördert.

Immerhin, bei gutenn Willen auf beiden Seiten hätte sich, ein
Ausgleich bestimmt noch finden lassen. I n dieser Hinsicht hatten
ja auch die Gemäßigten hier wie dort bis zum letzten Augenblick
gearbeitet. Aber sie befanden sich i^der in der Minderheit. Die
Schwäche und das Ungeschick des Hochmeisters Ludwig von Erlichs-
Hausen hatte die extreme Richtung auf sej^n der Stände, die stark
unter dem Einfluß der Polen stand, zu groß und zu übermütig
gemacht. Man sah auf der polnischen Seite «ie enorme Macht-
fülle des dortigen Adels und wollte es den Polen gleich tun und
zum mindesten mit an der Herrschaft des Landes teilnehmen. Was
sich dann aber im Lande abspielte, als die Kunde vom Verbot des
Bundes nach Preußen kam, das war k e i n K a m p s m e h r um
d i e Mach t i m S t a a t e , das war vielmehr em Me wieder
gutzumachendes fluchwürdiges Verbrechen, d a s w a r Ho ch -
V e r r a t , der nicht allein den Ordensstaat vernichtete, sondern der
unendliches Leid über das ganze ^ano brachte und der >in seinen
letzten Ausstrahlungen auch unser heutiges Geschlecht noch überaus
schwer belastet. c> 5.

Die seit Jahren gegen den Orden betriebene Hetze hatte einen
ungeheuren Haß gegen die Landesherrschaft entstehen lassen. I n
kürzester Zeit flammte nun der Aufruhr überall im Lande auf.
Vergeblich versuchte jetzt 'der Hochmeister durch weitgehende Zuge-
ständnisse dem Aufstand Einhalt zu gebieten und doch noch eine
Einigung herbeizuführen. Es war zu spät, das Verderben ließ
sich nicht mehr aufhalten. I n wenigen Wochen war fast ganz Preu-
ßen in den Händen der Empörer. Hätte nicht eine Schar treuer
Leute in Marienburg, Stuhm und Konitz sich für den Orden ein-
gesetzt, dann wäre er schon beim ersten Ansturm hinweggefegt
morden. So konnte er sich halten, bis die Söldner >aus Deutsch-
land zu Hilfe eilten.
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Nachdem der Bund bereits am 4. Februar 1454 von Thorn
aus an den Hochmeister den Absagebrief hatte abgehen las-
sen wurde am 10. Februar eine Gesandtschaft zum P o l e n -
k ö n i g nach Krakau geschickt, " m ihm die O b e r h e r r s ch a f t
ü b e r P r e u ß e n anzubieten. Adel und Städte waren bei der
Verfolgung dieses Zieles aber doch nicht ganz einer Meinung.
Der preußische Adel setzte sich eifrig für die Verbindung mit Polen
ein in der Hoffnung, dadurch in den Genuß der gleichen Frei-
heiten zu gelangen, wie sie die polnischen Adelsgenossen besaßen.
Die Städte dagegen, besonders Danzig, standen diesem Beginnen
sehr viel kühler gegenüber. Ihnen war es ja unter >der Herr-
schaft des Ordens wesentlich besser ergangen, als den Städten in
Polen, und der Wechsel der Herrschaft erschien ihnen daher be-
denklich. Doch da sie sich von ihrer Abneigung gegen den Orden
so weit hatten fortreißen lassen, blieb ihnen nun kein anderer
Wog übrig, als zusammen mit den Abgesandten des Adels König
Kasimir die Herrschaft in Preußen anzutragen.

Diese freiwillige Unterwerfung, die aus dem Haß und aus der
parteipolitischen Verblendung geboren war, bleibt ewig ein D e n k -
m a l d e r S c h a n d e f ü r d i e P r e u ß i s c h e n S t ä n d e .
Es ,paßt zu ihrem schmählichen Verrat am deutschen Volk und an
ihrem Lwndesherrn, daß sie ihre Untat mit einer L ü g e zu be-
gründen versuchten. „Weil das Land Preußen", so hieß es in
ihrer Erklärung, „von alters her und die Herrschaft der Kreuziger
daselbst aus der Krone Polen ausgegangen >ist und die Kreuziger
selbst noch den König für einen Patron erkennen, so hat keiner
billigeres Recht zu dem Lande als seine königliche Gewalt. Des-
halb haben alle Lande und Städte Preußens den König zu ihrem
rechten Herrn erkoren; sie flehen und bitton, daß er sie wieder in
seine Herrschaft und Beschirmung aufnehmen und ihr Herr sein
wolle, wie ihm solches mit Recht gebührt." König Kasimir nahm
die Unterworfung der preußischen Stände an und erklärte an,
Tage darauf dem Orden den Krieg.

Als Lohn für diesen V e r r a t am D e u t s ch t u m erhielten
die Stände vom Polenkönig die Bestätigung aller ihrer Privilegien
und Freiheiten und auch das Versprechen, basi alle öffentlichen
Aemter nur mit Eingeborenen besetzt werden sollten. Den Handels-
interessen der Städte kam Kasimir soweit entgegen, daß er sofort
"llo Zölle, vor allem den Pfundzoll, a,nfhob, den Städten Thorn,
Elbing, Dnnzig und Königsberg das MünZrecht verlieh und allen
Kcmfleuten Handelsfreiheit in ganz Polen zusagte. Die Häupter
hes Adels wuvden ebenfalls belohnt. Hans von Bansen, „der
vergiftete, lahme Drache und Vastlisk, der ärgste aller Verräter",
wurde Gubernator von Preußen, vier seiner Adelsgenossen erhiel-
ten die neuen Woywodschaften Kulmerland, Königsberg, Elbing
und Pommerellen.

Bereits im Apr i l 1454 erschien König Kasimir mit seinem
Heere in Preußen. Damit begann eine Zeit furchtbarster Not
für unsere preußische Heimat, eine Zeit, an deren Ende Preußen
einer Wüste glich. Dreizehn Jahre währte der grauenhafte Krleg,
der nichts anderes war als ein „planloses Getümmel", „arm an
Taten und überreich an Greueln eines verwilderten Geschlechts".
Es ist erstaunlich, zu welch gewaltigen Leistungen der Haß die
Stände antrieb, welche ungeheuren Opfer an Gut und Blut sie
für die Vernichtung ihres bisherigen Landesherrn zu bringen fähig
waren, während sie vorher jede Abgabe, die für den Aufbau und
für die Erhaltung des Staates notwendig waren, bekämpft hat-
ten. Unter den Städten tat sich dabei besonders Danzig hervor;
von ihm hieß es, daß fein Geld den im Felde siegreichen Orden
überwand. Gewaltig entfaltete sich s.päter das deutsche Danzig
unter polnischer Herrschaft. Aber sein Aufstieg bleibt mit dem
Makel belastet, daß es um des eigenen Vorteils willen als Bundes-
genosse Polens den Deutschen Orden vernichten half.

Indes die Geschichte dieser Zeit gibt uns als Gegenstück dazu
auch ein schönes Beispiel aufopfernder Treue in der Stadt Ma-
rienburg. Die Taten ihres Bürgermeisters Bartholomäus Blume
"nd seines Helfers, des Ordensspittlers Heinrich Reuß von Planen,

^wiesen, „was Bürgersinn und Orden zusammen zu leisten ver-
r ^ ^ wessen ihre Eintracht fähig gewesen wäre, hätte man frü-
p n " ^ weitem Blick die Versöhnung der gegensätzlichen Inter-

H u b n h n gestrebt".H gst
sich allew ^ ^ ganzen Krieges war der Orden vollkommen auf
Nicht e i n m " ? ? ^ ' ?!e erhoffte Hilfe aus Deutschland blieb aus.
ließ er den Hochm3s te5A"?^ ^ ' " seiner Pflicht nach; schnöde
^ p ^ «imeyter:m Stich, um die deutschen Bal lern nicht

opfern zu müssen. Ebensowenig setzte sich der Landmeister
von Livland für die Rettung des Ordens ein. Der liuländische
Ordenszweig war längst schon seinen eigenen Weg gegangen, der
ihn in Kämpfe mit den Landtagen seiner unbotmäßigen Vasallen
verstrickte.

Die'einzigen Helfer, die den Deutschherren schließlich blieben,
die Söldner, wurden zu einer furchtbaren Geißel für das Land.
Das wenige Geld, das der Hochmeister aus dem Verkauf der Neu-
mark an den Kurfürsten von Brandenburg erzielte und das für
die Entlohnung der Söldner dienen sollte, reichte nur ganz kurze
Zeit. So sah sich der Orden gezwungen, seine Schlösser an die
Söldnerführer zu verpfänden, und die Hauptleute verkauften sie
an die Polen. Selbst das Haupthaus, die Marienburg, ging auf
diese Weise verloren, der Hochmeister mußte nunmehr seinen Sitz
nach Königsberg verlegen (1457).

Träge und schleppend zog sich der Krieg dann noch Jahre
lang hin. Trostlos war die Lage des Landes. Zu allem Leid,
das die dauernden Kämpfe mit sich brachton, kamen Seuchen, kamen
Ueberschwemmungen, die die Qual der armen Menschen ins Unge-
heure steigerten. Endlich wurde am 19. Oktober 1466 der zweite
Friede, zu Thorn geschlossen, aber unter Bedingungen, die für den
Orden die Katastrophe bedeuteten. Nur ein kleiner Rest des Or-
densgebietes verblieb dem Hochmeister und auch dieser nur- als
ein Lohen des Polenkönigs. Wie durch die Abtretung Pomme-
rellens und des ganzen östlichen Weichsellandes (außer Marien--
merder) die Verbindung mit Deutschland zerrissen war, so hörte
der Orden jetzt auf, ein Glied des Deutschen Reiches zu sein. Der
deutsche Kaiser aber erhob dagegen nicht einmal Widerspruch, ge-
schweige denn, daß er an eine Verteidigung dieses Reichslandes
gedacht hätte. Der Hochmeister wurde polnischer Reichsfürst und
mußte — wenn auch diese Verpflichtung später nicht erfüllt wurde
— sich sogar dazu verstehen, in den preußischen Zweig des Ordens
bis zur Hälfte seiner Mitglieder Polen aufzunehmen.

I n sich zerrissen und völlig gedemütigt lag der deutsche Orden
am Boden. Der Preußische Bund hatte gesiegt, de r E g o i s -
m u s d e r S t ä n d e h a t t e ü b e r d i e N o t w e n -
d i g k e i t e n d e s S t a a t e s t r i u m p h i e r t . Auch im
Reiche, wo das Ständetum naturgemäß die gleichen Wesenszüge
trug, hatte es Kämpfe zwischen Landständen und Lnndesherrschaft
gegeben. Aber in keinem Deutschen Terntorialstaat war die Lage
für die Stände so günstig gewesen, wie in Preußen, wo Adel und
Städte gemeinsame Sache machten und die Städte über so große
wirtschaftliche Machtmittel verfügten, daß sie den Kampf bis zum
unseligen Ende durchführen konnten. I n keinem andern deutschen
Lande auch war dieser innere Zwist gleichzeitig verbunden mit
einem Kampf um den Bestand des Staates. Nicht darin, daß
die preußischen Stände dem Zuge der Zeit folgten und ihre Rechte
auf Kosten der Landesherrschaft zu erweitern versuchten, liegt
i h r e schwere S ch u l d , sondern darin, daß sie bei der Schaf-
fung des Ständestaates i m B u n d e m i t d e m L a n d es -
f e i n de d i e F r e i h e i t u n d d i e G r ö ß e des G e -
sa m t st a a t e s o p f e r t e n .
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7 0 0 Jahre deutsches Bauevnschicksal in Altpreußen
Gesamtüberblick von E. H a r t m a n n, Königsberg.

Ein halbes Jahrhundert lang hatten die Deutschordensritter
mit wechselndem Geschick gegen die sich zäh verteidigenden Preußen
kämpfen müssen, bis sie endlich ihre Gegner unterwerfen und das
Land in Besitz nehmen konnten. Ein dichtes Netz schnell errichteter
starker Wehrburgen sollte die eroberten preußischen Gefilde sichern
und das sich rasch entwickelnde neue deutsche Staatswesen im fer-
nen Osten schützen helfen. I n einer Menge Städte, die sich im
Schütze dieser Burgen zu entwickeln begannen, regte sich bereits
immer stärker pulsierendes deutsches Leben. Ritterliche Herren
aus deutschem Geblüt hatten schon verstreut im ganzen Lande sich
auf den ihnen vom Orden verliehenen großen Gütern niedergelassen
und begannen tatkräftig mit dem Aufbau fortschrittlicher deutscher
Gutswirtschaften. Noch fehlten aber die Massen deutscher Bauern.
Zwar war im Gefolge der vielen deutschen Kreuzfahrerheere so
mancher Bauer aus seinem deutschen Heimatdorf ostwärts über die
Weichsel ins unbekannte Land gezogen, hatte sich in den westlichen
Bezirken des Ordensstaates ansetzen lassen und suchte nach Kräften
dem Boden der neuen Heimat das tägliche Brot abzugewinnen.
Sie blieben aber gegenüber dem menschenreichen Preußenvolk stark
in der Minderheit. Erst von 1290 ab bis in die glücklichen Zeiten
Winrichs von Kni,vrode wanderte ein fast nie aussetzender Strom
deutscher Bauern ein. I n dieser Zeit wurden Tausende deutsche
Vauerndörfer gegründet, und der ausgeruhte Boden wurde unter
den deutschen Pflug genommen. Noch stehen fast alle diese Dörfer
als beredte Zeugen deutschen Tatmillens, und unter uns leben
noch die Nachfahren der ersten bäuerlichen Kolonistenfamilien aus
dem alten Deutschland. Geschlecht auf Geschlecht ist aber im Laufe
der Jahrhunderte nach schicksalsreichem Leben zu Grabe getragen
worden, nachdem es Kriege, Hungersnöte, Pestzeiten, Unglücksfälle,
Krankheiten, Bedrückungen usw. zu durchkämpfen, zu durchleiden
und zu überstehen gehabt hatte. Wir als die Lebenden wollen all
die opferuollen Heldentaten und den stillen Duldermut nicht ver-
gessen.

Altpreußen als ausgesprochenes Grenzland war immer Kampf-
land. Die vielen K r i e g e (mehrere Litauereinfälle im 13. und
14. Jahrhundert, Krieg 1409—11, Hussiteneinfall 1433, Preußischer
Städtekrieg 1454—1466, Reiterkrieg 1519—1521, Gustav Adolfs
Vormarsch im 1. schwedisch-polnischen Krieg 1626, Tataren-
einfall im 2. schwedisch-polnischen Krieg 1656, Schwedenein-
marsch 1679, Russenbesetzung im Siebenjährigen Krieg, 1806—07,
1812, Weltkrieg) zerstörten immer wieder den aufkommenden Wohl-
stand der Bauern und brachten Hunderte und Tausende von ihrer
altererbten Scholle. Da im Mittelalter und zur Zeit der Söldner-
heere in ganz anderem Maße als heute der Krieg den Krieg er-
nähren mußte und die Grausamkeit und Bestialität oft keine Gren-
zen kannte, wurden in den Kriegsgebieten nicht nur ganze Dörfer,
sondern selbst ganze Landstriche „ausgepocht" und die Bauern hin-
gemordet, vertrieben oder in die Gefangenschaft geschleppt. Dorf
um Dorf fiel in Schutt und Asche?) Nach den Kriegen überfiel
Verzweiflung und Verzagtheit die zurückkehrenden Bauern. Sie
hatten auf der Flucht vor den wilden Kriegshorden mit ihren
Familien Haus und Hos verlassen und in Waldesdickicht, Bruch
und verlassenen Talkesseln Unterschlupf gefunden und dort Hunger,
Todesfurcht und gefährliche Krankheiten überstanden; nun fanden
sie bei ihrer Rückkehr rauchende Trümmer und vernichtete Saaten
oder Getreidefelder vor. Auf Hilfe von außerhalb war selten zu
hoffen (Armut des Staates, schlechte VerkehrsVerbindungen, man-
gelnde Hilfsorganisation), und so wütete denn der Hunger weiter.

Einige Beispiele mögen uns die Wirkungen der schweren
Kriege vor Augen führen. Nach den vielen Feldzügen und Auf-
ständen im 13. Jahrhundert waren selbst die Bischöfe von Pome-
sanien und Ermland so arm, daß sie kaum den allernotdürftigsten
Lebensunterhalt hatten, weil ihnen aus den verheerten Gebieten

von den sich mühsam am Leben erhaltenden Bauern keine Ab.
gaben zuflössen.^) 1422 mußte der Hochmeister den abgebrannten
und verheerten Bauern mitteilen, daß er ihnen nicht helfen könne.
1444 sagen Ständevertreter bei einer Versammlung aus: „do vor
gutte dorffer wahren und vil l lewthe wohneten hnn und her, do
synt nw malde und pussche."^) — Das Amt Liebemühl wurde
1626 durch das umherschweifende und schavmützelnde polnische und
schwedische Kriegsvolk „genzlichen erschöpffet". I m Dorfe Alten-
hagen z. B. war von 16 „Erben" nur ein Erbe heil geblieben,
und im benachbarten Bienau war von 11 ehemals ansässigen
Bauern 1630 keiner mehr zu finden. I n den vier Dörfern des
Amts Osterode, Thierberg, Hirschberg, Seubersdorf und Arnau,
lagen 1630 ^ 76 Erbe „wüst" und in Bergfriede, Nöschken,
Theuernitz und Thierau waren 77-„wüste" und nur 16 besetzte Erbe
vorhanden. Die Bauern der Dörfer waren von den Soldaten er-
schlagen oder dienten jetzt bei den umliegenden Hofbesitzern als
Knechte oder gingen für ihre Familie von Haus zu Haus um Brot
betteln; mancher hatte durch ,die gleichzeitig austretende Pest Weib
und Kind verloren und war, an seinem Los verzweifelnd, mit der
schwedischen Armee mitge^gen^) An manchen Orten backte die
gerettete Bevölkerung Brot aus Kleie und Baumrinde. — Nach
dem 2. schwedisch-polnischen Krieg hieß es in einem zeitgenössischen
Bericht vom Dorf Königssee: „ Ist daselbst alles in allem wüste und

kaum zukennen, wo vor diesem Häuser gestanden. Es ist
nicht Hund, nicht kazze da, nicht menschen, nicht vieh, alß die
heile Wüstenei"; „die nicht der Krieg vertagt, sin,d in der Pest ge-
storben."^ Kaspar von Kaikreuth erzählte: „Die Christen kinder
sindt von den Tartaren weggeführet, beschnittnen, die Männer ver-
kauft auf die Galeen geschmiedet, die Weiber und Jungfern zur
Viehischen Unzucht behalten morden."")

Fast ebenso schlimm un,d von den Landleuten noch mehr ge-
fürchtet waren die vielen P e step id em i en. Bis in das 18.
Jahrhundert hinein tauchte so ziemlich alle zehn Jahre eine grassie-
rende Seuche auf, die von der Bevölkerung allgemein „Pest" ge-
nannt wurde (dazu „englischer Schmeiß", „rote Ruhr", Fleck-
typhus usw.), und riß in die Reihen der Bauern furchtbare Lücken.
Die größte Pest 1709—10 entvölkerte ganz Ostpreußen (über
200 000 Pesttote!) und nahm den wenigen Zurückgebliebenen allen
M u t und alle Kraft zum Wiederaufbau. Me Not war so groß,
d^ß — wie ein Amtshauptniann ^ ^ I i 1710 schrieb: „die Men-
schen das ausgeführte Luder - ^ ^ wirklich zur Speise genossen."')
Meist gleichzeitig mit dem Auftreten der Pest brachen auch Vieh-
seuchen aus, die oft den Viehbestand der Bauern mehrerer Dörfer
vernichteten.

Auch sonst wurde der Bauer von zustoßendem Unglück hart
angepackt. Die alten Kirchenchroniken berichten " °n so manchem

Bauern der primitiver Menschen. Waren w Hunde und Katzen

^ ^ ^ V unk d ^ ^ t ^
Stroh der Dächer' als Futter vorgeworfen. Wie elend

wird da den armen Bauern ums Herz gewesen sein, wenn sie chre
Familien darbend verkommen und das Vieh krepieren sahen.

Oefter als heute vernichteten B r ä n d e die strohgedeckten
Bauernhütten ganzer Dörfer oder hagelschlag die reifenden Ge-
treidefelder. Versicherungen gab es nicht — nur schnelle Selbst-
hilfe konnte da Rettung bringen. Die Nachbarn und Nachbar-
dörfer reichten darum den vom Unglück betroffenen Bauern Bal-
ken Vieh und Pferde, Ackergeräte, Getreide und Hofbesatzstücke

i) Schreckliche Kunde davon geben uns das „Schadenbuch" des Or-
dens von 1411—1419 (Ordensfoliant 5a^b. Staatsarchiv Kbg.), we Be-
richte der Komture über die Kriea,sverwüstungen 1454—1466 (Ordens-
Vriefarchiv), die „Geschichte des Ersten Schwedisch-Polnischen Krieges
des zeitgenössischen Israel Hoppe und die Berichte in der histor. Zeit-
schrift „Masowia".

2) I . Voiqt. „Geschichte Preußens". Band ^ S.475.
« Ständeakten (hrsg. von M. Toeppen) I I S.636
4) Staatsarchiv Kba, Ostpr. Folianten 12 621 und 12 686.
5̂  ^ur Geschichte des Oberlandes", G. Conrad. Bd. I, Abschnitt 45.
« Mitteilg. der Üit. Ges. Masowia. Vd. I, 1895.
?) Templin. „Unsere masurrsche Heimat." S. 92. Lies vor allem:
Sahm. „Geschichte der Pest in Ostpreußen." Leipzig 1905.
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je nach 'der Größe ihres eigenen Besitzes. I n neuerer Zeit b i e t e n
sich, hauptsächlich im Ermland, bäuerliche Hüfsgenossenschaften um
die Hilfsmaßnahmen vorbauend zu organisteren und im Notfall

^ ^ Grenze wurden
so manches ZMl unerwartet von fchdelustigen oder r a c h e d ü r -
t e n d e n V a u e r n h a n f e n , die bewaffnet über die Grenze
kamen überfallen und „gemundet und beraubt. Die Landes-
regierungen sahen sich darum öfters genötigt, Vereinbarungen mit-
einander abzuschließen, "m den gefährdeten Grenzfrieden zu
sichern. Sogar zwischen den Bauern des Herzogtums und denen
des benachbarten polnischen Ermlands kam es manchmal zu erbit-
terten Zusammenstößen, die mit blutigen Köpfen und zerschlage-
nen Gliedern endeten. (So u. a. bei Kurken im 17. Jahrhundert!)
I n manchen Zeiten zogen auch Diebsgesindel und Brandstifterpack
durchs Land und brachten Unglück über manchen Bauernhof. Um
1500 streifte z. B. eine Diebsbande von annähernd 400 Mann
südlich von Königsberg umher/) und die wüsten Taten Simon
Materns und seiner Kumpane epsüllten das westliche Ordensland
und das Ermband mit Schreckens)

Uebermütige Junker brachten es, hauptsächlich im 16. und
17. Jahrhundert, fertig, auf ihren J a g d e n mit ihrer Begleit-
mannschaft hoch zu Roß, begleitet von dem großen Rudel „Winde",
kreuz und quer über die Bauernäcker zu jagen und die Saat- oder
Getreidefelder niederzustampfen.") Wehe dem Bauer, der da auf-
zumucken oder sich gar 3" widersetzen wagte! Er wurde auf Ge-
heiß des stolzen Junkers ausgeprügelt und in den „Stock" ge-
worfen. Hatte er womöglich in seiner hochschießenden Wut einen
der Jagdhunde erschlagen, dann ließ der Herr ihm die Pflugochsen
oder das beste Pferd pfänden. Klagen bei den Regierungsbehörden
oder kostspielige Gerichtsprozesse waren sinn- und ergebnislos,
denn die höchsten Neamtenstellen im ganzen Land waren mit
Adligen besetzt, die ihren Standesgenossen dem Bauerntölpel nicht
preisgaben. „Eine Krähe hackt der andern nicht das Auge aus."
Die Landesherren gaben dem mit der hohen Iagdgerechtigkeit be-
gabten Adel manchmal ein böses Beispiel, allen voran Kurfürst
Johann Sigismund. Wieviel Bauern hatten nicht unter seiner
rücksichtslosen Jagdleidenschaft zu leiden! Ganze Dörfer ließ er
verlogen, wenn sie in seiner Wildbahn lagen. Die großen Jagd-
gesellschaften, gewöhnlich mehrere hundert Teilnehmer stark, galop-
pierten durch die mühsam bebauten Bauernländereien. Der Scha-
den wurde selten vergütet. Kam aber dem Bauer einmal ein
Stück Wild auf dem eigenen Acker vor die Flinte oder fing er sich
von den äußerst zahlreichen Tieren der umliegenden Wälder in
Gruben oder besonderen Fangvorrichtungen („Trauwen") einmal
einen Festtagsbraten, dann setzte es, wenn er dabei betroffen
worden war, harte Strafen: ihm wurden Glieder verstümmelt, er
mußte sehr hohe Bußen entrichten, er mußte fortan bei den landes-
herrlichen Jagden fronen usw. Die Bauern zu Nudzen und Hasen-
berg wurden z. B., weil sie Hirsche geschlagen hatten, zu zins- und
schavwerksp'flichtigen Bauern gemacht.") — Nach dem Edikt von
1725 sollten alle Wilddiebe und auch ihre „Herberger" durch Ken
Strang vom Leben zum Tod befördert werden.

Nicht nur das Wild, auch die umherstreifenden räubernden
W ö l f e fügten den ostpreußischen Bauern Jahr für Jahr beträcht-
lichen Schaden zu Sie drangen beutelüstern in die Schafherden
ein 5>der rissen Kälber, Fohlen und selbst Pferde an. Bauern-
jungen und Knechte mußten "darum nachts bei loderndem Lager-
feuer in der Koppel Wache halten,^) und der in der Nähe des
Waldes hütende Hirte suchte am Tage die Wölfe durch Rasseln mit
dem „Klingerstock" von der Herde fernzuhalten. Nahmen die
Bestien in einer Gegend überHand, dann zogen die Bauern aus
mehreren Dörfern unter Führung des „Wildnisbereiters" lauf die
Wolfsjagd, die oft mehrere Tage dauerte. Jeder erlegte Wolf

A A. Rogge. Wtpr. Monatsschrift, Band 10, S.39.
^) Siehe die Chroniken in „3cnpto!-e8 ker. ?ru88.".

Fried! ^ ^ u. 1585 beschwerte sich der ermländ. Bischof bei Georg
( E A "b d h f c h I d f d B t E i l b

sch sch schf g
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waffnet i«6')- Boto war (mit 20 Pferden und einem Schock Hunde) be-
treten und ^ " eumld. Grenzdörfern umgeritten. Das Getreide war zer-
pfiindeten. j ^Zäune zerhauen. Als ihm die Trutenauer Bauern Hunde
nehmen. „D ,^ ^ sie mit bloßer Wehr und ließ ihnen Wich und Pferde
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brachte dem glücklichen Schützen eine staatliche Prämie. — Hungrige
Wölfe suchten ab und zu auch Men,chen anzufallen. Die Bauern
aus dem Kirchl,piel Lindenau nahmen darum, wenn sie nach Heili-
genbeil gingen, Trommeln zum Verscheuchen der Räuber mit.

I m 17. und 18. Jahrhundert war der Soldat kein Freund des
Bauern. Nuchichtswie B e r b e r letzten sich für einige Zeit in
den Krügen fe>i, beobachteten den uvua)s der umwohnenoen nand-
leute, sagten dann rajü) zu und rinen den gutgebauten Bauer
oder "den jungen und trastlgen dauern,oyn von Familie, Hos und
Boden weg und steckten iyn in dle Damals verhaßte Uniform.
Mertte der Bauer hier oder da den Braten, dann floh er eilends
ins Ermland oder über 'dle polnische Grenze. Snauote sich aber
der üoerraichte Vauer gegen die gewaltsame Werbung, dann ging
es mei>t oyne klaffende runden nicht ab. 171/ wurden z. V. >oem
nauec Springer aus Rädersoorf bei solcher Gelegenheit die Warme
,o zerrißen, daß er kurz «darauf starb/") — Wurde einmal eine
Kompagnie in einem Dorf in Quartier gelegt, dann gab es für
die dauern wirtschaftliche Verluste und enowien Aerger.. Die Sol-
daten requirierten „auf Teufel komm raus" und die Offiziere
druckten dabei ein Äuge zu. Setzte der Bauer sich einmal zur
Wehr, dann gab es heilige Schlagereien.

Schwer lastete der Äruct auf den landesherrlichen und guts-
herrlichen gins- und Schar w e r t s b a u e r n . Meistens über-
nahmen sie vom Vater den schavwertspflichtigen Bauernhof. Es
gav aver auch immer wieder Halle, wo freie Bauern in den un-
freien Stand der Scharwertsbauern, hinabgedrückt wurden oder
durch eigene Schuld oder aus freiem Willen hineingerieten. Hei-
ratete z. B. ein freier Mann in einen scharwertspslichtigen Hof,
dann erhielt er zwar die Bauernstelle, mußte aber die an dem Hof
haftenden Dienste leisten. — Es kam auch gerade genug vor, daß
Gutsherren die verbrieften Rechte umwohnender Freibauern zu
schmälern oder gar einzelne Bestimmungen ihrer Handfesten durch
List und Tücke oder mit Gewalt (Kerter) abzuändern oder null
und nichtig zu machen wußten, (belang es ihnen, dann zwangen
sie >die betrogenen Bauern in ihren Dienst/-') Hauptsächlich im
16. Jahrhundert, in dem die Adelsherrschaft in Altpreüssen ihre
Blütezeit erlebte, wurden viele, viele kulmtsche Bauern auf solche
Weise zu Scharwerksbauern degradiert. Die Landesherrschalt war
rein adelsfreundlich eingestellt und sah den adligen Uebeltätern
meist durch Hie Finger. Noch im 18. Jahrhundert gab es Beispiele
gewaltsamer Verschlechterung der bäuerlichen Besitzrechte. Als
z. B. die Scharwerksfreibauern von S,pucken 1720 mit ihren Ab-
gaben im Rückstand geblieben waren, wurden sie in die Klasse der
Scharwerksbauern versetzt.^)

Die Scharwerksbauern mußten mit Knecht und Magd auf oft
grundlosen Wegen zum „Vorwerk" (damals Gutshof!) fahren und
dort die vorkommenden Feld- und Hofarbeiten verrichten. Sie
hatten aber auch Getreide-, Woll- und Fischfuhren nach Königs-
berg, Elbing und Danzig zu leisten. — Ih r eigenes Ueberschuß-
getreide brachten sie auch in die großen Hafenstädte, weil sie dort
einen höheren Preis herausschlagen tonnten. So machten z. B.
die Bauern aus Christiankehmen um 1800 jährlich vier bis acht
Fahrten nach Königsberg") und besorgten da gleichzeitig ihre
größeren Einkäufe. Diese ,Madtreisen" waren sehr anstrengend,
aber auch schr erlebnisreich. Auf der Rückfahrt wurde um die
Wette gefahren, was Zeug und Leder hielt, bis diesem oder jenem
der Wagen entzweiging oder die Gäule nicht mehr weiter tonnten,
^n den vielen Krügen, die man unterwegs antraf, wurde ein
großer Teil des eingenommenen Geldes oder auch der ganze Erlös
in Branntwein und Bier umgesetzt, und dann gab es zwischen den
feindselig gesinnten Dörfern oder zwischen den Parteien eines
Dorfes richtige Dorfschlachten, die mit Peitschen, Knütteln und
Wagenrungen ausgefochten wurden. — Hatte .der Bauer Iagdschar-
werk zu leisten, dann mußte er in der Jagdzeit tagelang Netze
emer „Stellstätte" zur andern „rücken" und das erlegte Wild
transportieren.

Bis zum 2. Thorner Frieden scheint das Scharwerk nicht so
drückend gewesen zu sein, wenngleich Winrich von Kniprode ein-
mal die Mahnung an alle Gebietiger, Vögte, Pfleger und Amtleute

i3) Rogge. Altpr Monatsschrift. Band 10, S 562.
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richten mußte: „Wi r bitten, das euwer keine seine leuthe twinge
czu ungewonlichir arbeit, sunder schonet ir, wo ir moget."^^) Um
1500 aber gab es schon viele Klagen >der Bauern „über mannig-
fache Bedrückung durch gestrenge Ordensbeamte und die adligen
Grundherren".^) Unaufhörlich wurden die Scharwerksleistungen
gesteigert, so baß die letzten Hochmeister jegliche Einführung unge-
wohnten Scharwerks energisch verbieten mußten. I m Ermland
kam es wegen verschiedener Neuerungen bereits Mitte des 15.
Jahrhunderts zur Arbeitsverweigerung der Bauern in größerem
Umfang.") — Geradezu hemmungslos zeigten sich.die Amtshaupt-
leute, Pfandinhaber, adligen Gutsherren und Pächter in der Her-
zogszeit. Man lese nur das „Haushaltungsbuch" des Kaspar von
Nostitz, der als Zeitgenosse und kluger Wirtschaftspolitiker die Ent-
wicklung denkend beobachtete, oder die endlosen Klageschriften her
Bauern in den Staatsarchiuakten.^) — Da die Darstellung der
weiteren Entwicklung bis zur Bauernbefreiung, so interessant sie
auch ist, einen zu breiten Raum einnehmen würde, sei wenigstens
auf das ganz hervorragende Werk unseres Kollegen Dr. Stein
„Die Umwandlung der Agrarverfassung " hingewiesen. Er-
wähnt sei nur, daß der beste Kenner unserer Heimatgeschichte, Max
Toeppen, sagen konnte, daß man im 17. Jahrhundert die Bauern
„wie Zugvieh vermietete"^), und daß Friedrich Nilhelm I. sich
mit dem Gedanken trug, das Scharwerk abzuschaffen, um den
Bauern dieses lästige Joch vom Halse zu nehmen.

Die mannigfachsten S t r a f e n trafen den Bauer, der seiner
Scharwerkspslicht nicht voll und ganz nachkam (Pfändung von
Vieh und Zugtieren, Geldbußen, Einsperren in den Turm, Po-
stronkenhiebe). Ein amtlicher Bericht von Rhein vom Jahre 1523
sagt z. V.: ,>man hält die armen Leute ganz hart mit Schlagen
und in den Turm werfen zum Steinerbarmen." (E. Wille S. 71.)
Der Herr von Kurtzbach schlug 1546 Bauern aus Plonchau, die als
ehemals Freie von ihm ungerechtfertigt zum Scharwerk aufgeboten
wurden und sich sträubten, mit dem Beil, ließ sie in Fesseln legen
und lange Zeit im Schnee liegen.^) I m 17. und 18. Jahrhundert
brachte man d « scharwerkuerweigernden Bauern in Ketten ge-
schlossen nach Pillau oder Memel, und dort mußten sie in den
Festungswerken jahrelang schwere Karrenarbeit verrichten.

Bekam der Bauer rechtzeitig Wind, daß man ihn schwer strafen
oder ihm die Freiheit rauben wollte, dann verließ er die heimat-
liche Scholle und suchte heimlich bei Nacht und Nebel mit Sack und
Pack, mit Kind und Kegel sich über die Grenze zu schlagen, um in
der Fremde ein neues Leben anzufangen. Viele ließen sich auch
für die polnische, schwedische oder österreichische Armee anwerben.
Da mit dem entwischten Bauern dem Gutsherrn oder der Landes-
herrschaft ein Stück Kapital verlorengegangen war (der erbunter-

tänige Bauer und seine Familie wurden damals wie ein Sachwert-
objekt verkauft!), wurden Steckbriefe erlassen, die dann an den
Kirchhofszäunen und Kirchentüren prangten. Die Pfarrer der
umliegenden Kirchspiele mußten ihre Kirchspielseingesessenen von
der Kanzel zur Mithilfe bei der Verfolgung und Ergreifung der
Flüchtigen auffordern. Um ihnen den Grenzübertritt unmöglich
zu machen, schlössen die Regierungen benachbarter Staaten Ab-
kommen über gegenseitige Auslieferung entlaufener Untertanen,
so z. B. der Orden mit Polen bei den Friedensschlüssen 1436 und
1466 und mit Masowien 1472!

Nicht nur Notzeiten und die Scharwerksbedrückung brachten
den Bauer von Hof und Eigen, sondern auch die durch allerlei
mißliche Umstände hervorgerufene Verschuldung seiner Wirtschaft.
I n der Ordenszeit verschuldete er manchmal bis über die Ohren,
wenn er als Pilger im Jubeljahr nach Rom zog oder Wallfahrten
Zum heiligen Blut von Wilsnack oder nach Aachen, Compostella
(Spanien), Rom oder selbst nach Jerusalem unternahm und viele
Monate und manchmal Jahre hindurch die Wirtschaft liegen und
verkommen ließ. Es gab auch Zeiten, wo ein Krieg den andern
jagte und der Bauer zur „Landwehr" ausziehen mußte. (Kriege
1409—10; 1411; 1414; 1422; 1431—33 und Hussiteneinfall 1433
— dazu in dieser Zeit 1411, 1412 und 1416 Mißwuchs und 1416,
1420 und 1427 die Pest!^) — Nach 1466 trat eine enorme Geld-
entwertung ein, und so mancher Bauer Südostpreußens mußte sein
Grundstück an einwandernde Ntasowier abtreten, die mit „gutem"
Gelde bezahlen konnten,^) Ebenso gab es nach dem Siebenjährigen
Krieg eine Münzreduktion, die von den Juden weidlich ausgenutzt
wurde. Sie trieben regelrechten Münzhandel zwischen Preußen
und Polen und wußten beim Aufkauf edier Münzsorten auf ge-
rissene Weise die Bauern übers Ohr zu hauend) — Hart lastete
im 17. und 18. Jahrhundert der Steuerdruck nuf ,dem Bauernstand
— Akzise, Kopfgeld, Hufenschoß, Hörn- und Klauenschoß usw. Die
ungerechte Veranlagung und die den Adel einseitig begünstigende
Steuererhebung und -Verwaltung ließen den Bauer seine klägliche
Lage besonders schmerzlich empfinden und brachte manchen an den
Rand des Abgrunds. I n seiner Not ging dann der Bauer zum
Gutsherrn oder zum reichen Kaufmann in der Stadt oder z,um
Juden und borgte Geld. Konnte er es zum fälligen Termin nicht
abzahlen, dann verfielen dem Gutsherrn Stücke seines Landes,
wenn nicht der ganze Besitz, dem Kaufmann Vieh oder Gebäude;
der Jude aber lieh ihm mehr Geld und schraubte die Zinsen hoch,
bis dem Verzweifelnden Bauer die Kehle zugeschnürt war.

Erst im 19. und 20. Jahrhundert gelangte der Bauer zu den:
Wohlstand, den wir an ihm jetzt zu sehen gewohnt sind.

Das altpreußische Handwerk im Wandel der Zeit / Von W. S a h m .

Vor dem Kneiphöfischen Rathause der Stadt Königsberg Pr.
erhebt sich die Steinfigur des ehrsamen Schustergesellen Hans
von Sagan, den die Volksüberlieferung zum Helden der Litauer-
schlacht bei Rudau erhoben hat. Mag dieser Anschauung auch die
geschichtliche Berechtigung fehlen, mag die historische Kritik nüchtern
und kalt den ritterlich-romantischen Schimmer zerstören, den die
Legende geschäftig um den tapferen Vertreter eines ehrwürdigen
Handwerkszweiges gewoben hat, sie beweist doch, gleich der be-
kannten Derfflingersage, die Kraft, die die Volksmeinung den Ver-
tretern zweier Gewerbe zumutete, die nicht einmal auf der höch-
sten Sprosse der Leiter handwerklichen Ansehens standen. I n
mancher blutigen Reichsfehde hat das schlichte Handwerk seinen
Mann gestanden und sich so die Achtung und Gunst von Kaiser
und Fürsten, von weltlichen und geistlichen Herren erworben. I n
hartem Kampfe mit Stadt- und Adelsgeschlechtern hat der Hand-
werksstand sich im deutschen Mutterlande durchgesetzt, und wenn
auch nicht in unserer Nordostmark wie dort bei diesem Ringen das
Blut die Straßen färbte und die RatsstUhle gewaltsam umgeworfen

17) „Acten der Ständetage —".hrsg. von M. Toeppen. Bd. l .S . 36.
is) Joachim. „Vom Kulturzustand ", Nltpr.Forschg I, S.4-.
" ) E. Wilke. „Die Ursachen ^ —", Altpr. Fovschg. I , S.W.
2«) Etats-Ministerium.
21) M Toeppen. „Geschichte Masurens", .S. 293.
22) Möllenberg. a. a. O. S . 51.

wurden, so hat es doch auch hier « iHt , insbesondere w den großen
^...5.. c ^ ^̂ .<-n^ Mn «einander^ etzungen zwischen Vem auf-
<Hiaoien, an aufgeregien -« " ^ ^ . ^^.^.^<-^«s^>f»^i "

«. ^ ^ «7 ẑ  l>> « lis5pinaese>>enen ^illoigesn^emtern um
öi? Mtsherrschast «"fehlt. Freilich tonnten bewrtige Fchh^n hier
°ben b 3 t ^ ^ °>" W°w «^fochten
werden, zu einer Zeit, als 'die Zügel de« Negimmw der Landes.
Herrschaft entMten waren und i>°° Zunftwesen selber ,eme Nw.°

' " ° M ^ d " 7 ° r d ° n " n ° c h wechsewollem Kampfe Herr de« Landes
d n war fehlte vorerst dem Kolomalboden jede Voraussetzung

handwerklicher Bindung und Geschlossenheit. I h r Nährboden mußte
erst geschaffen werden. Hier, bei >der Anlage der Nurgen und
Städte, sind die Anfänge des altpreußischen Handwerks zu suchen,
^n den ersten Siedlungslagern und den sich, daraus entwickelnden
Lisckken und Hachelwerken stand seine Wiege. Händler und Kauf-
leute Krämer und Handwerker bildeten die ersten Bürger. Burg
und 'Niederlassung waren aufeinander angewiesen. Schützte das
Nitterschwert die Kolonisten, so halfen diese wiederum die Ve-

23) G. Uubin. „Zur Oesch. d guts.herrl.-bimerl. VechUtn. "
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oürfnisse der Eroberer und ihres Gefolges befriedigen. Früh schon
bildeten sich dort unter den Handwerkern die dem Orden unent-
behrlichen Waffenspezialisten als Bogner, Armbrust- und Pfeil-
sckniker als Sänld- und Tartschenmacher, als Lanzenschafter, Har-
n^ck und S c k w e ^ M i t der Befestigung der Ordensherr-
N und^7w^ wuchs ,auch das
Handwerk über seine primitiven Anfange hmaus. Dte erhaltenen
Rechnmngsbücher der Or!denszeit verzeichnen Ausgaben an seine
damaligen Vertreter, die in ihrer Vielseitigkeit kaum einen Zweig
hes Handwerks der Gegenwart vermissen lassen. Glaser und
Drechsler, Becherer und Kannegießer, Glocken- und Geschützgießer
werden neben den sonstigen Werkleuten schon erwähnt, und es mag
für ihre Bedeutung sprechen, wenn einzelne von ihnen dem mittel-
alterlichen Rechnungsführer namentlich bekannt sind. Auf dein
Lande wirb die handwerkliche Fertigkeit der unterworfenen Preu-
ßen noch lange im Dienste ihrer Volksgenossen gestanden haben.
Weit früher, ehe noch die gesetzliche Regelung der Angelegenheiten
des Handwerks durch die von der Landesregierung bestätigten Ge-
werksrollon erfolgte, hatte diese die Wertarbeit durch mannigfal-
tige Bestimmungen geordnet. Schon die Landesordnung non 1306
bestimmt, daß „ein jeglicher Handwerker soll sein gewöhnlich Mark
oder Zeichen haben und damit, was er gemacht oder gearbeitet hat,
zeichnen, daß man sehen könne, wer die Arbeit oder das Werk ge-
macht hat". Die Gründungsurikunden der Städte sprechen durch-
weg von Brot-, Fleisch-, Scher- und Schuhbänten, auf denen sich
der Handel mit den handwerklichen Erzeugnissen vollziehen soll.
Wir werden uns darunter Verkaufsstände vorzustellen haben, die
sich in den das Rathaus umgebenden Hakenbuden oder in den
Laubengängen der Markthäuser befanden, wenn, was in Ostpreu-
ßen wohl kaum der Fall gewesen sein dürfte, die Stadt nicht über
ein besonderes Kaufhaus, eine Markthalle m modernem Sinne,
verfügte. „Kein Meister soll auch an den Markttagen Arbeit feil
haben auf seinem Fenster oder vor seiner Tür, kein Schuhmacher
mehr als zwei Paar von jeder Sorte zum Kauf anbieten. Wenn
er die verkauft hat, so hole er von heim <noch einmal) soviel. Die
Werkmeister sollen umgcheno alle 14 Tage, auf dem Markt alles zu
beschauen. Was wandelbar ist, dafür soll Buße fallen nach seinem
Werte." Es sind die rathäuslichen Markt- und Wettiherren, die
uns noch M den viel späteren Marktordnungen begegnen.

Vino Stellunq besonderer Art nahm im Ordenslande uon An-
fang an der Vttlhienbetrieb ein. Der Orden hatte sich ihn als
landesherrliches Necht vorbehalten. Die Mühlenanlagen entbehr-
ten nicht einer gewissen Wahrhaftigkeit und wurden von Beauf-
tragten der Landesherrschaft verwaltet. Diese gehörten baher
nicht, wie ihre Kollegen im Reiche, zu den unehrlichen Leuten, auf
deren weißes Müllergewand ein unangenehmer schwarzer Schatten
fiel, die fatale Galgenleiter und die Instandsetzung des Galgens,
zu der sie verpflichtet waren. Wo es den reisenden Ordensbeam-
ten und Rittern an sonstiger Unterkunft fehlte, da boten die fis-
kalischen Mühlen das notwendige Quartier. Nu? Vereinzelte
Stadtmühlen waren gegen einen jährlichen Zins verpachtet.

Das goldene Zeitalter des Ordens um die Mitte des 14 Jahr-
hunderts darf auch als die Blütezeit des Handwerks m Altpreu-
ßen angesprochen werden. Aus der früheren Halbfrecheit swgen
seine Vertrete in den aufstrebenden Städten ^ emer wrch keme
Einschränkungen bürgerlicher Art gebundene Volksklasse empor.
Auf dem Lande fristete der Stand allerdings auch weite, kum-
merlich sein Dasein. Damals hatte das bekannte Wort: „Stadt-
luft macht frei" seine besondere Berechtigung. I n jenen ^agen
begann der zunftmäßige Zusammenschluß der Handwerker, wenn
auch der größte Teil der erhaltenen Rollen erst der Zeit nach 1400
entstammt. Das Handwerk war in den Kriegerstand aufgenom-
men und hatte, freilich in der Hauptsache als weniger ausschlag-
gebendes Fußvolk, mit die Landesverteidigung zu übernehmen.
Es ist bekannt, wie die Städte militärisch in Quartiere geteilt
waren, wie jeder Bürger für seine Bewaffnung und Ausrüstung
". sorgen hatte und wie den einzelnen Gewerken im Ernstfall ge-
nss Verteidigungsabschnitte und Türme ihrer Vaterstadt zuge-

aren. Und auch an den offenen Feldschlachten haben sie
Häuser ^ " " " m e n . Damals schon entstanden die städtischen Schieß-

auf der

sch
?^ Schießbäume, und es ist nicht unberechtigt, wenn die

trn ^chützengilden Winrich von Kniprode als ihren
/ " ^ ° " ' der das Armbrustschießen nach dem Vogel
nge :n bürgerlichen Kreisen zur Wehrhaftmachung

einführt und begünstigte. Das Gefühl der Wchrhaftigkeit, die Be-
rechtigung, Wehr und Waffen führen zu dürfen, mußte das Selbst-
bewußtsein des aufstrebenden Standes erhöhen. Die Stellung der
Zunftgenossen in den städtischen Verwaltungen des Reiches blieb
den Angehörigen des altpreußischen Handwerks nicht unbekannt.
Es darf daher nicht wundernehmen, wenn diese danach strebten,
jenen an Einfluß gleich zu kommen, als die Verhältnisse in den
Zeiten des Niederganges der Ordensherrschast im 15. Jahrhundert
hierzu günstig erschienen. Bereits im Jahre 1416 hatten die auf--
ständischei: Zünfte in Danzig den alten Rat der Stadt gestürzt
und einen neuen aus ihrer Mitte gewählt. Wohl hatte diese
Herrlichkeit nur wenige Monate bestanden, und dem Hochmeister
Michael Küchmeister war es nicht schwer gefallen, die alte Ordnung
wieder herzustellen und die Aufrührer mit einer schweren Geld-
buße zu belegen. Aber die Zeiten wandelten sich. Schon Hein-
rich von Plauen hatte sich genötigt gefühlt, einen Schritt auf den,
Woge der Selbstverwaltung des Landes zu tun. Die traurigen
Jahre des Bundeskrieges, m denen es viele, auch kleine Landstädte,
für geraten hielten, ihr Siegel an den Absagebrief gegen die Lan-
desHerrschaft zu hängen und die Folgezeit waren sicherlich nicht
dazu geeignet, dem Aufbegehren der Zünfte entgegenzutreten.
Früher einmal schon war es -in Thorn zu einem Streik der
Schmiedeknechte und Schiffskinder gekommen. Wiederholt wird
auf den Tagsahrten des 15. Jahrhunderts wegen der Uebergriffe
und Eigenmächtigkeiten der Zünfte Klage geführt und dagegen Ab-
hilfe beschlossen. Bald sind es willkürliche Preiserhöhungen, die
gegen die bestehenden Taxordnungen verstoßen, gegen welche sich
die Angeklagten mit den beträchtlichen Steigerungen der von ihnen
verarbeiteten Rohmaterialien entschuldigen, bald wiederum han-
delt es sich um Ueberschreitungen der Iunftrollen, aus denen eine
Benachteiligung der Allgemeinheit und insbesondere der anderen
Gewerke hervorgeht. Andererseits aber ist man auch bemüht, die
berechtigten Klagen gegen das Bönhasentum und die Nürnberger
Händler, die das Land zum Schaden der Gewerbetreibenden mit
ihren billigen Waren überschwemmen, abzustellen.

Nach zähem Kampfe war es im Laufe der Zeit den Zünften
gelungen, auch in den Rat der großen Städte ihre Vertreter zu
entsenden un'd die Geschicke ihrer Vaterstadt maßgebend zu beein-
flussen. Es darf hier als bekannt vorausgesetzt werden, welchen
Anteil die Gewerke an der Einführung der Reformation in Kö-
nigsberg und damit im ganzen Qrdenswnde genommen haben
und wie zur Zeit des preußischen Bauernaufstandes sich die Fädon
des Aufruhrs vom platten Lande nach den drei Städten Königs-
berg hinziehen, wo als demokratische Volksaufwiegler der Kupfer-
schmied Hans Schleff, der Kürschner Nürnberger und ihr Anhang
genannt werden, Geistesuermandte und Freunde des demagogischen
altstädtischen Pfarrers Amandus, auf dessen Konto der Sturm
gegen das Franziskaner-Kloster im Löbenicht 1524 zu setzen ist.

Als der Orden seine Städte gründete und sie mit erheblichen
Landgebieten begabte, lag es wohl in seiner Absicht, den Bürgern
den Landbau als Hauptnahrungsquell n e b e n der gewerblichen
Beschäftigung zuzuweisen. Bald jedoch überwog die letztere den
Ackerbau. Zunftwesen und Handel blühten auf und gelangten,
den Verhältnissen entsprechend, zu bescheidener Blüte. Noch 1692
besteht nach einer „Beschreibung aller preußischen Städte" die
Hauptnahrung der Bürger im allgemeinen aus „Braun, Hand-
werk und wenig Ackerbau". Insbesondere die erstangeführte bür-
gerliche Beschäftigung war schon zur Ordenszeit ein wichtiger städ-
tischer Erwerbszweig gewesen. Wenn man einmal dem sonst herz-
lich wenig zuverlässigen Berichte des Tolkemiter Chronisten Simon
Grünau Glauben schenken wil l, so hätten zur Zeit des ersten Mei-
sters von Erlichshausen zwei lustige Ordensbrüder, nach Kotzebue
sollen es zwei Bierschöppen gewesen sein, das Land bereist und
jeglichem Stadtbier nach seiner Güte einen Namen beigelegt, der
sehr häufig nicht gerade anerkennend klingt. Daß in den großen
Städten die Mälzenbrnuer die vornehmste Zunft bildeten, ist
bekannt. Ihre Zahl war dort beträchtlich. Soll doch Königsberg
gegen Ende des 18. Jahrhunderts, als die großen Mälzereien im
Löbenicht noch bestanden, weit über 200 Brauer gezählt haben.
I n den kleinen Landstädten war die Braugerechtigkeit und die
Häufigkeit ihrer Ausübung von der Größe und bevorzugten Lage
der Häuser im Stadtbilde abhängig. Der Feuergefährlichkeit we-
gen lagen die Malzhäuser außerhalb der Stadt. Wo kein Brau-
haus vorhanden war, wurde das Bier in den Bürgerhäusern her-
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gestellt. Die Braupfannen standen auf dem Markte zur allge-
meinen Benutzung der Brauberechtigten, und die häufig in den
Stadtrechnungen vorkommenden Ausgaben für erfolgte Repara-
turen lassen auf ihre starke Benutzung schließen. Für bestimmte
Zeiten war das Haus des brauenden Bürgers dann die öffentliche
Schenke, in welcher sich Stadt- und Landbewohner gütlich tun durf-
t Di Ü b c h d s

Wollte der Geselle nach Jahr und Tag Meister werden, so
waren eine Reihe von Bedingungen zu erfüllen, unter denen die
Ausrichtung der Meistevkost eine Klippe bildete, an der mancher
Geselle sein ganzes Leben scheiterte. So verlangt eine Schmiede-
rolle von 1690 schon allein bei Aufweisung des Meisterstückes

^ ^- n l, ^ >. ^-^ . .^ ^ l' ' neben der nicht unbeträchtlichen Barsteuer in die Gemerkslade eine
^ ^ m , ? " ^ Brauwesens lag in der zweitägige Ausrichtung an 4 Tischen, wobei ein Faß Bier, 130

Pfund Rindfleisch, 1 gutes Schwein, 2 Kälber oder 2 Schöpse,
register führten und die stadtychen und landesfürstlichen Brau- > , ^ u ^ ,
steuern einhoben. Das Aufkommen der unterjährigen Viere im
19. Jahrhundert hat dem alten Wirtschastsbetriebe ein Ende berei-
tet. Heute erinnern nur die in fast allen altpreußischen Städten
noch vorhandenen alten Brauhäuser an einen abgestorbenen, einst
blühenden und einträglichen Gewerbezweig.

Aber trotz seiner Wichtigkeit wird man ihn, wenigstens in den
kleinen Landstädtchen nicht, als ein zünftiges Handwerk auffassen
dürfen. Er war weniger an die für seinen Betrieb vorgebildete
Person als an die Braugerechtigkeit des Hauserbes geknüpft. Es
bedurfte wohl auch bei einiger Uebung und Geschicklichkeit keiner
besonderen Kenntnisse, um aus Hopfen und Malz mit einem Zu-
satz von Hefe schlecht und recht nach der behördlichen „Instruktion
zum Melzen und Brauen auf den Königsberger Fuß" ein Getränk
herzustellen. Und als dieses einmal gegen Ende des 18. Jahr-
hunderts so miserabel ist, daß der Bürgermeister einer Stadt die
Mälzenbräuer dieserhalb zur Rechenschaft zu ziehen sich genötigt
sieht, wird der Tatbestand an sich zwar nicht geleugnet. Aber man
habe sich alle Mühe gegeben, und wenn der Herr Bürgermeister
selber brauen möchte, so würde er sich ebenso wenig Ehre damit
einlegen. Sicherlich waren diese Gelegenheitsbiersabrikanten mit
ihren vielvermögenden Kollegen in den Großstädten nicht in Paral-
lele zu setzen. Sie konnten sich in handwerklicher Beziehung mit
Schneidern und Tischlern oder Schuhmachern nicht messen, die, an
ihre Satzungen gebunden, als die alleinigen Vertreter der Zünfte
angesprochen werden dürfen. Ihre Rollen und Willküren nebst den
einschlägigen landesherrlichen Verordnungen mögen hier das
Material zu einer kurzen Betrachtung des Zunftlebens hergeben.

4 Gänse, Schinken und Rauchfleisch, 2 Quartier Butter,
verschiedene Käsesorten nebst dem nötigen Brot gefordert werden.
Auch das nötige Licht ist nicht vergessen. „Davon soll er geben,
soviel dazu gehört und solange das Bier währet." „Es kann auch",
so läßt sich die alte Ordnung weiter vernehmen, ,/der junge
Stückmeister seine Hochzeit miteinziehen, und geben die Brüder und
Schwestern der Braut und dem Bräutigam das Geleit zur Trauung
in die Kirche, doch daß er keine fremde Hochzeitsgäste bitten darf,
allein 2 hat er frei Fremde zu bitten." Der Erwerb eines eigenen
Hauses, die Erlangung des Bürgerrechtes kamen hinzu. Gerade
diese geschilderten Zustände bildeten einen Krebsschaden im I n -
nungswesen, da man sich hinter den alten Satzungen verschanzte,
um sich die unliebsame Konkurrenz vom Halse zu halten und junge
und strebsame, aber arme Kräfte nicht aufkommen ließ. Vergeb-
lich eiferte die Landesregierung gegen die bei jeder Gelegenheit
auferlegten Bierbußen und das unnötige „Gefräß und Gesöff,
welches nicht allein zu allerhand Aerger Anlaß gibt, sondern auch
die Leute zu Bettlern macht." Die Natspersonen nehmen um so
weniger Anlaß, den behördlichen Anordnungen nachzukommen und
gegen die genannten Uebelstände einzuschreiten, als sie in der
Regel selber bei den gerügten Schmausereien beteiligt waren. Aber
diese gelegentliche gesellige Verbundenheit konnte wohl auch ein-
mal gestört werden, wenn die Klagen der Bürgerschaft infolge der
Übervorteilung durch einzelne Vertreter des Handwerkes zu laut
ertönten. So werden im Jahre 1601 in Friedland die Werk-
ältesten der Bäcker wiederholt wegen des „Mißbackens" erinnert
und der Bäcker Peter Freywald, da er das Brot zu klein gebacken,
mit dem Turm bestraft. Auch die Fletscher stehen dort im 1<>.
Jahrhundert mit dem städtischen Rat dauernd auf Kriegsfuß. Die
Aeltesten des Gewerkes führen Klage darüber, daß dieser sie wegen
angeblich schlechter Fleisch lieferung wiederholt in den Turm ge-
legt hätte. Dafür rächen sich die Fleischer dadurch, daß sie dl3
ratsherrlichen Schweine nicht schlachten wollen, worauf eine noch-
malige Einsperrung der Widersetzlichen erfolgt.

Gleich den Gesellen hatten sich auch die Meister zu Vereini-
gungen zusammengewn, an deren Spitze der Aeltermann und sein
Kumpan standen. I n seinem Hause fanden die Morgensprachen
statt, die >aber die Zahl 4 im Jahre nicht überschreiten durften.
Der jüngste Meister hatte das Gewerk zu „verbotten". Bei
offener Lade wurde, wie in der Herberge der Gesellen, getagt. Zu-
trinken und Doppeln war verboten, das Spiel um einen mäßigen
Einsatz gestattet Bei dem vielen Frei- und Bußbier während der
Morgensprachen war es nur ein Gebot der Vorsicht, d«ß niemand
bewaffnet erscheinen durfte, um etwaige Nnufereien auf ein M m -
d swaß von G ^ beschränken. Was uns heute dabei

das mußte öa^^ausdrücklich ge-

Fanden sich mehrere Gesellen des gleichen j ° ^ e 7 ^ ^
dere in der Bruder bier bringen noch Halden. Sunder die KW-
der die des Soges nicht entperen mögen die mögen wol by der
Mutter sien, dy buse eyn virtel biers. Kumt ymande sien Kind,
eyne botschast zu werben, deme mog man wol czu trinken geben
eyns ader czwoe, domete läse her es heym gehen."

Neben der Regelung des Lehrlings- und Gesellenwesens so-
wie der Ansetzung einer bestimmten Zahl von Zunftgenossen am
Orte lag den Innungen auch die Überwachung der gewerblichen
Produktion, die Ausstoßung d?r Pfuscher und Vönhasen, jener
das Handwerk ohne Recht ausübenden Personen, oib. Die Aelter-
leute gehen in den guten Zeiten des Innungswesens von Haus zu
Haus und prüfen die hergestellten Handwerkswaren. Untaug-
liches wird eingezogen. Die Stümper müssen büßen. Die zu
bestimmten Zeiten erlassenen Taxordnungen setzen die Preise fest.

Entsprechend dem ehrbar-frommen Zuge der Zeit, beginnen
die meisten Rollen mit Ermahnungen zu sittlichem Wohlvechalten.
Es folgen Angaben über die Lehrzeit, die Gesellen- und Wander-
jahre, Bedingungen über die Erlangung des Meisterrechtes und
dergl. mehr. Der Nachweis ehrlicher Geburt wird fast in allen
Rollen verlangt. „Wer ennen leerjungen lernen wi l , der sal in
vor den Meistern beweisen, und sal keinen prüfen (Preußen) leren
das Handwerk", heißt es in einer der ältesten Schuhmacherrollen
von 1406. Oft geht dem endgültigen Eintritt in die Lehre eine
Probezeit voraus. Die Lehrzeit schwankt zwischen 2—4 Jahren.
Doch kann sie unter Verzicht auf die vom Lehrmeister bei der
Freisprechung gewährten Kleidungsstücke sowie durch Uebernahme
von mancherlei Nebenkosten auf den Lehrling um ein Jahr ge-
kürzt werden. Nach beendeter Lehrzeit beginnt die Wanderschaft,
für die bei den einzelnen Gewerken eine verschiedene Dauer vor-
gesehen ist. Die umständlichen Begrüßungsformeln, unter denen
der wandernde Geselle in der Fremde bei seinen Innungsgenossen
aufgenommen wurde, dürfen als bekanntes Allgemeingut hier
übergangen werden.
Handwerks an einem Orte zusammen, so bildeten sie die Bruder
schaft und richteten die Herberge auf. Sie wurde der Mittelpunkt
des brüderschaftlichen Lebens. Auf dem gemeinsamen Tische stand
dann die geöffnete Lade. Ringsum hatten die Brüder in sonn-
täglicher Kleidung ohne Wehr und Waffen in ernster Haltung Platz
genommen. I n althergebrachter Form eröffnete einer der bei-
den Altgesellen die Versammlung. Es erfolgte die Verlesung der
alten oder etwa abgeänderten Satzungen, die Schlichtung von
Streitigkeiten, die Ordnung des Kastenwesens unter Erledigung
der „Auflage", bis dann ein gemütliches Beisammensein den
Abend beschloß, bei welchem der „Willkomm", jener mit Schau-
und Erinnerungsmünzen behängte Zinnpokal, das eigentliche
Symbol der Verbrüderung, munter kreiste. „Es soll auch keiner
nicht mehr Bier zu sich nehmen, als er behalten kann", schreibt
eine Handwerksordnung von 1593 vor, „bei Buße von 15 Schill.

it d H d bdckauch nicht mehr Bier vergießen als er mit der Hand bedecken Nur an den Jahrmärkten, wenn die ganze Stadt einem Iahr-
kann, bei der Straf' von 2 Schill., so oft er's tut, damit die Gabe markt gleicht, darf nicht allem auf den städtischen Bänken, son-
Gottes nicht unnütz gebraucht werde." dern auch in den Häusern gelauft und verkauft werden. Der
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Markt- und Wettherren und ihrer Tätigkeit ist hierbei bereits
oben gedacht worden. -^< - ^

Mochte der korporative Zusammenschluß des Handwerks in
der Hauptsache auch der Förderung wirtschaftlickM Interessen
dienen. Erschöpft hat er sich d a " " nicht- Die Zunft bemächtigte
sich vielmehr der ganzen Per,onl,chwt des Mengen. Nicht
allein die Werkstatt mit ihren Bewohnern und Erzeugnissen, auch
das Privat- und Familienleben stand unter ihrer Zucht. Sie ließ
in dem einzelnen das Gefühl der Vereinsamung nicht aufkommen
und erweckte den Sinn für gemeinsames Denken und Handeln.
Gleich den altkirchlichen „Gillen", an denen die Zünfte überall stark
beteiligt waren, hatte sie einen geschlossenen Charakter und wirkte
in der Zeit ihrer Blute gleich ihnen in stark erziehlichem Sinne.
Als einmal im Jahre 1533 der pomesanische Bischof die unehe-
lichen Weiber und Frühmütter bei den Innungsfestlichkeiten den
anderen Handwerkerfrauen gleichstellen will, sträuben sich die ge-
samten Zünfte einer Stadt dagegen und berufen sich dabei auf
ihre alten Innungsbriefe, nach welchen Leute, „so an der Ehre
bruchfällig sind vnd eynen bösen Tadel an sich haben, von der
Zunft ausgeschlossen senn sollen," mit Erfolg.

Aber trotz solcher Vorkommnisse waren die inneren Zunftuer-
hältnisse im 17. Jahrhundert nicht mehr gesund und verschlech-
terten sich noch erheblich im 18. Jahrhundert. Die wirtschaftliche
Lage des Handwerks war damals durchaus nicht mehr so goldig,
wie man im allgemeinen annimmt, wenn man der „guten alten
Zeit" gedenkt. Dürftig und kümmerlich schlug man sich durchs
Leben. Dafür sprechen die realen Verhältnisse jener Tage, über
welche auch der langatmige Wust und Bombast der alten Werks-
rollen nicht hinwegzutäuschen vermag. Wie bereits in den Stein-
Hardenbergschen Reformen wurzelnde Gewerbefreihoit gab dem
alten Zunftwesen den Vernichtungsstoß. Mochte es aber auch ab-
geblüht sein und in der Ueberlebtheit und Iopfigkeit die einstige
innere Bedeutung verloren haben, das ehrsame Handwerk der
Vergangenheit mußte dadurch starke Einbuße an Kunstfertigkeit
und Geschick erleiden, wenn niemand mehr im inneren Herzen
spürte, was er erschuf mit eigener Hand, niemand mehr 'Glaub'
und Liebe mit in die Form hineingoß. Das Zeitalter der Ma-
schine mußte den Niedergang des Handwerks nur noch beschleu-
nigen. Die einfache Werkstube konnte mit der Fabrik nicht in
Wettbewerb treten. Ih r nur auf Billigkeit berechneter Massen-
artikel mußte das mit größter Sorgfalt unter erheblich stärkerem
Zeitbedarf hergestellte hnndaefertiate Werkstück verdrängen, wenn

es nicht seine höhere Bewertung im Bewußtsein der Zeitgenossen
rettete. Und das ist und konnte auch nicht auf allen Gebieten des
Handwerks geschehen. Die alten Loh-, Walk- und Papiermühlen,
die Kupfer- und Eisenhämmer, die einst an den kleinen Rinnsalen
unserer Heimat überall ihr fröhliches Geklapper und Gestampfe
ertönen ließen, sind längst verschwunden und leben nur noch in
der Volkserinnevung oder in den zahlreichen Flurnamen. Und
mit ihnen verschwanden die Handwerke, die ihrer einst bedurften,
die Gerber, Tuch- und Papiermacher, die Kupfer- und Nagel-
schmiede, und ihnen folgten die Radier und Schwertseger, die
Kannegießer, die Zichen- und Leinweber, die Bortenwirker und
Knopfmacher und wie die alten eingegangenen Handwerker alle
Namen haben mögen. Selbst die einst so zahlreichen Brauer muß»
ten dem unerbittlichen Wandel der Zeit ihren Tribut zollen und
haben sich in ihrer vollen Betätigung als überflüssig erwiesen.
Färber und Gerber, diese einst von der Sonne gewerblicher Be-
günstigung so warm beschienenen Handmerksleute, sind heute, wo
sie noch vorkommen, mehr Kaufleute als „Professionisten", und
sogar die am unentbehrlichsten scheinenden Schuhmacher und
Schneider sind für neun Zehntel der Allgemeinheit durch die
Fabrikarbeit belanglos geworden und ernähren sich vielfach nur
noch von dem, was die Massenfabrikationen ihnen übrig ließ,
von Ausbesserungsarbeiten. Wohl kehrt nicht wieder, was ver-
gangen ist, und die Entwicklung läßt sich nicht aufhalten. Aber
es wäre nicht deutsch, wollte man mit muselmanischer Ergebenheit
das Kommende als unabänderlich hinnehmen und das Absterben
weiterer Zweige eines alten und ehrsamen Standes nicht in letz-
ter Stunde W verhindern suchen. Daß es die letzte Stunde ist,
das mag der erschreckende Niedergang des Handwerks in den bei-
den letzten Menschenaltern bezeugen. Es wird Pflicht aller Be-
teiligten sein, helfend einzuspringen, fei es etwa durch Beschrän-
kung der unbegrenzten Gewerbefreiheit und gewisser Gebiete der
Massenfabrikation oder durch kunstgewerbliche Veredelung der
Arbeit, der die Maschine nicht zu folgen vermag. An Bestrebun-
gen der letzteren Art hat es bisher nicht gefehlt, wohl aber immer
noch an dem Geschmack eines großen Teiles der laufenden Masse,
die vielfach nicht in der größten Einfachheit und Gediegenheit die
höchste Schönheit sieht. Auf beiden Seiten wird noch viel erzie-
herische Arbeit z.u leisten sein. Daß es das Dritte Reich daran
nicht fehlen lassen will, mag der Tag des deutschen Handwerks
bekunden, an dem es die werktätige Arbeit ehrte und zu ihm seine
schicksalhafte Verbundenheit zum Ausdruck brachte.

Die Nordostmark und der deutsche Ordensstaat
Zwei Bücher für den Unterricht. Von Dr. Wolfgang H e r r m a n n .

Seit dem Wiederaufbau der Marienburg hat keine deutsche
Generation ein so inniges Verhältnis zur Geschichte und Geschichts-
schreibung des deutschen Ritterordens gehabt wie die unsere. Als
Heinrich von T r e i t s c h k e im Jahre 1862, in der Blütezeit einer
noch ungebrochenen national-liberalen Epoche seine berühmte
Schrift über Das deutsche Ordensland Preußen" herausgehen
ließ, da erreichte ihr mächtiger Fanfarenklang noch nicht das Ohr
des Volkes, sondern nur seiner ^gebildeten" Oberschicht. Auch
die folgenden oft recht wertvollen Arbeiten zur Ordensgeschichte,
5. V. die des ehemaligen Königsberger Historikers Erich Eas.par,
blieben auf den akademischen Leserlreis beschränkt. Dagegen ist
für unsere Zeit die Ordensgeschichte in höchstem Maße modern,
weil sie uns unmittelbar angeht. Der Orden als politische Le-
bensform mußte zum verpflichtenden Beispiel werden für ein
ganzes Volk, dessen Führung bei einer Gemeinschaft von Män-
nern liegt, die auf Gedeih und Verderb verbunden, sich unter den
strengen Gesetzen der Zucht, der Verantwortung und Ehre eine

Lebensaufgabe gestellt haben. Der Ordenscharakter der
bekannte Tatsache. Das Vorbild des Deutsch-

ine besondere und gar nicht hoch genug
für den Aufstieg und die Ausprägung des

in Ostpreußen gespielt.
deutschen ^ > ^ ^ ^ K r o l l m a n n s „Politischer Geschichte des
eine erschö,pfen^".^"'" erstenmal seit Treitschkes Schrift wieder

Gesamtdarstellung der Ovdensqeschichte erschien,

da wurde dieses Buch für verschiedene maßgebende oftpreußifche
Parteigenossen ein wesentlicher Beitrag zu ihrer geschichtlichen
Urteils- und Bewußtseinsbildung. 1933 brachte H e i n r i c h
B a u e r , von der Konjunktur getragen, seine etwas journali-
stisch plätschernde Darstellung „Geburt des Ostens" heraus, die
Bauers bestes Buch geblieben ist. Aber wenn Krollmann nüchtern
und schlicht den urkundlichen und sachkundlichen Ertrag eines ge-
lehrten Lebens schenkte, so bm Bauer eine Tatsachechammlunq
m gedrängter Wochenübersicht mit einigen aktuellen Zutaten. Ne'-
ben diese beiden Bücher, die normalerweise das gelehrte und
das populär-historische Interesse befriedigt haben würden, tritt
^> ^ " « ' " " ^ Wert des Königsberger Historikers E r i c h
M a j c h k e : „ D e r deutsche O r d e n s s t a a t . G e s t a l t e n
1 e^in er g r o ß e n M e i s t e r . " (Hamburg, Hanseatische Verlags-
anftalt. Leinen 4,80 RM.) Das Buch muß sich schon durch be-
sondere Qualitäten auszeichnen, wenn es sich neben den anderen
durchsetzen soll.

Soweit mir sehen, liegt sein Wert nicht so sehr in neuen Er-
kenntnissen und Urteilen, als vielmehr in einer Gesamtauffassung,
die konstruktiv und lebendig zugleich ist. Sie spiegelt sich inhast-
lich am schärfsten in dem Satz, „daß das Ende des Ordensstaates
sich notwendig aus den Wesensgrundlagen seines Anfanges ergab."
Die dreihundertjährige Entwicklung der Ordensgemeinschaft als
eines Männerbundes von geschichtlicher Einzigartigkeit laßt die
innere Gesetzmäßigkeit der Ordensgeschichte verstehen, die an da?
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Wachsen und Vergehen in der organischen Natur erinnert. I n
den Gestalten der großen Ordensmeister von Hermann von Salza
bis Herzog Albrecht von Brandenburg läßt uns Maschke jeweils
das Ganze der ordensgeschichtlichen Entwicklung vom Männerbund
zur staatlichen Gemeinschaft bogreifen. Ein erster naturgemäß
etwas schwieriger, aber tiefschürfender Abschnitt gilt dem Wesen
der Ordensherrschaft. Die Gestalten der großen Meister bilden
die folgenden entscheidenden Kapitel. Auch die Ordensmeister
sind nur Ausdruck der Größe der Gemeinschaft, deren Lebensgesetz
das Schicksal des einzelnen beherrscht. „Sie verkörpern jeweils
in sich die Gemeinschaft, die gerade s i e an die S,pitze berief. War
es ihnen durch das Gesetz des Ordens nicht erlaubt, nur sie selbst
zu sein, so stellten sie in einer höheren Individualität das Ganze
dar, aus dem sie nur durch ihre Würde hervorgehoben waren.
Nur für einen gilt dieses nicht: für Heinrich von Planen. Er
ist nur als der einzelne zu verstehen, der sich von dem Gesetz
der Bruderschaft löste und darum tragisch fallen mußte." Aber
selbst darin bleibt Plauen wie alle Ordensführer nur Spiegelbild
der Ordensentwicklung. Hermann von Salza stellte den Orden
hinein in die große Spannung zwischen Kaisertum und Papsttum,
in der er selbst lebte und die das Wesen des Qvdens ausrichtete.
Luther von Braunschweig wurde Sinnbild für den pionierhaften
Charakter der aufblühenden Gemeinschaft und ihre kolonisatorisch2
Leistung. Winrich von Kniprode verlieh der Entfaltung der Or-
denS'Macht ihre Stetigkeit und Geschlossenheit. Die politische Tra-
gödie Heinrichs von Plauen erkennen wir darin, daß er vergeb-
lich versuchte, die Lebenskreise des Ordens und der preußisch-
deutschen Bevölkerung im Preußenlande zu vereinen, um den
Dienstbegriff des Ordens Zum Pflichtbegriff des Staates zu erwei-
tern. Erst Albrecht von Brandenburg überwindet mit Hilfe des
Evangeliums den ständischen Zerfall und formt aus dem Orden,
der „ein S,pital des teutschen Adels" geworden war, den jungen
preußischen Staat, den die Zeitgenossen nannten: „ N o v a G e r -
m a n i a , d a s ist N e u T e u t s c h l a n d " .

I n der gefährlich gewordenen Flut feuilletonistischer und ge-
schichtsbelletristischer Neuerscheinungen, die im Grunde nur
einer liberalen Mode unter verkehrten Vorzeichen gefolgt
sind, ist mit Maschkes Buch zum ersten Male von wissen-
schaftlicher Seite eine Darstellung des Ovdens geglückt, die die
beste Tradition unserer Geschichtsschreibung fortsetzt und die
Forderungen unserer Zeit erfüllt. Der besondere Vorzug des
Werkes liegt darin, daß es die gedankliche Geschlossenheit der
Auffassung mit geschichtlich-schöpferischer Phantasie und sprach-
licher Zucht verbindet. Daß wir es überdies mit einem volkstüm-
lichen und zum Volke sprechenden Ertrag des Arbeitsfeldes vieler
Jahre zu tun haben, erhöht nur seine allgemeine Gültigkeit. Es
bietet ein Beispiel jener dynamisch bewegten und bewegenden Hal-
tung, die unseren Geschichtsunterricht gestalten soll. Das Buch
sollte in keiner Lehrerbücherei fehlen, und einzelne Abschnitte,
insbesondere aus dem Kapitel über Heinrich von Plauen, eignen
sich zum Vorlesen in den Oberklassen.

Mitten hinein in die praktische Gestaltung des Geschichts-
unterrichts, um dessen tiefere Sinngebung wir uns heute bemühen,
führt die eben erschienene dritte Auflage des bewährten L e s e -
h e f t e s v o n S c h u l r a t W i l h e l m S a h m „ N o r d o s t -
m a r k " (1. Teil: Geschichtliche Lesestoffe. Ferdinand Hirts Hei-
mat-Snchleseheste 5. bis 8. Schuljahr. Verlag Ferd. Hirt in Bres

lau, karr. 1,35 RM.) I n die dritte Auflage sind einige neue
Abschnitte über Früh- und Vorgeschichte und die jüngste Zeit ein-
gefügt. M i t großer Sachkenntnis und Liebe zur Heimat ist hier
auf knappstem Naum eine Auswahl der besten Quellen zusammen-
getragen. Sie soll zur Vertiefung des Geschichtsunterrichts den
Schülern des 5. bis 8. Schuljahres in lebendigen Quellenzeugnis-
sen die politische und kulturelle Entwicklung Ost- und Westpreu-
ßens verständlich machen, und sie veranschaulicht fast mit jedem
Stück das oftpreußische Schicksal, Kolonialland zu sein, das stets
zu verteidigen ist.

Die ersten sechs Abschnitte führen ein in die Lebensgemohn-
heiten der preußischen Urbevölkerung und die schonungslosen Nas-
senkäm.pfe der Frühzeit, deren Kenntnis zum Verständnis der
modernen völkischen Kampflage der Nordostmark unerläßlich ist.
Es folgt der Hauptabschnitt über die Ordensgeschichte, »der von
stärkster methodischer Geschlossenheit zeugt und alle für die Allge-
meinheit wesentlichen Dokumente vereinigt. Von der Reforma-
tionsgeschichte über die Anfänge des .preußisch-brandenburgischen
Staates bis zu Hindenburgs Tod tr i t t die kulturgeschichtliche und
mehr auf das einzelne gerichtete Betrachtungsweise neben die völ-
kisch-politische. Gut eingegliedert oder angeschlossen sind die M i -
niaturen der großen Söhne und Töchter Ostpreußens Simon Dach,
Herder, Kant Schentendorf, Boyen, Schichau, Sudermann und
Agnes Miegel. Der schale Band hat sich didaktisch vielfach
erprobt und bewahrt. Ais Duellenheft zur Geschichte u i ^ r e r
Heimat erfüllt er den elementarsten Dienst, im Schüler die Ehr-
furcht vor der geschichtlichen Größe unserer Heimat und die Vereit-
schaft zur Erfüllung unseres völkischen Auftrags zu wecken. Na°
tional-,politisch gesehen, dient er im engeren und abgesteckten Rah-
men derselben Aufgabe, die die von pädagogische Rücksichten un-
beschwerte Darstellung Maschkes für den erwachsenen historisch
interessierten Leser sich gestellt hat. " ymori,ni

Die A u s w a h l , die Sahm traf, verrät neben einer über-
legenen Sachkenntnis auch das Bestreben, in der Veschränkung
Meister zu bleiben. Ergänzend seien für die nächste Auflage
noch einige Vorschläge gemacht: Die Hereinnahme der wichtigsten
Sätze uon Alfred Nosenbergs Marienburger Rede 1934 sowie die
lebhafte Schilderung vom Raub des MemeNandes aus ,der Memel-
schrift von Reinhold Pregel. Auch einige gestaltende Karten über
die Abstimmungsergebnisse und Gebietsverluste 1919/20 und über
die Voraussetzungen des Erich-Koch-Planes erscheinen zweckmäßig.

Als Heinrich ^ n Treitschke seine eingangs erwähnte Schrift
über das Ordensland Preußen veröffentlichte, begann er mit einer
bewegten K l a g e ü b e r d e n M a n g e l a n S c h u l m i s -
sen ü b e r d e n d e u t s c h ^ N o r d o s t e n und sein geschicht-
liches Wachstum: „Was anders", s^ rief unser größter politischer
Historiker, „was« anders lehren in der Regel unsere gelehrten
Schulen, als ein willkürliches Gemisch gleichgültiger Tatsachen,
das man Geschichte des engeren Vaterlandes zu taufen liebt?
Kaum daß eine hingeworfene Notiz dem Knaben eine Ahnung
gibt von der größten und folgenreichsten Tat des späteren Mittel-
alters, von dem reißenden Hinausströmen deutschen Geistes über
den Norden und Osten, dem gewaltigen Schassen untres Volkes
als Bezwinger, Lehrer, Zuchtmeister un t re r Nachbarn." Diese
Klage hat heute nur noch historischen Sinn. Das ^ahmsche ^se-
hest insbesondere beweist es, es beweist darüber hinaus, daß von
unserer Vergangenheit die Geschichte des preußischen Nordostens
in der Seele unseres Volkes am lebendigsten geblieben ist.
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Soeben erschienen ln dri t ter Auflage

Hirts Hetmat-Sachleseheft
für das 5.-8.'. Schuljahr

N o r d o f t m a r k
Erster Teil: Geschichtliche Lesestoffe
Herausgegeben von Schulrat S > h m-Königsberg

N«. 1.35
Siehe ausführliche^Arbett ln der vorliegenden Ausgabe

pädagogische Verlaasaemeinschaft Ostpreußen
GmbH. Sturm-Verlag-Ferdinand Hirt,

Königsberg pr. Schließfach 313
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Reden, Deklam., Ged., Lieder, Vortragsfolg.
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